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1 Einleitung

1.1 Aktueller Kontext

Kreditkarten als Zahlungsmittel gewinnen zunehmend an Beliebtheit. In der Schweiz

hat während der letzten Jahre sowohl die Anzahl an Kreditkarten als auch das da-

mit getätigte Transaktionsvolumen beachtlich zugenommen. Von 1989 bis 2010 ist

die Anzahl an Kreditkarten im Umlauf um 376% angestiegen. Der mit Kreditkarten

getätigte Umsatz hat in diesem Zeitraum um über 500% zugenommen.1

Nicht nur aufgrund der wachsenden Bedeutung von Kreditkarten als Zahlungsmit-

tel, sondern vor allem wegen der im Kreditkartenmarkt verrechneten Gebühren be-

schäftigt sich die Wettbewerbskommission (Weko) schon seit geraumer Zeit mit dem

Schweizer Kreditkartenmarkt. Im Fokus sind insbesondere die �Interchange Fees� (IF),

welche im Vier-Parteien-System bei jeder Transaktion vom Acquirer an den Issuer

bezahlt werden.2 Bereits im Jahr 2003 erö�nete die Weko eine Untersuchung über

die Zulässigkeit der gemeinsamen Festlegung der �Interchange Fees� durch die Issuer

und die Acquirer in den als Vier-Parteien-System organisierten Kreditkartensystemen

Visa und MasterCard (Wettbewerbskommission, 2003). Abbildung 1 illustriert

die komplexe Struktur des Vier-Parteien-Systems sowie die in diesem erhobenen und

von der Weko unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten betrachteten Gebühren.

Für eine Kreditkarte bezahlen die Karteninhaber in der Regel eine �xe Jahresgebühr

an den Herausgeber der Karte (Issuer). Bezahlt der Karteninhaber eine Transaktion

mit Kreditkarte, so wird diesem lediglich der Preis des Gutes oder der Dienstleistung

belastet.3 Der Händler hingegen bezahlt dem Acquirer eine sogenannte �Merchant

Service Charge� (MSC), welche üblicherweise prozentual auf dem Transaktionsbetrag

anfällt. Der Händler erhält folglich bei einer Kreditkartenzahlung den Verkaufspreis

abzüglich der �Merchant Service Charge�. Der Acquirer seinerseits zahlt bei jeder

Transaktion eine �Interchange Fee� an den Issuer der betre�enden Karte. Die �Inter-

change Fee� beträgt einen bestimmten Prozentsatz des Transaktionspreises, welcher

1Eigene Berechnungen (Datenquelle: Schweizerische Nationalbank, 2011). Für eine detaillier-
tere Analyse der Entwicklung des Kreditkartenmarktes wird auf Jaeger et al. (in Arbeit)
verwiesen.

2In Abschnitt 1.3 werden die wichtigsten der im Rahmen dieser Studie verwendeten Begri�e de�-
niert.

3Sofern der Preis in Schweizer Franken ist.
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1 Einleitung

Abbildung 1: Vier-Parteien-System

Karteninhaber/

Kunde (Nutzen bB)

Händler
(Nutzen bS)

Issuer
(Kosten cI)

Acquirer
(Kosten cA)

Verkauf von Produkt/Dienstleistung

zum Preis p

Verkaufspreis p

Interchange Fee (IF)

Verkaufs-

preis p

Karten-

gebühr
Merchant

Service

Charge

(MSC)

Verkaufs-

preis p

Bonus-

programme

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Wettbewerbskommission (2009c), S. 2

mit Kreditkarte beglichen wird.

Für die Konsumenten stellen Kreditkarten ein bequemes und sicheres Zahlungsmittel

dar. Die mit der Kreditkarte verbundene Liquiditätsfunktion erlaubt es dem Karten-

inhaber darüber hinaus, selbst dann Transaktionen zu tätigen, wenn gerade zu wenig

Bargeld im Portemonnaie ist oder (vorübergehend) nicht ausreichend �nanzielle Mit-

tel liquid sind. Der Besitz einer Kreditkarte lohnt sich für die Kunden umso mehr, je

mehr Händler Kreditkarten als Zahlungsmittel akzeptieren.

Der einzelne Händler kann grundsätzlich ebenfalls einen Nutzen aus Kreditkarten zie-

hen. Dieser kann sich in Form von geringeren Bargeld-Handling-Kosten, durch eine

Reduktion des Diebstahlrisikos oder infolge einer Umsatzsteigerung dank der Liqui-

ditätsfunktion der Kreditkarte ergeben. Für den einzelnen Händler ist der Anreiz

zur Akzeptanz von Kreditkarten als Zahlungsmittel umso grösser, je mehr von sei-

nen Kunden Zahlungen mit Kreditkarte tätigen bzw. gerne mit Kreditkarte bezahlen

würden und je grösser sein (Netto-) Nutzen aus der Kreditkartenakzeptanz ist. Unter

Berücksichtigung dieser gegenseitigen Interdependenz der zwei Marktseiten arbeiten

Issuer und Acquirer im sogenannten Vier-Parteien-System zusammen.

Die Acquirer werben Händler und Dienstleistungsanbieter zur Akzeptanz von Kredit-

karten an. Mit den einzelnen Händlern oder Dienstleistungsanbietern schliessen sie

2



1 Einleitung

Verträge ab und stellen ihnen die notwendige technische Infrastruktur zur Verfügung.

Über den Acquirer werden schliesslich alle Kreditkartentransaktionen abgewickelt und

an den jeweiligen Issuer weitergeleitet. Dieser übernimmt die Transaktionen auf Sei-

te der Karteninhaber und belastet sie diesen. Bei jeder mit Kreditkarte getätigten

Transaktion zahlt der Händler oder Dienstleistungsanbieter eine �Merchant Service

Charge� an den Acquirer.

Auf der anderen Marktseite sind die Issuer darum bemüht, Kreditkartenkunden zu ge-

winnen. Dies gelingt ihnen umso eher, je bessere Gesamtangebote sie machen können,

zum Beispiel in Form von guten Dienstleistungsangeboten, tiefen Gebühren und/oder

attraktiven Bonus-Programmen. Einen Teil der dazu verfügbaren Mittel erzielen die

Issuer durch die Einnahmen aus den �Interchange Fees�. Diese haben somit einen

Ein�uss darauf, welcher Anteil der Kosten direkt über die Jahresgebühren gedeckt

werden muss (Wettbewerbskommission, 2005). Mit tieferen Jahresgebühren kön-

nen die Issuer leichter neue Kreditkartenkunden gewinnen. Eine steigende Anzahl an

Kreditkartennutzern macht die Kreditkartenakzeptanz schliesslich wiederum für die

Händler attraktiver und lohnender.

Neben den Vier-Parteien-Systemen gibt es auch Drei-Parteien-Systeme (wie z.B. Ame-

rican Express und Diners Club).4 Bei diesen wird die Herausgabe der Kreditkarten

(Issuing) und das Anwerben der Händler (Acquiring) von derselben Einheit bzw.

vom selben Unternehmen durchgeführt, während diese Aufgaben im Vier-Parteien-

System von zwei (rechtlich unabhängigen) Einheiten bzw. Unternehmen wahrgenom-

men werden. In beiden Systemen bezahlen die Händler jedoch Gebühren, wobei die

Drei-Parteien-Systeme in der Schweiz gemäss derWettbewerbskommission (2005)

deutlich höhere Händlerkommissionen aufweisen als die Vier-Parteien-Systeme. Die

vergleichsweise tieferen Gebühren werden im Vier-Parteien-System allerdings unter

zwei rechtlich nicht zusammengefassten Parteien (Issuer/Acquirer) aufgeteilt.

Der von der Weko geäusserte Verdacht einer Wettbewerbsabrede gründet darin, dass

im Vier-Parteien-System die �Domestic Multilateral Interchange Fees� (DMIF) in zwei

Gremien (Issuer/Acquirer Forum Visa und Card Committee MasterCard) festgelegt

und somit nicht direkt vom Markt bestimmt werden.5 Die Weko erö�nete aus diesem

4Die Drei-Parteien-Systeme sind in der Schweiz wegen ihres geringen Marktanteils sowie der be-
schränkten Akzeptanz nach Ansicht derWettbewerbskommission (2005) als Nischenprodukte
zu bezeichnen.

5Anzumerken ist hier, dass es auch im Drei-Parteien-System implizite �Interchange Fees� gibt

3



1 Einleitung

Grund eine Untersuchung zur Abklärung, ob die Festlegung der DMIF durch diese

Gremien eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des Schweizer Kartell-

gesetzes (KG) darstellt.

In ihrer Verfügung vom 5. Dezember 2005 quali�zierte die Wettbewerbskommis-

sion (2005) die multilaterale Festlegung der DMIF durch die zwei Gremien grund-

sätzlich als eine horizontale Preisabrede6. Die Weko stellte fest, dass die Vermutung

der Beseitigung wirksamen Wettbewerbs widerlegt werden konnte. Es wurden sogar

gewisse E�zienzvorteile einer multilateralen Festsetzung der DMIF deutlich. Nach

Ansicht der Weko überwiegen diese Vorteile aber nur dann, wenn die Festlegung der

DMIF basierend auf objektiven Kriterien erfolgt, d.h. auf den für die Funktionsweise

des Netzwerks unmittelbar notwendigen Kostenelementen.

Da die multilateral festgelegte DMIF deutlich über den von der Weko anerkannten

Netzwerkkosten lag, wurde eine einvernehmliche Regelung zwischen den beteiligten

Parteien und dem Sekretariat der Wettbewerbskommission getro�en. Das Ziel der ein-

vernehmlichen Regelung und der darin enthaltenen Verp�ichtungen war, �die negati-

ven Auswirkungen des multilateralen Verhandelns zu beseitigen und gleichzeitig die Ef-

�zienzvorteile des multilateralen Systems zu bewahren� (Wettbewerbskommission,

2005, S. 93).

Die einvernehmliche Regelung wurde zeitlich auf vier Jahre beschränkt. Im Sommer

2009 erö�nete die Weko erneut eine formelle Untersuchung des Kreditkartenmarktes.

Dabei sollen die jüngsten Marktentwicklungen in der Schweiz und in der EU sowie

die Entwicklung der Netzwerkkosten mitberücksichtigt werden. Ebenso will die Weko

abklären, ob die Ergebnisse und Erwägungen aus der ersten Untersuchung noch immer

gültig sind und ob die erho�ten Ziele mit der einvernehmlichen Regelung erreicht

werden konnten.

Per 1. Februar 2010 wurde die Regelung aus dem Jahr 2005 durch neue vorsorgli-

che Massnahmen ersetzt. Das bisherige System wird �in verbesserter Form weiter-

geführt� (Wettbewerbskommission, 2010a, S. 1), bis basierend auf den neuen

(Small und Wright, 2002). Analog zum Vier-Parteien-System �ndet im Drei-Parteien-System
ein Transfer von der einen zur anderen Marktseite statt. Diese (internen) Gebühren werden eben-
falls nicht direkt vom Markt bestimmt. Im Drei-Parteien-System handelt es sich jedoch um einen
�rmeninternen Transfer. Insofern ergibt sich für die Wettbewerbsbehörden keine Grundlage für
einen Eingri�.

6Die horizontale Preisabrede entspricht hier der Abrede im Sinne von Art. 5 Abs. 3 Bst. a KG.
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1 Einleitung

Untersuchungen der Weko eine de�nitive Entscheidung getro�en werden kann. Die

zwischenzeitlich implementierte Regelung gewichtet die beiden Issuer mit den tiefs-

ten Kosten stärker, mit dem Ziel, mittelfristig die kostendisziplinierende Dynamik

zu verstärken (�Yardstick-Competition�). Mit der für das Jahr 2010 vorgesehenen

nochmaligen Absenkung der DMIF von 1.282% auf 1.058% glich sich diese dem eu-

ropäischen Durchschnitt an.7 Die provisorische Lösung wurde von den wichtigsten

Marktakteuren akzeptiert und wiederum in Form einer einvernehmlichen Regelung

erlassen (Wettbewerbskommission, 2010b).

1.2 Ziel der Studie

Trotz der bislang erzielten Senkungen der DMIF besteht nach wie vor kein Konsens

darüber, wie die Interchange Fees bzw. die Gebührenordnung im Kreditkartenmarkt

als Ganzes in e�zienter Weise ausgestaltet werden sollte. Ist die einvernehmliche Lö-

sung durch eine ähnliche, kostenbasierte Regelung der DMIF zu ersetzen? Oder sollte

in der Schweiz eher ein nutzenorientierter Ansatz verfolgt werden, welcher sich im

Sinne einer volkswirtschaftlichen Ausrichtung am Nutzen sämtlicher Marktteilneh-

mer des Kreditkartenmarktes orientiert?

Rochet (2005) formuliert den Fokus der Wettbewerbsbehörden in verschiedenen Län-

dern auf die Interchange Fees als einen �ungewöhnlichen Krimi�. Als Schuldige und

Angeklagte werden schnell die Banken und Kreditkartennetzwerke genannt. Auch die

beim Verbrechen verwendete Wa�e wird genannt: Es sind die angeblich (zu) hohen In-

terchange Fees. Überraschenderweise besteht allerdings eine grosse Kontroverse über

die Art des Verbrechens. Gibt es zu viele Kreditkarten? Gibt es zu viele Kartenzah-

lungen? Oder ist es viel eher so, dass das wahre Verbrechen darin besteht, dass die

Banken zu viel Pro�t machen?

Die Funktionsweise, Anreizmechanismen, Preisgestaltung und Wettbewerbsintensität

von Kreditkartenmärkten wurden in den vergangenen Jahren in diversen ökonomi-

schen und wettbewerbspolitischen Untersuchungen thematisiert. Dennoch existiert

7Eine Aussage über die optimale Höhe der Interchange Fees lässt sich anhand eines internationalen
Vergleichs allerdings nicht machen. Selbst die Wettbewerbskommission (2005) weist darauf
hin, dass ein Vergleich mit ausländischen Domestic Interchange Fees problematisch ist, u.a. auf-
grund der unterschiedlichen Verbreitung von Kreditkarten und der unterschiedlichen Nutzung
der Kreditfunktion in verschiedenen Ländern.
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1 Einleitung

bis heute kein Konsens darüber, wie ein kosten- und/oder nutzenorientiertes Gebüh-

rensystem optimalerweise auszusehen hätte. Auch in der Schweiz wurden periodisch

intensive Diskussionen über die konkrete Gebührenausgestaltung im Kreditkarten-

markt geführt. Der Grund für den fehlenden Konsens liegt nicht zuletzt darin, dass

der Kreditkartenmarkt sehr komplex ist und sich von normalen Konsumgütermärkten

in wesentlichen Punkten unterscheidet.

Das im Kreditkartenmarkt vorherrschende Vier-Parteien-System ist zu komplex, als

dass derzeit robuste Prognosen über Marktergebnisse auf der Basis von Modellen zur

Verfügung stünden. Das Problem der theoretischen Analyse besteht darin, dass viele

und starke Annahmen getro�en werden müssen, unter anderem über die Höhe der

Grenzkosten und der Preiselastizitäten der Karteninhaber sowie der Händler, aber

auch über die Kostenweitergabe und die externen E�ekte, welche die Karteninhaber

auf die Händler ausüben (und vice versa).

In der vorliegenden Studie sollen mögliche wettbewerbliche Ausgestaltungen für den

Schweizer Kreditkartenmarkt evaluiert und allfällige regulatorische Eingri�e und de-

ren potenziellen Auswirkungen beurteilt werden. Ebenso sollen daraus Empfehlungen

hervorgehen, wie in der Schweiz die gesamtwirtschaftlich optimale Funktionsweise des

Kreditkartenmarktes gewährleistet werden kann. Schliesslich handelt es sich dabei um

ein bargeldloses Zahlungssystem, welches im Dienste der gesamten Volkswirtschaft

steht und deshalb die Frage nach der sozial optimalen Versorgung aufwirft.

1.3 Abgrenzung und De�nitionen

Der Fokus der vorliegenden Studie wird auf den Kreditkartenmarkt in der Schweiz

gelegt, wobei auch internationale Vergleiche und Erfahrungen aus anderen Ländern

herangezogen werden. Dies dient zum Beispiel der Evaluation der Auswirkungen von

wirtschaftspolitischen Eingri�en in den Kreditkartenmarkt. Insofern können bereits

erfolgte Eingri�e in anderen Ländern im Sinne von Fallstudien zur Abschätzung der

potenziellen Wirkungen eines analogen Eingri�s auf die Schweiz übertragen werden.

Sowohl bei den Untersuchungen der Weko als auch in dieser Studie bilden die in

den Vier-Parteien-Systemen angewandten DMIF den primären Untersuchungsgegen-

stand. Die Funktionsweise von Drei-Parteien-Systemen ist in diesem Zusammenhang

allerdings gleichwohl relevant, da diese eine alternative Organisationsform des Kre-
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1 Einleitung

ditkartenmarktes darstellen. Neben dem Kreditkartenmarkt ist zudem der Debitkar-

tenmarkt zu betrachten, welcher zwar ebenfalls ein zweiseitiger Markt ist, bei dem

die Weko bislang allerdings im Hinblick auf die Maestro-Debitkarten eine Interchange

Fee nicht zugelassen hat. Zu klären ist insbesondere, wie die Finanzierung im Debit-

kartenmarkt erfolgt und ob dies auch im Kreditkartenmarkt eine mögliche und zudem

sinnvolle Option wäre.

Im Folgenden werden verschiedene Begri�e erläutert, welche in der Diskussion über

die Kreditkartenmärke und auch im Rahmen dieser Studie verwendet werden.

Acquirer: Die Acquirer werben Händler und Dienstleistungsanbieter an und schlies-

sen mit diesen Verträge zur Akzeptanz von Kreditkarten ab. Zudem stellen sie

die notwendige Infrastruktur zur Abwicklung der Kreditkartentransaktionen zur

Verfügung. Dafür verlangen sie von den Händlern oder Dienstleistungsanbietern

eine Gebühr (�Merchant Service Charge� (MSC); vgl. unten), welche bei jeder

Kreditkartentransaktion anfällt. Über den Acquirer werden schliesslich alle ge-

tätigten Transaktionen abgewickelt und an die Issuer weitergeleitet.

Debitkarte: Im Gegensatz zur Kreditkarte wird der Transaktionsbetrag bei der Be-

zahlung mit einer Debitkarte unmittelbar nach dem Einsatz der Karte vom Kon-

to des Karteninhabers abgebucht, an das sie direkt gekoppelt ist. Debitkarten

sind reine Zahlungsverkehrskarten, die aber auch PIN-gesichert an nationalen

und internationalen Bankomaten einsetzbar sind.

DMIF: Domestic Multilateral Interchange Fee(s), siehe Interchange Fee

Händler/Handel: Als Händler bzw. Handel werden zusammenfassend alle Anbieter

von Gütern und Dienstleistungen verstanden.

Honour all Cards Rule (HAC): Eine Regel auf Systemebene, die besagt, dass Kar-

ten akzeptierende Händler stets alle Karten vom gleichen Kartensystem (z.B.

Visa oder MasterCard) akzeptieren müssen, unabhängig von welchem Issuer sie

herausgegeben wurden oder um was für eine Karte es sich handelt (Kredit-,

Gold-, Silberkarte etc.).

Interchange Fee (IF): Eine Gebühr, die bei jeder Transaktion (typischerweise) vom

Acquirer an den Issuer bezahlt wird. Die Gebühr wird auf dem Niveau des

Netzwerks bzw. zwischen den Issuern und den Acquirern festgesetzt und beträgt
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1 Einleitung

einen bestimmten Prozentsatz des Transaktionspreises.

Issuer: Die Kartenherausgeber bzw. Issuer sind Organisationen (i.d.R. Banken), wel-

che Kreditkarten an die Kunden herausgeben (oft gegen eine �xe Jahresgebühr).

Die Issuer wickeln zudem die mit der Kreditkarte getätigten Transaktionen auf

der Seite der Karteninhaber ab und belasten diesen den Transaktionsbetrag.

Kreditkarte: Kreditkarten sind Zahlungskarten. Sämtliche während eines bestimm-

ten Zeitraums mit der Kreditkarte getätigten Transaktionsbeträge werden ge-

sammelt, aufsaldiert und dem Karteninhaber in regelmässigen Intervallen (in

der Regel monatlich) in Rechnung gestellt. Der geschuldete Transaktionsbetrag

wird damit nicht sofort vom Konto abgezogen, sondern wird erst zu einem spä-

teren Zeitpunkt fällig. Die Entscheidung, wie viel vom Kartensaldo über den

festgelegten Mindestbetrag hinaus beglichen werden soll, steht dem Kartenin-

haber o�en. Für den verbleibenden, noch nicht beglichenen Schuldsaldo werden

dem Karteninhaber allerdings Zinsen bzw. Finanzierungsgebühren verrechnet.

Insofern ermöglicht die Kreditkarte gewissermassen die Aufnahme eines Kredi-

tes, welcher in Raten abgezahlt werden kann.

Kreditkarteninhaber: Person, die im Besitz einer Kreditkarte ist.

Merchant Service Charge (MSC): Die von den Händlern an die Acquirer bezahl-

te Händlerkommission wird in der Literatur als �Merchant Service Charge�,

teilweise auch als �Merchant Fee� oder �Merchant Discount Rate� bezeichnet.

Diese zwischen Händler und Acquirer individuell ausgehandelte Kommission be-

trägt üblicherweise einen bestimmten Prozentsatz vom Transaktionsbetrag. Der

Händler erhält somit bei einer Bezahlung mit Kreditkarte den Verkaufspreis

abzüglich der �Merchant Service Charge�.

Non Discrimination Rule (NDR): Ein vertragliches Verbot der Preisdi�erenzierung,

welches den Händlern untersagt, von ihren Kunden einen unterschiedlichen Preis

zu verlangen, falls diese mit einer Kreditkarte bezahlen. Ein verwandtes Konzept

ist die �No Surcharge Rule� (vgl. unten).

No Surcharge Rule (NSR): Vertragliches Verbot innerhalb eines Netzwerks, welches

den Händlern untersagt, von ihren Kunden einen höheren Preis zu verlangen,

falls sie mit einer Kreditkarte bezahlen.
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2 Theoretische Literatur und Modelle zum

Kreditkartenmarkt

Die Tabelle 1 zeigt eine Zusammenfassung von ausgewählten Literaturbeiträgen über

Zahlungssysteme. Die Auswahl beruht primär auf der Relevanz der Modelle für die

Situation in der Schweiz. Aus diesem Grund wird der Literatur über den Wettbewerb

zwischen Kartennetzwerken hier wenig Bedeutung beigemessen. Sekundär soll die

Auswahl eine gewisse Vielfalt an verschiedenen Untersuchungsbereichen aufweisen.

Die Literaturübersicht ist jedoch keineswegs vollständig.

Tabelle 1: Übersicht zu ausgewählter Literatur über Zahlungssysteme

Fokus Händler- Wettbewerb* Gebühren Ergebnisse
verhalten

Katz (2001) 4-Parteien-System, homogen, Issuer: PW Issuer: �x Übernutzung bei
Bedeutung der monopolistisch Acquirer: PW Acquirer: pro Anreiz-Programmen
NSR Transaktion wahrscheinlich

Rochet und strategisches homogen, Issuer: Issuer: �x Abweichungen der
Tirole (2002) Verhalten der strategisch Marktmacht Acquirer: pro privat optimalen von

Händler, Acquirer: PW Transaktion der sozial optimalen IF
Wohlfahrts- nach oben möglich.
analyse Strategische Karten-

akzeptanz begünstig
eine Abweichung.

Wright (2003) NSR und HAC homogen, Issuer: Issuer: �x Wirkung der NSR
strategisch Marktmacht Acquirer: pro abhängig von

Acquirer: PW Transaktion Fixkosten und
Händlerwettbewerb

Schwartz und NSR und HAC homogen, Issuer: Kollusion Issuer: �x Anreizprogramme
Vincent (2006) monopolistisch Acquirer: PW Acquirer: pro erhöhen IF und

Transaktion totale Nutzerrente

Gans und Gesamtkosten- homogen Issuer: Issuer und Marktmacht von Issuer
King (2002) minimierung, Marktmacht Acquirer: pro erhöht private IF,

Kreditkarten- Acquirer: Transaktion Marktmacht von
markt Australien Marktmacht Acquirer verringert

private IF

Schmalensee Balancefunktion heterogen, Issuer: Issuer und IF steigt mit Issuer-
(2002) der IF nicht strategisch Marktmacht Acquirer: pro verhandlungsmacht

Acquirer: Transaktion und -kosten
Marktmacht

Wright (2004) Händler- heterogene Issuer: Issuer und Abweichungen der
heterogenität Branchen, Marktmacht Acquirer: pro privaten von der sozial

strategisch Acquirer: Transaktion optimalen IF nach unten
Marktmacht und oben möglich.

Strategische Akzeptanz
begünstigt Abweichung
nach oben.

*PW: Perfekter Wettbewerb.

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Hayashi und Weiner (2005)

Im Kapitel 2 sind neben den in Tabelle 1 aufgeführten Modellen weitere Literaturbei-

träge von zentraler Bedeutung. Insbesondere die �Avoided Costs�-Modelle werden in

den Abschnitten 2.2.2 bis 2.2.5 im Detail diskutiert. Verzichtet wird hingegen auf eine
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2 Theoretische Literatur und Modelle zum Kreditkartenmarkt

ausführliche Abhandlung von Beiträgen aus den Anfängen der akademischen Litera-

tur über Zahlungssysteme, wie zum Beispiel jene von Baxter (1983) und Carlton

und Frankel (1995).

2.1 Der Kreditkartenmarkt als zweiseitiger Markt

Bereits in Abschnitt 1.1 wurde darauf hingewiesen, dass der Kreditkartenmarkt rela-

tiv komplex ist, wie es in Abbildung 1 graphisch veranschaulicht wurde. Es stellt sich

intuitiv die Frage, weshalb der Kreditkartenmarkt nicht gleich einfach aufgebaut ist

wie die meisten Gütermärkte. Wie die folgenden Ausführungen zeigen werden, unter-

scheidet sich der Kreditkartenmarkt in wesentlichen Punkten von anderen Märkten.

2.1.1 Unterschiedliche Nachfragergruppen

Im Gegensatz zu anderen Märkten sind auf dem Kreditkartenmarkt zwei Gruppen

von Nachfragern zu �nden � die Händler und die Karteninhaber. Diese beiden Nach-

fragergruppen interagieren miteinander und es entsteht dadurch eine gemeinsame und

interdependente Nachfrage. Erst wenn eine Kreditkarte von einer genügend grossen

Anzahl an Händlern als Zahlungsmittel akzeptiert wird, entsteht für den Konsumen-

ten ein ausreichender Nutzen aus einer solchen Kreditkarte und somit eine Nachfrage

danach. Händler ihrerseits werden nur dann Kreditkarten akzeptieren, falls sie auch

von genügend Kunden nachgefragt werden. Ein Nutzen für die beiden Gruppen kann

folglich nur dann entstehen, wenn beide übereinkommen, Kreditkarten als Zahlungs-

mittel zu verwenden.

Die Europäische Kommission (2006) geht aus diesem Grund davon aus, dass die

Nachfrage auf dem einen Markt wohl ganz verschwinden würde, wenn auf dem anderen

Markt keine Nachfrage bestünde � und zwar unabhängig vom Preis. Die Bedingung

für das Funktionieren des Kreditkartenmarktes ist demzufolge, dass beide Nachfrager-

gruppen gleichzeitig �an Bord� gebracht werden können. Die Herausforderung für die

Kreditkartenplattform besteht nun darin, durch geeignete Massnahmen und Anreize

zu erreichen, dass beide Nachfragergruppen bzw. die unterschiedlichen für das System

notwendigen Parteien freiwillig am System teilnehmen.
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2.1.2 Private versus sozial optimale Entscheidung

Eine formale Analyse des Kreditkartenmarktes wurde erstmals von Baxter (1983) im

Rahmen des NaBanco-Falls vorgenommen.8 Er erwähnte als erster die gemeinsame,

interdependente Leistung von Acquirern und Issuern. Die folgenden Ausführungen,

insbesondere die Sicht des Kreditkartenmarktes als Vier-Parteien-System, basieren

direkt oder indirekt auf Baxters Ideen.

Jede der in Abbildung 1 dargestellten vier Parteien im Kreditkartenmarkt hat private

Kosten und Nutzen bei der Verwendung von Kreditkarten. Volkswirtschaftlich gesehen

ist es sinnvoll, Transaktionen mit Kreditkarten abzuwickeln, falls der dabei insgesamt

entstehende Netto-Nutzen positiv ist. Möglicherweise würde dabei allerdings (min-

destens) eine Partei einen negativen Netto-Nutzen bzw. einen Verlust erzielen und

daher aufgrund des privaten Kalküls nicht freiwillig am Kreditkartenzahlungssystem

partizipieren. In Tabelle 2 wird dieser Fall anhand eines einfachen, hypothetischen

Transaktionsbeispiels veranschaulicht.9

Ohne Transferzahlung würden zwar sämtliche Parteien einen nicht-negativen bzw.

gar einen positiven Nutzen aus der Transaktion ziehen. Wie Tabelle 2 zeigt, über-

tre�en jedoch bei der dargestellten hypothetischen Transaktion beim Acquirer, beim

Issuer und auch beim Karteninhaber die (privaten) Kosten den (privaten) Nutzen aus

einer Transaktion. Der daraus resultierende negative private Netto-Nutzen führt dazu,

dass diese Parteien aufgrund ihres individuellen Kalküls nicht am Kreditkartenmarkt

teilnehmen werden und somit keine Transaktion statt�ndet. Dies, obwohl aus der

Transaktion insgesamt betrachtet ein positiver Netto-Nutzen resultieren würde. Die

positiven externen Netzwerke�ekte aus der Transaktion können allerdings nur dann

realisiert werden, wenn gleichzeitig alle Parteien an der Transaktion teilnehmen.

Lässt sich nun aber der Verlust der einen Partei durch den Gewinn der anderen Partei

kompensieren, so kann der volkswirtschaftliche Netto-Nutzen realisiert werden. Es ist

folglich ein Transfer notwendig, um alle Parteien �an Bord� zu bringen. Dies tri�t vor

allem dann zu, wenn Asymmetrien vorhanden sind in der Nachfrage der Konsumenten

(Karteninhaber) und der Händler und/oder in den Kosten für die den Karteninhabern

und Händlern angebotenen Leistungen (Chakravorti, 2010).

8Vgl. zum NaBanco-Fall u.a. Abele et al. (2007) sowie Baxter (1983).
9Sämtliche Beträge in Tabelle 2 dienen lediglich illustrativen Zwecken und sind frei erfunden.
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Tabelle 2: Kosten und Nutzen einer hypothetischen Transaktion

ohne mit

Transferzahlung Transferzahlung

vom Händler an . . .
Issuer: CHF 0.50

Acquirer: CHF 0.50
Konsument: CHF 0.50

Acquirer

Nutzen CHF 0.00 CHF 0.00
Kosten � CHF 0.50 � CHF 0.50
Transfer � CHF 0.50

Netto-Nutzen des Acquirers: � CHF 0.50 CHF 0.00

Issuer

Nutzen CHF 0.00 CHF 0.00
Kosten � CHF 0.50 � CHF 0.50
Transfer � CHF 0.50

Netto-Nutzen des Issuers: � CHF 0.50 CHF 0.00

Händler

Nutzen CHF 2.25 CHF 2.25
Kosten � CHF 0.25 � CHF 0.25
Transfer � � CHF 1.50

Netto-Nutzen des Händlers: CHF 2.00 CHF 0.50

Karteninhaber

Nutzen CHF 0.50 CHF 0.50
Kosten � CHF 0.75 � CHF 0.75
Transfer � CHF 0.50

Netto-Nutzen des Karteninhabers: � CHF 0.25 CHF 0.25

Volkswirtschaftlicher Nettonutzen: CHF 0.75 CHF 0.75

Ergebnis des privaten Kalküls:

Volkswirtschaftlicher Nettonutzen nicht realisiert realisiert

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Prager et al. (2009), S. 82

Im vorliegenden �ktiven Beispiel lässt sich der volkswirtschaftliche Netto-Nutzen �

wie in Tabelle 2 beschrieben � durch einen Transfer vom Händler an die anderen

Parteien realisieren. Dank eines solchen Transfers erzielen sämtliche Parteien einen

nicht-negativen privaten Netto-Nutzen aus der Transaktion und sind daher bereit,
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am System teilzunehmen. Der positive volkswirtschaftliche Netto-Nutzen lässt sich

damit realisieren. Insofern sind (Einkommens-)Transfers unter Umständen nicht nur

notwendig zur Maximierung der insgesamten sozialen Wohlfahrt (Eubanks, 2008),

sondern auch dafür, dass der positive volkswirtschaftliche Netto-Nutzen überhaupt

realisiert werden kann, da die Parteien aufgrund ihres privaten Kalküls handeln.

2.1.3 Externe E�ekte

Externe E�ekte entstehen, wenn sich die Aktivität eines Wirtschaftssubjekts auf das

Wohlbe�nden bzw. den Nutzen von anderen Wirtschaftssubjekten auswirkt und keine

der beteiligten Parteien eine Kompensation für diesen E�ekt bezahlt oder erhält. Ver-

nachlässigen die individuell handelnden Wirtschaftssubjekte die externen E�ekte und

damit die tatsächlichen sozialen Kosten und Nutzen ihrer Handlung und berücksich-

tigen stattdessen nur ihre privaten Kosten und Nutzen, so wird das sozial optimale

Marktergebnis in der Regel verfehlt. Das daraus resultierende Marktgleichgewicht ist

nicht e�zient, da der Netto-Nutzen des Gesamtsystems nicht maximiert wird (vgl.

dazu z.B. Mankiw und Taylor, 2006).

Ein analoges Problem kann sich im Kreditkartenmarkt ergeben, wie das Beispiel in

Tabelle 2 gezeigt hat. Ohne Transferzahlungen werden nicht alle Parteien freiwillig

an der Kartentransaktion teilnehmen. Unter Berücksichtigung des eigenen (privaten)

Netto-Nutzens wäre eine solche Transaktion für drei der vier Parteien nicht rational.

Die private Entscheidung der drei Parteien, keine Transaktion durchzuführen, wirkt

sich jedoch insofern auf die vierte Partei aus, als dass diese ihren potenziellen positiven

Netto-Nutzen aus der Transaktion nicht realisieren kann.

Unter den Endnutzern (Händler/Karteninhaber) sind folglich nicht-internalisierte Ex-

ternalitäten vorhanden. Die Endnutzer vernachlässigen bei der Benützung der Platt-

form (Kreditkartenmarkt) die Wohlfahrtsauswirkungen, die sich durch ihre eigene

Benützung auf die anderen Endnutzer ergeben (Rochet und Tirole, 2004b). In

der ökonomischen Literatur werden im Kontext von Zahlungskarten zwei mögliche

Externalitäten aufgeführt (Rochet, 2003):

1. Netzwerkexternalitäten: Entschliesst sich ein Händler, einem Kartennetz-

werk beizutreten, d.h. die Kreditkarten von einem bestimmten Netzwerk als

Zahlungsmittel zu akzeptieren, erhöht sich dadurch der potenzielle Nutzen der

13



2 Theoretische Literatur und Modelle zum Kreditkartenmarkt

Kunden, welche eine solche Kreditkarte besitzen, da die Einsatzmöglichkeiten

der Kreditkarte dadurch erhöht werden.10 Anders ausgedrückt, steigt bei zuneh-

mender Kreditkartenakzeptanz für die Kunden der Nutzen aus der Kreditkarte.

Gleichzeitig nimmt bei steigender Anzahl an Kunden mit Kreditkarte der po-

tenzielle Nutzen für die Händler aus der Kreditkartenakzeptanz zu. Individuell

handelnde Händler und (potenzielle) Karteninhaber werden jedoch bei der Ent-

scheidung über die Akzeptanz bzw. die Anscha�ung einer Kreditkarte in aller

Regel die dadurch erzeugten positiven Netzwerkexternalitäten unberücksichtigt

lassen. Wenn praktisch alle potenziellen Benutzer dem Netzwerk beigetreten

sind, d.h. je grösser und reifer das Netzwerk wird, umso mehr nimmt die Be-

deutung der Netzwerkexternalitäten ab.11

2. Benutzungsexternalitäten: Bei der Entscheidung, welches Zahlungsmittel

für eine bestimmte Transaktion gewählt bzw. akzeptiert wird, werden in der

Regel nur die privaten Kosten und Nutzen der verschiedenen Zahlungsmittel be-

trachtet. Die dabei für die andere Partei anfallenden Kosten und Nutzen werden

hingegen nicht berücksichtigt. Akzeptiert beispielsweise ein Händler die Kredit-

karte eines Kunden als Zahlungsmittel, so spart sich der Kunde allenfalls den

Weg zum Bankomaten und muss kein Bargeld abheben/halten. Für den Händler

entfallen auf der anderen Seite die Bargeldhaltungs- und -handlingskosten sowie

allenfalls auch das Diebstahlrisiko. Benutzungsexternalitäten bleiben auch dann

noch bedeutend, wenn in einem Netzwerk beinahe alle Kunden eine Kreditkarte

besitzen und praktisch alle Händler diese akzeptieren (�reifes Netzwerk�).

In zweiseitigen Märkten stiftet die Erhöhung des Outputs auf der einen Marktseite

einen positiven Nutzen für Wirtschaftssubjekte auf der anderen Marktseite. Dieser

Nutzen wird allerdings nicht in der Nachfragefunktion re�ektiert. Entspricht für die

eine Marktseite der Preis des Gutes oder der Dienstleistung den Grenzkosten, kann

es insgesamt betrachtet (d.h. unter Berücksichtigung aller Marktteilnehmer) dennoch

wohlfahrtssteigernd sein, den Output für diese Marktseite zu steigern. Dadurch wird

schliesslich wiederum ein Nutzen (positive Externalität) für die Wirtschaftssubjekte

der anderen Marktseite generiert (Evans und Schmalensee, 2005a).

10Rochet (2003) vergleicht den E�ekt mit der positiven Externalität, welche entsteht, wenn ein
neuer Benutzer dem Telekom-Netzwerk beitritt.

11Für eine dynamische Analyse von Netzwerkexternalitäten wird auf Katz und Shapiro (1985,
1986) verwiesen.
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Rochet (2003) weist auf die Asymmetrie zwischen Karteninhabern und Händlern bei

der Zahlungsmittelwahl hin. Sobald sich ein Händler grundsätzlich zur Akzeptanz von

Kreditkarten entschieden hat, wird die Wahl des Zahlungsmittels vom Kunden getrof-

fen. Diese Entscheidung hat jedoch wiederum einen Ein�uss auf die Netto-Kosten des

Händlers.12 Für die Händler müssen deshalb Anreize gescha�en werden, um Kreditkar-

ten zu akzeptieren (Netzwerkexternalitäten), während die Kunden Anreize benötigen,

um die Kreditkarte als Zahlungsmittel einzusetzen (Benutzungsexternalitäten).

2.1.4 Internalisierung von externen E�ekten

Wie das Beispiel in Tabelle 2 gezeigt hat, kann die Nicht-Berücksichtigung der exter-

nen E�ekte, bzw. der Auswirkungen der eigenen Handlungen auf die anderen Markt-

teilnehmer, dazu führen, dass ein volkswirtschaftlich suboptimales Ergebnis erzielt

wird. Eine Standardlösung in der Ökonomie bei Vorliegen von externen E�ekten be-

steht in der Anpassung der Preise (durch Steuern, Subventionen oder durch Trans-

fers), so dass die privat optimalen Entscheidungen die sozialen Kosten und Nutzen

re�ektieren und zu einem sozial optimalen Ergebnis führen.

Obgleich Externalitäten zu ine�zienten Marktergebnissen bzw. zu einem Marktver-

sagen führen können, sind zur Lösung des Problems nicht zwingenderweise staatliche

Massnahmen notwendig (vgl. dazu z.B. Mankiw und Taylor, 2006). Wie das Bei-

spiel gezeigt hat, lässt sich das Problem im Falle des Kreditkartenmarktes durch eine

private Lösung beheben. Der volkswirtschaftliche Netto-Nutzen kann realisiert und

ein Marktversagen vermieden werden, sofern sich die Parteien auf eine Transferzah-

lung einigen können, so dass sich eine Kartentransaktion für alle Teilnehmer lohnt

und folglich auch durchgeführt wird.

Externalitäten im Kreditkartenmarkt lassen sich grundsätzlich durch geeignete Trans-

fers zuhanden einzelner Parteien bzw. durch Gebühren internalisieren. Wie dies er-

reicht werden kann, hängt von der organisatorischen Form des Kartensystems ab

(Prager et al., 2009). In einem Drei-Parteien-System, wo das Netzwerk bzw. ein

Unternehmen gleichzeitig als Issuer und als Acquirer agiert, könnte dieses theoretisch

die Transaktionspreise für Konsumenten und Händler so festsetzen, dass private und

soziale Kosten und Nutzen in Übereinstimmung gebracht werden.

12Dies gilt jedoch nur für den Fall, wo ein Verbot der Preisdi�erenzierung bzw. eine �Non Discrimi-
nation Rule� in Kraft ist.
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Im Vier-Parteien-System können das Netzwerk bzw. die Issuer und Acquirer hingegen

nicht direkt die Transaktionspreise für die Karteninhaber und die Händler festsetzen.

Sie können hingegen eine Interchange Fee festsetzen, welche vom Acquirer an den

Issuer bezahlt wird. Dadurch lässt sich theoretisch ebenfalls die E�zienz verbessern,

indem die externen E�ekte internalisiert werden. Die Interchange Fee beein�usst näm-

lich zum einen die Kosten für die Händler in Form der �Merchant Service Charge�.

Zum anderen wirkt sie sich auf der anderen Marktseite auf die Höhe der Kartenge-

bühren und/oder der Bonus-Programme und Leistungen aus, welche die Issuer den

Karteninhabern anbieten.13

Eine Transferzahlung stellt in einem zweiseitigen Markt einen Mechanismus dar, um

private Kosten und Nutzen derart umzuverteilen, dass die individuellen Akteure (bzw.

die Parteien im Kreditkartensystem) basierend auf ihrem privaten Kalkül Entschei-

dungen tre�en, die zu einem volkswirtschaftlich besseren, respektive zu einem opti-

malen Ergebnis führen. Insofern wird auch klar, dass es sich bei der Interchange Fee

nicht um einen von Angebot und Nachfrage gesteuerten �Preis� handelt (Godschalk

und Brien, 2002).

Eine grosse Anzahl an Marktteilnehmern zu erreichen, ist nicht nur im Interesse der

einzelnen Marktteilnehmer, sondern auch notwendig für das Zahlungssystem. Für

Abele et al. (2007) ist es in erster Linie eine Frage der privaten wirtschaftlichen

Disposition, welches Instrument das Netzwerk einsetzt, um das System für die Teil-

nehmer genügend attraktiv zu machen. O�ensichtlich ist für Abele et al. (2007)

jedoch, dass für die Existenz des Netzwerks Anreizinstrumente notwendig sind, welche

die Anzahl an Netzwerkteilnehmern steuern und deren Interesse an der Netzwerkteil-

nahme positiv beein�ussen.

Grosse Netzwerke bringen Vorteile für beide Marktseiten (Händler und Konsumenten)

und führen zu positiven Skalene�ekten (Bolt und Chakravorti, 2008). Ein grösse-

res Netzwerk kann seinen Teilnehmern üblicherweise wegen den positiven Externalitä-

ten einen grösseren Nutzen stiften. Dadurch kann zwar die Tendenz zu einer Markt-

konzentration oder zu einer marktbeherrschenden Stellung entstehen. Für die Teil-

nehmer des Kreditkartennetzwerks ergeben sich aufgrund der positiven Skalene�ekte

und der positiven Externalitäten prinzipiell Vorteile. Von den Wettbewerbsbehörden

13Bonus-Programme werden nicht ausschliesslich über die Interchange Fees �nanziert. Die Banken
können hierzu auch andere Einnahmen verwenden, z.B. aus den Jahresgebühren oder aus Zinsen
(Schuh et al., 2010).
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wird eine hohe Marktkonzentration jedoch traditionellerweise als problematisch er-

achtet. In Netzwerken ist aber aus verschiedenen Gründen eine Marktkonzentration

nicht gleich zu beurteilen wie in anderen Märkten (Abele et al., 2007).

Die Interchange Fee ist kein gewöhnlicher Preis. Sie wirkt sich primär auf die Preis-

struktur und nicht auf dessen Niveau aus. Während auf �normalen� (einseitigen) Märk-

ten ein Monopolist oder ein Kartell in der Regel einen Preis über dem sozialen Op-

timum setzen würde, lässt sich eine solche allgemeine Aussage für zweiseitige Märkte

bzw. für ein monopolistisches Kartennetzwerk nicht machen (Evans und Schma-

lensee, 2005a). Eine allfällige Marktmacht führt aber gemäss Rochet und Tirole

(2004a,b) weniger zu einer Verzerrung der Preisstruktur als zu einer Verzerrung des

Preisniveaus .

In ihrer empirischen Untersuchung �nden jedoch Weiner und Wright (2005) eine

entgegen der Erwartungen leicht negative Korrelation zwischen den Interchange Fees

und der Marktkonzentration der Issuer in den betrachteten Ländern. Die Notwendig-

keit der �Subventionierung� der Mitgliedschaft zur Internalisierung der Externalitäten

verschwindet, wenn das Netzwerk reifer wird und ein grosser Teil der potenziellen Nut-

zer �an Bord� sind. Dementsprechend wird oft argumentiert, dass in dieser Situation

jeder Teilnehmer die Kosten tragen soll, die er verursacht.

Diese Argumentation vernachlässigt allerdings einen fundamentalen Aspekt bei der

Zahlungsentscheidung: Selbst in einem reifen Netzwerk ist es letzten Endes der Kunde,

der (im Rahmen der verfügbaren Möglichkeiten) das Zahlungsmittel wählt (Rochet,

2005). Das Zahlungskartennetzwerk wird dann weniger von klassischen Netzwerk-

bzw. Mitgliedsexternalitäten dominiert, sondern vielmehr von Benutzungsexternali-

täten. Auch in reifen Netzwerken, d.h. wenn (beinahe) alle Konsumenten eine Kredit-

karte besitzen, sind Anreize nötig, damit die Kunden diese auch einsetzen (Rochet,

2005, 2007).14 Die Kunden müssen bei jeder Zahlung pro�tieren, denn sie haben stets

die Wahl, die Karte einzusetzen oder ein anderes Zahlungsmittel zu wählen.

14Rochet (2007) weist darauf hin, dass bezüglich der Kartenakzeptanz die Preiselastizität des
Kartengebrauchs von Kunden höher ist als jene der Händler.
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2.1.5 De�nition von zweiseitigen Märkten

Die bisherigen Ausführungen in diesem Kapitel haben gezeigt, dass sich der Kre-

ditkartenmarkt nicht nur im Aufbau, sondern auch in seinen Eigenschaften und in

seiner Funktionsweise in wesentlichen Punkten von anderen � einseitigen � Märkten

unterscheidet. Beim Kreditkartenmarkt handelt es sich nämlich um einen zweiseitigen

Markt. Solche Märkte lassen sich wie folgt de�nieren:

Ein Markt ist zweiseitig, falls die Plattform das Transaktionsvolumen beein-

�ussen kann, indem sie von der einen Marktseite mehr verlangt und den Preis

für die andere Marktseite um denselben Betrag reduziert. Die Preisstruktur ist

demzufolge entscheidend und muss von der Plattform so gestaltet werden, dass

damit beide Marktseiten �an Bord� gebracht werden können. Eine notwendige

(jedoch nicht hinreichende) Bedingung für einen zweiseitigen Markt ist, dass

das Coase-Theorem15 bei der Transaktion zwischen den zwei Marktseiten nicht

angewandt werden kann. Bei der Beziehung zwischen den beiden Marktseiten

sind somit Externalitäten vorhanden.16

Die Plattform ermöglicht eine Interaktion zwischen den beiden Marktseiten. Dazu sind

jedoch zuerst beide Seiten �an Bord� zu bringen. Dies lässt sich durch eine entspre-

chende Umverteilung erreichen, wie im Beispiel in Tabelle 2 gezeigt wurde. Einseitige

Märkte bzw. gewöhnliche Gütermärkte benötigen dazu keinen Vermittler.17 Maurer

(2009) veranschaulicht es mit dem Beispiel eines Kaugummikäufers, der eigenständig

am Kiosk einen Kaugummi kauft, währenddem bei zweiseitigen Märkten eine Platt-

form es zuerst ermöglichen muss, dass die beiden Marktseiten bzw. Parteien überhaupt

zusammentre�en.

15Das Coase-Theorem besagt, dass private Akteure das Problem von Externalitäten alleine lösen
können, falls keine Verhandlungskosten über die Allokation der Ressourcen anfallen, die Eigen-
tumsrechte klar de�niert sind und vollständige Informationen vorliegen. Unabhängig von der an-
fänglichen Verteilung der Nutzungsrechte kann die Verhandlung in diesem Fall immer zu einem
e�zienten Ergebnis führen (Mankiw und Taylor, 2006).

16Eigene Übersetzung der De�nition von Rochet und Tirole (2004b), S. 40.
17Es gibt jedoch auch Beispiele von einseitigen Märkten, in denen eine Plattform zu �nden ist.

Rochet und Tirole (2004a) nennen unter anderem als Beispiel den Staat bei der Erhebung
von Mehrwertsteuern.
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Zweiseitige Märkte werden üblicherweise durch folgende Elemente gekennzeichnet:

1. Zwei unterschiedliche Parteien benutzen gemeinsam ein Endprodukt oder eine

Dienstleistung, welche über eine Plattform angeboten wird.

2. Es existieren Externalitäten, welche sich ohne die Plattform nicht internalisieren

lassen. Das Coase-Theorem lässt sich also bei der Beziehung der Parteien nicht

anwenden.

3. Die aggregierte Nachfrage kann durch unterschiedliche Preise für die beiden

Marktseiten bei konstantem aggregiertem Preisniveau beein�usst werden, wo-

durch sich zugleich auch die externen E�ekte internalisieren lassen.

Alle elementaren Modelle implizieren, dass der Pro�t in zweiseitigen Märkten durch

asymmetrische Preise maximiert werden kann. Dabei wird von der einen Marktseite

ein Preis nahe oder sogar unter den Grenzkosten verlangt, während der Gewinn haupt-

sächlich oder vollumfänglich auf der anderen Marktseite erzielt wird (vgl. dazu auch

Evans und Schmalensee, 2005a). Im Gegensatz zu einseitigen Märkten entspricht

der optimale Preis nicht den Grenzkosten (Evans und Schmalensee, 2005b).

Das Preisniveau wird in zweiseitigen Märkten unter Berücksichtigung der Nachfrage-

elastizitäten und des Plattformwettbewerbs festgelegt. Die Preisstruktur, d.h. die Prei-

se und Gebühren für die beiden Marktseiten, beein�usst den Pro�t und die ökonomi-

sche E�zienz der Plattform ebenfalls (Rochet und Tirole, 2004a).

2.1.6 Weitere Beispiele von zweiseitigen Märkten

Neben dem Kreditkartenmarkt gibt es eine Reihe von weiteren zweiseitigen Märkten.

Die folgenden Beispiele sollen die Intuition und die Funktionsweise von zweiseitigen

Märkten verdeutlichen.

Dating Club: Ein Dating Club, wie er in Evans und Schmalensee (2005a,b) be-

schrieben wird, ist eine Plattform, wo sich Single-Männer und Single-Frauen

tre�en und nach potenziellen Dates suchen können. Der Club steht vor der Her-

ausforderung, zwei Gruppen von Gästen (Männer und Frauen) anzuziehen, um

eine Dienstleistung für jede der beiden Gruppen anbieten zu können. Je mehr

Frauen den Club besuchen, umso attraktiver wird die Plattform für Männer (und

umgekehrt). Neben der totalen Anzahl an Gästen ist folglich auch die relative
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Zusammensetzung (Männer- bzw. Frauenanteil) entscheidend, damit ein solcher

Club erfolgreich ist. Ein Dating Club mit wenigen Frauen wird kaum Männer

anziehen und analog dazu wird er ohne eine gewisse Anzahl an Männern nur

schwerlich Frauen anziehen. Durch eine asymmetrische Preissetzung lässt sich

dieses Problem lösen. Sind beispielsweise Frauen verhältnismässig untervertre-

ten, so kann der Club den (Eintritts-)Preis für Frauen senken und/oder diesen

Gratis-Drinks anbieten. Obwohl dies zu positiven Grenzkosten führt, kann es

für den Club eine pro�table Strategie sein, weil dadurch eine steigende Anzahl

an zahlenden männlichen Gästen zu erwarten ist.

Printmedienmärkte: Eine weitere Plattform stellen Printmedienmärkte dar, welche

mittels Zeitungen und Zeitschriften zwei unterschiedliche, jedoch interdepen-

dente Teilmärkte bedienen. Den Lesern bieten sie Informationen an (redaktio-

nelle Inhalte und Anzeigen), während sie den Inserenten eine Plattform für

Werbung und Anzeigen bieten (Dewenter und Kaiser, 2006). Um den Out-

put auf beiden Teilmärkten zu optimieren, werden Zeitungen häu�g unter den

marginalen Produktions- und Vertriebskosten an die Leser abgegeben. Dadurch

kann eine ausreichend grosse Leserschaft erreicht werden. Aufgrund des grösse-

ren Zielpublikums wird die Zeitung auch für Inserenten attraktiver. Dem Verlust

auf der Leserseite stehen auf der anderen Marktseite steigende Einnahmen aus

Anzeigen und Werbung gegenüber. Eine Erhöhung des Verkaufspreises würde

hingegen nicht nur zu einer geringeren Leserzahl führen, sondern in der Fol-

ge ebenso zu geringeren Werbe- und Anzeigeneinnahmen, da diese Einnahmen

positiv von der Leserzahl abhängen (Eubanks, 2008; GAO, 2009).

Private Fernsehanstalten: Analog zu Printmedienmärkten �nanzieren sich private

Fernsehanstalten primär über Anzeigen- und Werbeeinnahmen. Es müssen so-

mit nicht alle Kosten vollumfänglich den Zuschauern verrechnet werden, was

sich negativ auf die Anzahl an Zuschauern auswirken würde. Stattdessen �iesst

intern zwischen der Programm- und der Werbeabteilung eine beachtliche �In-

terchange Fee�, welche das umfangreiche (und teure) Angebot an Filmen und

Unterhaltung für die Zuschauer zu einem sehr geringen Preis ermöglicht (Abele

et al., 2007).
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Einkaufszentren: Bei Einkaufszentren geht es ebenfalls darum, zwei Parteien �an

Bord� zu bringen � zum einen die Kunden und zum anderen die Händler bzw. La-

denbetreiber. Letztere sind umso mehr daran interessiert, ihr Geschäft in einem

Einkaufszentrum zu etablieren, je mehr Kunden dieses frequentieren. Eine Mög-

lichkeit, das Einkaufszentrum für Kunden attraktiv zu machen, besteht darin,

für diese kostenfreie Parkplätze in ausreichender Zahl zur Verfügung zu stel-

len, selbst wenn dazu hohe Kosten zu tragen sind, beispielsweise für ein grosses

Parkhaus. Für die Plattform ergeben sich damit auf der einen Marktseite Aus-

gaben sowie Einnahmeausfälle aus den potenziellen Parkgebühren, dafür auf

der anderen Seite Einnahmen in Form von höheren Mieten für die Ladenlokale

bzw. allgemein durch eine bessere Ausmietung des Verkaufsraums (Evans und

Schmalensee, 2005a).

Wie in diesen Beispielen und noch deutlicher in Tabelle 3 gezeigt wird, betri�t die un-

terschiedliche Preissetzung auf den beiden Marktseiten sowohl den Zugang zur Platt-

form als auch deren Nutzung. Die (�xen) Mitglieds- bzw. Zugangskosten beein�ussen

die Anzahl an Endnutzern auf der Plattform. Die (variablen) Benutzungskosten be-

ein�ussen hingegen die Interaktionsbereitschaft der Endnutzer auf der Plattform und

damit auch den realisierten Netto-Nutzen aus den potenziellen Transaktionen.

Tabelle 3: Einige Beispiele von zweiseitigen Märkten

Industrie Marktseite Zugangskosten Benutzungskosten

Kreditkarten
Händler nein ja

Karteninhaber ja (< Grenzkosten)* nein

Zeitschriften/Zeitungen
Leser ja (= Grenzkosten)* nein

Inserent nein ja

Dating Club
Männer ja ja

Frauen nein nein

PC Betriebssysteme
Benutzer ja nein

Entwickler ja (< Grenzkosten)* nein

Videospielkonsolen
Spieler ja (= Grenzkosten)* nein

Spieleentwickler ja (< Grenzkosten)* ja

* Vorherrschende Preissetzung auf der betre�enden Marktseite.

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Evans und Schmalensee (2005b), S. 13
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Die Preisstruktur der Plattform mit variablen und �xen Kosten18 ist allerdings nur

dann relevant, wenn die beiden Marktseiten die entsprechenden Benutzungs- und

Mitglieds- bzw. Netzwerkexternalitäten nicht internalisieren können (Rochet und

Tirole, 2004b, 2008a).

2.2 Modelle des Kartenmarktes

2.2.1 Ein Basismodell

In diesem Abschnitt wird das Modell von Rochet und Tirole (2002) vorgestellt.

Anhand ihres Modells soll vor allem aufgezeigt werden, welche Bedeutung die strategi-

sche Nutzenkomponente des Händlers in Bezug auf die Akzeptanz von Zahlungskarten

hat. Des Weiteren dient das Modell als Grundlage für die �Avoided Costs�-Modelle im

nächsten Abschnitt.

Wie bereits erwähnt wurde, wird die Interchange Fee a vom Acquirer an den Issuer

bezahlt. Die Transaktionskosten des Acquirers werden als cA, jene des Issuers als cI
bezeichnet. Während im Modell von Rochet und Tirole (2002) zwischen den Ac-

quirern perfekter Wettbewerb herrscht, verfügen die Issuer über gewisse Marktmacht.

Die Acquirer setzen unter perfektem Wettbewerb die Merchant Service Charge m fol-

gendermassen fest: m = a+cA. Dem Händler entstehen dadurch Nettokosten (Kosten

abzüglich Nutzen) in der Höhe von mn(a) ≡ m− bS = cA + a− bS.

Während die Acquirer annahmegemäss unabhängig von der Interchange Fee a keinen

Gewinn erzielen, steigt der Gewinn der Issuer mit a. Die Issuer setzen im unregulierten

Markt die Interchange Fee a so hoch fest, dass die (homogenen) Händler die Kredit-

karten gerade noch akzeptieren. Der Grund liegt darin, dass der Gewinn der Issuer mit

der Interchange Fee steigt. Die höchstmögliche Interchange Fee (IF), welche zu der

Kartengebühr (MSC) führt, die von den Händlern gerade noch akzeptiert wird, wird

als ā bezeichnet. Entsprechend ist ā die privat optimale IF, da sie den Gesamtgewinn

des Kreditkartensystems maximiert. Die daraus resultierende Transaktionsgebühr für

18Fixe Mitgliedskosten werden unter anderem dann erhoben, wenn die Plattform nicht in der Lage ist,
die einzelnen Transaktionen unter den Endnutzern exakt zu beobachten und damit zu �besteuern�.
Zudem besteht die Möglichkeit, dass sich die Endnutzer zwar über die Plattform �nden, aber
zukünftig ausserhalb der Plattform interagieren. Mit �xen Gebühren lässt sich ausserdem der
Überschuss auf den beiden Marktseiten einfacher erfassen (Rochet und Tirole, 2008a).
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Karteninhaber ist f ∗ (cI − a). Diese entspricht der Gebühr, welche im unregulierten

Markt gesetzt wird.

Die Konsumenten sind in diesem Modell heterogen bezüglich ihres Nutzens bB, den sie

durch eine Kreditkartenzahlung erfahren. Der Nutzen bB hat eine spezi�sche Wahr-

scheinlichkeitsverteilungH (bB) auf dem Intervall [bB, bB]. Die Verteilung von bB spezi-

�ziert damit die Heterogenität der Konsumenten. Die Zahlungsbereitschaft von jedem

Konsumenten entspricht genau seinem Nutzen bB. Somit wird die Kreditkarte be-

nutzt, falls der Preis für eine Kreditkartenzahlung, f , nicht grösser ist als bB, d.h.

falls bB ≥ f .

Der Nutzen des marginalen Kartennutzers wird mit b∗B bezeichnet. Dies ist der kleinste

Nutzen, der gerade noch zu einer Kartennutzung führt. Alle Konsumenten, bei denen

bB ≥ b∗B ist, nutzen die Kreditkarte. Aufgrund der Verteilung von bB resultiert daraus

eine Kreditkarten-Nachfrage von D(f) = 1−H(f). Der durchschnittliche Nutzen aus

einer Kreditkartenzahlung wird mit β (f) bezeichnet und ist gegeben durch

β(f) = E [bB| bB ≥ f ] =

∞∫
f

bBh(bB)dbB

1−H(b∗B)
.

Die Händler sind im Modell von Rochet und Tirole (2002) homogen. Das heisst,

dass sie sich nicht im Nutzen unterscheiden, den sie aus einer Kreditkartenzahlung zie-

hen. Der direkte Nutzen der Händler wird als bS bezeichnet. Der Wettbewerb zwischen

den Händlern wird mit Hotellings Modell der vertikalen Di�erenzierung erfasst.19 Es

existieren annahmegemäss zwei Händler, welche entlang einer �linearen Strasse� Wett-

bewerb führen.

Aus diesem Wettbewerb resultieren folgende Ergebnisse:20

• Beide Händler akzeptieren die Kreditkarte, falls β (f) > mn, d.h. falls der durch-

schnittliche Konsumentennutzen höher ist als die Nettokosten des Händlers.

• Beide Händler haben den gleichen Marktanteil, d.h. je die Hälfte des Markt-

volumens.

19Siehe zur vertikalen Preisdi�erenzierung z.B. Tirole (1999).
20Ein Beweis dafür wird in Rochet und Tirole (2002) gegeben.
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Die sozial optimale Interchange Fee lässt sich ermitteln durch die Maximierung der

folgenden Wohlfahrtsfunktion

W (f) = [β(f) + bS − cA − cI ]D(f)

Unter der Annahme, dass die Kreditkarten von den Händlern akzeptiert werden, ergibt

sich daraus implizit die sozial optimale Interchange Fee:

f = f ∗(cI − a) = cI + cA − bS

In Bezug auf das Erfordernis eines wettbewerbspolitischen Eingri�s ist die Relation

von privater und sozial optimaler Interchange Fee (IF) wichtig. Es stellt sich insbe-

sondere die Frage, ob systematische Abweichungen bestehen zwischen diesen beiden

Grössen. Wie aus dem Modell folgt, ist dies jedoch nicht der Fall.

Die folgende Bedingung muss gelten, damit die privat optimale IF grösser ist als die

sozial optimale IF:

cI + cA − bS > f ∗(cI − a)

Diese Bedingung ist abhängig von den Kosten der Acquirer cA und der Issuer cI , jedoch

ebenso vom Nutzen des Händlers bS. Ist diese Bedingung erfüllt, so führt dies zu einer

Übernutzung der Kreditkarte. Der Grund liegt darin, dass die Transaktionsgebühren

für die Karteninhaber zu tief sind aufgrund der zu hohen Interchange Fee.

2.2.2 �Avoided Costs�-Modelle

Wie im vorangehenden Abschnitt aufgezeigt wurde, besteht keine systematische Ab-

weichung zwischen der gewinnmaximierenden (privat optimalen) und der wohlfahrts-

maximierenden (sozial optimalen) Interchange Fee. Die Erkenntnis, dass folglich Aus-

sagen über zu hohe, zu niedrige oder optimale Interchange Fees wissenschaftlich nicht

zulässig sind, wird vor allem von der Kartenindustrie aufgegri�en. Der fehlende theo-

retische Nachweis einer systematischen Abweichung ist jedoch kein Argument dafür,
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dass die Interchange Fee im unregulierten Markt sozial optimal ist, sondern vielmehr,

dass ein wettbewerbspolitischer Eingri� keine wissenschaftliche Fundierung hat.

Vor allem von der Händlerseite wird das �must take cards�-Argument angeführt. Im

Kern besagt es, dass der Kartenakzeptanz der Händler unter anderem strategische

Überlegungen zugrunde liegen. Dies führt, ceteris paribus, zu einer Erhöhung der

privaten Interchange Fee. Dies kann � muss aber nicht � zu einer zu hohen privaten

Interchange Fee und damit zu einer Übernutzung der Kreditkarte führen.

Ein Eingri� von Seiten der Wettbewerbsbehörden sollte zum Ziel haben, Ine�zienzen

zu verhindern bzw. das Marktergebnis zu verbessern. Das �must take cards�-Argument

kann als Anlass für eine regulatorische Senkung der IF genommen werden. Die im

nachfolgenden Abschnitt 2.2.3 im Detail beschriebene theoretische Tourist-Test IF

ist jene, auf welche sich Händler und Karteninhaber bei einem Einkauf einigen wür-

den, unabhängig von strategischer Voreingenommenheit. Die Beliebtheit der Tourist-

Test IF hat drei Gründe: politisch (Ausgangslage ist der Händlernutzen), praktikabel

(die Tourist-Test IF kann geschätzt werden) und ökonomisch (Rochet und Tirole

(2007) zeigen, dass die Tourist-Test IF unter Umständen sozial optimal ist).

Ein Problem ergibt sich allerdings bei der empirischen Ermittlung der Tourist-Test

IF. Das theoretische Konzept sieht vor, dass sich Händler und Karteninhaber im Be-

wusstsein aller (nicht-strategischen) Nutzenkomponenten der beiden Parteien auf eine

IF einigen. Da der Händlernutzen jedoch in der Praxis immer eine strategische Kom-

ponente beinhalten könnte, sind Modelle zu entwickeln, um den nicht-strategischen

Nutzen zu ermitteln.

Die Modelle beruhen auf den vermiedenen Kosten bzw. den �avoided costs� des Händ-

lers durch die Akzeptanz von Kreditkarten. Das heisst, es wird geschätzt, welche Kos-

ten der Händler mit einer Kartenzahlung vermeidet. Die Schätzung der vermiedenen

Kosten ist insofern problematisch, als dass ungewiss ist, welches die Alternative zur

Kreditkartenzahlung ist. Dies hängt davon ab, in welcher Situation der Karteninhaber

ist, wenn er sich beim Händler be�ndet und erkennt, dass dieser keine Kreditkarten

akzeptiert. Folgende Optionen kommen in dieser Situation in Frage:

1. Der Kunde bezahlt mit einem alternativen Zahlungsmittel.

2. Der Kunde kauft die Ware nicht.
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Als alternatives Zahlungsmittel wird im ersten Fall das Bargeld erachtet, da es unab-

hängig von privat bereitgestellten Zahlungsmitteln zur Verfügung steht. Beim Tourist-

Test im engeren Sinne, wie er z.B. von MasterCard Europe angewendet wird (Master-

Card Europe Tourist-Test), wird eine Barzahlung in der Tat als die einzige Alternative

zu einer Kreditkartenzahlung erachtet. Somit sind die �avoided costs� der Kreditkar-

tenzahlung jene Kosten, die unmittelbar durch die Barzahlung entstehen (v.a. Bar-

geld-Handling).

Im Modell von Rochet und Wright (2010) wird der Fokus auf die zweite Option

gelegt. Das heisst, es werden jene Fälle betrachtet, bei denen der Käufer nicht mit

Bargeld bezahlt und die Ware nicht kauft. Mögliche Gründe dafür sind, dass kein

Bargeld verfügbar ist, eine Barzahlung nicht angebracht wäre oder der Käufer mo-

mentan keine liquiden Vermögenswerte besitzt. Der Käufer kann die Ware folglich nur

dann kaufen, wenn ihm in irgendeiner Form Liquidität zur Verfügung gestellt bzw.

ein Kredit gewährt wird.

In Rochet und Wright (2010) wird die Annahme getro�en, dass es sich für den

Händler in diesem Fall lohnt, selbst einen Kredit zu gewähren (Händlerkredit), anstatt

dem Kunden nichts zu verkaufen. Transaktionen, die nur zustande kommen, wenn ein

Kredit gewährt wird, werden als Kreditkäufe bezeichnet. Entsprechend sind die �avoi-

ded costs� im Falle eines Kreditkaufs die Kosten des Händlers für einen Händlerkredit.

2.2.3 �Must take cards� und der Tourist-Test

Die Ausgangslage des Modells in Rochet und Tirole (2007) bildet ebenfalls das

�must take cards�-Argument. Das Grundmodell gleicht dem Modell von Rochet und

Tirole (2002).21 Auf der Acquirerseite herrscht wiederum perfekter Wettbewerb.

Zusätzlich wird der durchschnittliche Netto-Nutzen des Konsumenten aus einer Kre-

ditkartentransaktion de�niert als:

v(f) = E [bB − f | bB ≥ f ] =

∞∫
f

E[bB − f ]dH(bB)

∞∫
f

dH(bB)

21Um eine bessere Vergleichbarkeit zu gewährleisten, werden die Notationen von Rochet und Ti-
role (2002) übernommen.
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Dieser Nettonutzen ist annahmegemäss immer grösser als null. Die Kreditkarten-

akzeptanz des Händlers beruht wie bisher auf einer Nutzen-Kosten-Überlegung. Die

Kosten entsprechen dabei wie anhin der Merchant Service Charge m. Der Nutzen

setzt sich zusammen aus dem unmittelbaren Nutzen und einer strategischen Kompo-

nente. Die strategische Nutzenkomponente ergibt sich durch die zusätzlichen Kunden

und Transaktionen, die der Händler aufgrund der Kreditkartenakzeptanz hat. Der

Händler akzeptiert Kreditkartenzahlungen, solange deren Kosten seinen Nutzen nicht

übersteigen. Wird die strategische Nutzenkomponente mit s(α, f) bezeichnet, so lau-

tet die Bedingung für die Kreditkartenakzeptanz der Händler wie folgt:

m ≤ bS + s(α, f)

Die strategische Komponente s(α, f) steigt in α und sinkt in f . Der Parameter α kann

Werte im Intervall [0, 1] annehmen und steht für die Kenntnis der Konsumenten über

die Kartenakzeptanz der Händler. Je höher α, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit,

dass die Konsumenten den Händler auswählen, weil er Kreditkarten akzeptiert. Falls

α = 0, wissen die Konsumenten nicht über die Kartenakzeptanz des Händlers Be-

scheid. Entsprechend ist der strategische Nutzen in diesem Fall s = 0. Falls α = 1,

wissen die Konsumenten immer, ob Kreditkarten akzeptiert werden. Entsprechend ist

der strategische Nutzen maximal. Das �must take cards�-Argument kann nun formal

de�niert werden:

m ≤ bS + s(α, f), obwohl m > bS.

Die Kreditkartenakzeptanz beruht folglich auf der strategischen Nutzenkomponente,

d.h. die Händler sehen sich zu einer Kreditkartenakzeptanz gezwungen, da ihre Kon-

kurrenten ebenfalls Kreditkarten akzeptieren. Der unmittelbare Nutzen bS aus der

Kreditkartentransaktion ist jedoch kleiner als deren Kosten m. Rochet und Tirole

(2007) unterscheiden insbesondere zwischen einer ex ante und einer ex post Perspek-

tive. Dabei geht es um die Frage, zu welchem Zeitpunkt die Händler die Karte akzep-

tieren �müssen�. Die Autoren stellen fest, dass es beim �must take cards�-Argument

um die ex post Perspektive geht. Hat der Händler einmal die Entscheidung getro�en,

Karten zu akzeptieren, so �muss� er die Karte akzeptieren, wenn ein Konsument an

der Kasse steht und mit Karte bezahlen möchte.
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Um das �must take cards�-Argument zu entschärfen, wurde die Methode des Tourist-

Tests entwickelt. Es handelt sich jedoch nicht um eine direkt in der Praxis realisierbare

Methode, sondern vielmehr um ein theoretisches Konzept. Das Ziel des Tourist-Tests

besteht darin, den strategischen Nutzen des Händlers zu eliminieren, um sicherzu-

stellen, dass die Kosten des Händlers dessen unmittelbaren Nutzen nicht übersteigen,

respektive dass die Bedingung m ≤ bS gilt.

Der Tourist-Test wird folgendermassen de�niert (Rochet und Tirole, 2007):

Würde ein Händler eine (Kredit-)Kartenzahlung ablehnen, wenn ein ein-

maliger Kunde22 mit augenscheinlich genügend Bargeld in der Tasche an

der Kasse steht?

Die Bedingung m ≤ bS ist gerade noch erfüllt bei einer Merchant Service Charge von

mT = bS. T steht dabei für �Tourist-Test�. Die entsprechende IF aT = bS − cA ist die

�Tourist-Test� Interchange Fee (TT-IF). Die TT-IF steht in direktem Zusammenhang

zu den sozialen Optimalitätskonzepten. Bei diesen bezeichnet aW die IF, welche die

Wohlfahrt maximiert und aTUS die IF, welche die gesamte Nutzerrente maximiert.

Die gesamte Nutzerrente ist de�niert als die Summe des Nutzens der Karteninhaber

sowie der Händler. Bezeichne πI die Marge der Issuer, so gilt:

aW = aT + πI

Die sozial optimale IF (aW ) ist folglich grösser als die TT-IF (aT ), unter der Annahme

einer konstanten, positiven Marge der Issuer. Die IF, welche die gesamte Nutzerrente

maximiert, entspricht hingegen bei positiver Marge der Issuer genau der �Tourist-Test�

Interchange Fee (aT ):

aTUS = aT

Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass die TT-IF als Orientierungsinstrument

verwendet werden kann. Die TT-IF ist nämlich im Allgemeinen nicht höher als die

IF, welche die Wohlfahrt und die Nutzerrente maximiert.

22Es wird von einem Touristen ausgegangen, d.h. von einem einmaligen Kunden, welcher in Zukunft
annahmegemäss nie mehr bei diesem Händler einkaufen wird.
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2.2.4 Funktion von Kreditkarten und anderen Zahlungsmitteln

Im Modell von Rochet und Wright (2010) wird der Kreditfunktion der Kredit-

karte besondere Bedeutung beigemessen. Die Motivation dazu ist möglicherweise der

Einwand, dass bei der von der EU angewandten Tourist-Test Methode nur die Bar-

geldkosten in die direkte Nutzenkomponente ein�iessen. Selbst beim theoretischen

Tourist-Test besteht schliesslich die Möglichkeit, dass der einmalige Kunde kein Bar-

geld, sondern beispielsweise ein Stück Gold dabei hat, welches exakt dem Wert der

Ware entspricht, die er kaufen möchte.

Würde der Händler die Kreditkarte ablehnen? Dem Händler würden durch die Be-

zahlung mit Gold enorme Transaktionskosten entstehen. Es ist wahrscheinlich, dass

er in diesem Fall die Kreditkarte akzeptieren würde. Es stellt sich die Frage, warum

bei der Tourist-Test Anwendung der EU ausgerechnet die Bargeldkosten des Händ-

lers und nicht die Kosten eines alternativen Zahlungsmittels verwendet werden. Der

Antwort darauf, warum Bargeld als Alternative gewählt wird, liegen zwei Annahmen

zugrunde:

• Annahme 1: Bargeld ist die e�zienteste verfügbare Alternative zur Kreditkarte.

• Annahme 2: Der Händler akzeptiert Bargeld als Zahlungsmittel und kann er-

warten, dass dieses vom Konsumenten ebenfalls verwendet wird.

Bei der E�zienz geht es vor allem darum, dass die gleiche Leistung � die Zahlung

der Waren oder Dienstleistungen � zu möglichst tiefen Kosten erbracht werden kann.

Berücksichtigt werden in diesem Zusammenhang nur die Kosten, welche der Händler

trägt. Die Verfügbarkeit eines Zahlungsmittels ist von essentieller Bedeutung. Es ge-

nügt schliesslich nicht, dass man sich ein e�zientes Zahlungsmittel vorstellen kann.

Die zweite Annahme macht geltend, dass ein alternatives Zahlungsmittel zugleich

vom Händler akzeptiert und vom Konsumenten eingesetzt werden muss, sofern keine

Kreditkarte verwendet wird.

Diese Annahmen werfen zwangsläu�g einige Fragen auf. Eine abschliessende Beant-

wortung dieser Fragen kann nicht im Rahmen dieser Studie erfolgen. Jedoch sollen die

wichtigsten davon in diesem und den nachfolgenden Kapiteln kurz diskutiert werden.

Zu den zentralen Fragen gehören folgende:
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• Ist Bargeld für einen Händler immer eine Alternative zur Kreditkarte?

• Lässt sich eine Kreditkartentransaktion in jedem Fall durch eine Bargeldzahlung

substituieren?

• Welche Bedeutung hat die Debitkarte in diesem Zusammenhang?

• Welche weiteren Auswirkungen hätte es, wenn alle Kreditkartenzahlungen durch

Bargeldzahlungen ersetzt würden?

2.2.5 Ein Modell mit Händlerkrediten

Die bisher erwähnten Modelle beziehen sich auf Zahlungssysteme im Allgemeinen und

können somit grundsätzlich auch auf Debitkarten und Checks angewendet werden. Das

von Rochet undWright (2010) beschriebene Modell geht auf die Besonderheit von

Kreditkarten als Zahlungsmittel ein. Die Kreditkarte umfasst nämlich im Gegensatz

zu anderen Zahlungsmitteln in der Regel eine Kreditfunktion. Diese erlaubt es dem

Karteninhaber, selbst dann einen Kauf zu tätigen, wenn er (vorübergehend) keine

anderen liquiden oder unmittelbar tauschbaren Vermögenswerte verfügbar hat.

Zur Modellierung der Kreditfunktion wird die Annahme getro�en, dass dem Kredit-

karteninhaber dank der Kreditfunktion Gelegenheiten entstehen, um neben �normalen

Käufen� auch �Kreditkäufe� zu tätigen. Diese kommen nur zustande, wenn dem Käufer

eine besondere Liquiditätsquelle zur Verfügung steht.

Die normalen Käufe seien annahmegemäss auf 1 normiert. Mit einer Wahrschein-

lichkeit von θ entsteht dem Käufer zusätzlich die Gelegenheit für einen Kreditkauf,

welcher betragsmässig ebenfalls auf 1 normiert ist. Das totale Transaktionsvolumen

ist entsprechend 1 oder 2. Das erwartete bzw. durchschnittliche Transaktionsvolumen

beträgt

E[V ] = 1 · (1− θ) + 2 · θ = 1 + θ.

Die für Kreditkäufe erforderliche Kredit- bzw. Liquiditätsfunktion wird von der Kre-

ditkarte erbracht, sofern der Händler diese akzeptiert. Alternativ dazu kann der Händ-

ler dem Kunden einen Händlerkredit gewähren und ihm so die benötigte Liquidität

zur Verfügung stellen.
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Für normale Käufe werden Kreditkarten sowie Händlerkredite als ine�zient erachtet,

da sie höhere Kosten verursachen als ein alternatives Zahlungsmittel (z.B. Bargeld).

Die Kreditkarte ist jedoch e�zienter als ein Händlerkredit, da sie dieselbe Kredit-

bzw. Liquiditätsfunktion zu geringeren Kosten erbringen kann. Aus einer Wohlfahrts-

betrachtung ist jedoch auch die Kreditkarte bei normalen Käufen ine�zient.

Eine weitere Grundannahme von Rochet und Wright (2010) ist, dass Kreditkäufe

sowohl für den Händler als auch für den Käufer lohnenswert sind. Insbesondere ist die

Marge des Händlers so hoch, dass ihm sowohl bei der Akzeptanz der Kreditkarte als

auch bei der Vergabe des Händlerkredits ein Gewinn aus der Transaktion resultiert.

Somit hätte es einen negativen Gesamte�ekt, wenn kein Kredit- bzw. Liquiditäts-

instrument zur Verfügung stünde.

Das zentrale Problem ergibt sich im Modell daraus, dass dem Karteninhaber durch

Bonus-Programme Anreize zur häu�gen Benutzung der Kreditkarte gegeben werden,

so dass die Kreditkarte selbst bei normalen Käufen eingesetzt wird. Dies führt insbe-

sondere bei einer hohen Interchange Fee zu einer zu starken Nutzung der Kreditkarte,

da die Interchange Fee zur Finanzierung des Anreizsystems verwendet werden kann.

Es stellt sich die Frage, welche Regulierung es erlaubt, dem E�ekt einer zu hohen

Nutzung der Kreditkarte entgegenzuwirken. Mit Bezug auf die Interchange Fee läuft

dies auf eine Senkung hinaus. Die entscheidende Frage ist allerdings, wie stark die

Senkung der Interchange Fee sein soll. Das Modell von Rochet undWright (2010)

�ndet darauf eine Antwort, unter der Annahme, dass die Nutzerrente als Zielgrös-

se erachtet wird. Anders als beim Tourist-Test wird explizit die Kreditfunktion der

Kreditkarte mit in die Entscheidung über die Kreditkartenakzeptanz einbezogen.

Angenommen, es koste den Händler cS, einen Händlerkredit zur Verfügung zu stellen,

dann lautet die Nutzerrente maximierende Interchange Fee aTUS wie folgt:23

aTUS =
θ

1 + θ
cs − cA (1)

23Diese Interchange Fee entspricht keiner globalen Optimalitätsbedingung. Sie ist jedoch unter
schwachen Annahmen sowie bei einer konservativen Regulierungsperspektive die gültige Bedin-
gung. Siehe dazu Rochet und Wright (2010), S. 23.
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Es ist davon auszugehen, dass sich eine Wettbewerbsbehörde tendenziell an der Nut-

zerrente orientiert. Unter dieser Annahme ist aTUS die relevante Grösse. Wie in Kapitel

5 gezeigt wird, kann sie mit empirischen Daten relativ zuverlässig geschätzt werden.

Zu diesem Zweck wird in Kapitel 5 ein �erweitertes Tourist-Test Modell� fomuliert.

Eine operationalisierbare Variante davon wird schliesslich dazu verwendet, um eine

optimale Interchange Fee zu schätzen. In diesem Zusammenhang wird die Gleichung

1 von zentraler Bedeutung sein.
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3.1 Entscheide der Weko von 2005 und 2010

In ihrer Verfügung vom 5. Dezember 2005 quali�zierte die Wettbewerbskom-

mission (2005) die multilaterale Festlegung der DMIF durch die beiden Gremien

Issuer/Acquirer Forum Visa und Card Committee MasterCard als eine horizontale

Preisabrede. Da die Issuer in der Schweiz jeweils sowohl Visa als auch MasterCard

anboten (�Dual Branding�), waren in den beiden Gremien die genau gleichen Parteien

vertreten. Die in diesen Gremien festgelegten DMIF betrafen etwa 85% bis 95% des

Schweizer Kreditkartenmarktes (Wettbewerbskommission, 2005).

Zugleich hielt dieWettbewerbskommission (2005) fest, dass die Gremien mit der

DMIF nur eine Preiskomponente, nicht aber den Endpreis gemeinsam festlegen. Auf

der Issuerseite hat die DMIF einen wesentlichen Ein�uss auf die Höhe der Kartenge-

bühren, denn sie stellt rund 20% der Gesamteinnahmen dar. Auf der Acquirerseite

macht sie im Durchschnitt etwa 70% der Merchant Service Charge (MSC) aus, wel-

che von den Händlern an die Acquirer zu entrichten ist. Prinzipiell besteht damit

dennoch Raum für Wettbewerb sowohl auf der Issuer- als auch auf der Acquirerseite

(Wettbewerbskommission, 2005).24

Für die Wettbewerbskommission (2005) ist der Anreiz der Parteien für Wettbe-

werb jedoch gering. Nicht zuletzt, weil es den Händlern bislang vertraglich untersagt

war, ihren Kunden einen geringeren Preis zu verrechnen, wenn sie nicht mit Kreditkar-

te bezahlen (Verbot der Preisdi�erenzierung bzw. �Non Discrimination Rule�). Einen

gewissen Wettbewerbsdruck stellte die Weko jedoch aufgrund der in jüngster Ver-

gangenheit neu auf dem schweizerischen Markt tätigen ausländischen Acquirer fest.

Der Wettbewerb war also trotz der multilateralen Festsetzung der DMIF durch die

Issuer und Acquirer nicht vollständig beseitigt, obschon er nach Au�assung der Weko

dadurch erheblich beeinträchtigt wurde.

Wettbewerbsabreden, welche den wirksamenWettbewerb auf einem bestimmten Markt

beseitigen, sind nach Art. 5 KG unzulässig, ebenso wie Abreden, die den Wettbewerb

24Im Acquiring-Markt hat nach Ansicht derWettbewerbskommission (2005) der Wettbewerb nur
auf jenen Teil der MSC einen Ein�uss, der nicht von der Interchange Fee abhängt. Gleichzeitig
räumt sie jedoch ein, dass es den Acquirern grundsätzlich o�en steht, von einzelnen Kunden eine
MSC unter der Höhe der DMIF zu verlangen.

33



3 Weko-Entscheide und kritische Würdigung

erheblich beeinträchtigen und nicht durch Gründe der wirtschaftlichen E�zienz ge-

rechtfertigt werden können. Beim komplexen Vier-Parteien-System können gewisse

E�zienzvorteile einer multilateralen Festsetzung der DMIF geltend gemacht werden.

Zum einen lassen sich die Transaktionskosten reduzieren. Diese steigen bei bilateralen

Verhandlungen exponentiell mit der Anzahl der Marktteilnehmer an. Zum anderen

wird neuen (auch ausländischen) Acquirern der Markteintritt erleichtert, da diese

nicht mit jedem Issuer in der Schweiz einzeln einen Vertragsabschluss erzielen müssen

(Wettbewerbskommission, 2005).

Für die Weko überwiegen die Vorteile einer multilateralen Verhandlung der DMIF

allerdings nur dann, wenn die DMIF aufgrund von objektiven Kriterien festgelegt

wird, d.h. basierend auf Kostenelementen, welche für die Funktionsweise des Netz-

werks unmittelbar notwendig sind. Dies war bislang nach Ansicht der Weko nicht der

Fall, da die multilateral festgelegte DMIF deutlich über den Netzwerkkosten lag. In

der Folge wurde eine einvernehmliche Regelung zwischen den beteiligten Parteien und

dem Sekretariat der Wettbewerbskommission getro�en, mit dem Ziel,

�. . . die negativen Auswirkungen des multilateralen Verhandelns zu beseitigen

und gleichzeitig die E�zienzvorteile des multilateralen Systems zu bewahren�

(Wettbewerbskommission, 2005, S. 93).

Ein zentrales Element in der einvernehmlichen Regelung ist, dass die DMIF gesenkt

wird und inskünftig basierend auf objektiven Netzwerkkostenelementen der Issuer

festzusetzen ist.25 Zur Bestimmung der Höhe der DMIF wurde ein objektiviertes Kos-

tenraster erstellt mit ausschliesslich netzwerkinhärenten Kostenelementen.

Die Wettbewerbskommission (2005) legte einen Maximalwert der DMIF von

1.30% bis 1.35% fest, wie er sich zum damaligen Zeitpunkt aufgrund der verein-

barten Regelung ergab, um eine �zukünftige ungebührliche Erhöhung der DMIF zu

verhindern� (S. 8). Dieser Wert lag in einem europäischen Vergleich im mittleren bis

unteren Drittel und sollte spätestens innerhalb von 3 Jahren nach dem Inkrafttreten

des Entscheids erreicht werden (Wettbewerbskommission, 2005).

Darüber hinaus verp�ichteten sich die Parteien, die DMIF gegenüber der Weko und

auf Anfrage auch gegenüber einzelnen Händlern o�enzulegen sowie die �Non Dis-

25Die Wettbewerbskommission (2005) geht folglich von der Prämisse aus, dass die von den
privaten Parteien festgelegte DMIF zu hoch ist im Vergleich zum �sozialen Optimum�. Dies lässt
sich jedoch nicht mit den Erkenntnissen aus der Theorie stützen (siehe Kapitel 2).
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crimination Rule� aufzuheben. Dadurch sollte der Kreditkartenmarkt einem stärke-

ren Wettbewerbsdruck durch alternative Zahlungsmittel ausgesetzt und die Verhand-

lungsposition der Händler gegenüber den Acquirern verbessert werden. Darüber hin-

aus wurde ein Verbot des Austauschs von Daten in den Kartengremien erlassen. Diese

in der einvernehmlichen Regelung enthaltenen Verp�ichtungen erachtete die Wett-

bewerbskommission (2005) für geeignet, um die wettbewerbsrechtlichen Bedenken

zu berücksichtigen und dabei die E�zienzvorteile der multilateralen Festlegung der

DMIF zu erhalten, ohne dabei den Wettbewerb durch ein koordiniertes Verhalten der

Issuer und Acquirer zu beeinträchtigen.

Zusammenfassend sind in der einvernehmlichen Regelung aus dem Jahr 2005 die fol-

genden vier wesentlichen Punkte festgehalten:

(1) Beschränkung der durchschnittlichen DMIF auf objektive, rein netz-

werkinhärente Kostenelemente; Höchstbetrag: 1.30% � 1.35%

(2) Aufhebung der Nicht-Diskriminierungsklausel bzw. des Verbots der

Preisdi�erenzierung (�Non Discrimination Rule�)

(3) Transparenz bzw. O�enlegung der DMIF, insbesondere um die Ver-

handlungsposition der Händler gegenüber den Acquirern zu stärken

(4) Verbot des Austauschs von sensiblen, statistischen Daten innerhalb

der Kartengremien

Die Genehmigung der einvernehmlichen Regelung wurde von der Wettbewerbs-

kommission (2005) zeitlich auf vier Jahre beschränkt, um den Markt bis zum Ablauf

der einvernehmlichen Regelung weiterhin beobachten zu können und sich ihre Hand-

lungsfreiheit für die Zeit danach vorzubehalten. Im Sommer 2009, rund ein halbes

Jahr bevor die erste einvernehmliche Regelung auslief, erö�nete die Weko erneut eine

formelle Untersuchung über jenen Teil des Schweizer Kreditkartenmarktes, der als

Vier-Parteien-System organisiert ist.

Mit der neuen Untersuchung soll geklärt werden, ob die in der ersten Untersuchung

erzielten Ergebnisse und Erwägungen noch immer Gültigkeit haben und ob die mit der

einvernehmlichen Regelung angestrebten Ziele erreicht werden konnten. Ebenso sollen

die jüngsten Ereignisse im Kreditkartenmarkt der EU mitberücksichtigt werden. Zur

Festlegung des weiteren Vorgehens sollen die Wirkungen des Entscheids aus dem Jahr
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2005 analysiert sowie die Entwicklung des Schweizer Kreditkartenmarktes und der

Netzwerkkosten untersucht werden. Mit der zweiten Untersuchung soll insbesondere

geklärt werden, ob die einvernehmliche Regelung weitergeführt oder ob eine andere

Lösung vorgezogen werden soll (Wettbewerbskommission, 2009a,c).

Im Frühjahr 2010 erliess dieWettbewerbskommission (2010a) vorsorgliche Mass-

nahmen als Ersatz für die auslaufende einvernehmliche Regelung aus dem Jahr 2005.

Damit sollte ab dem 1. Februar 2010 das bisherige System �in verbesserter Form wei-

tergeführt� (S. 1) werden, bis basierend auf der neuen Untersuchung eine de�nitive

Entscheidung getro�en werden kann.

Die neue provisorische Regelung sieht eine stärkere Orientierung an den kostene�zi-

entesten Marktteilnehmern vor als bisher. Dadurch soll mittelfristig die kostendiszi-

plinierende Dynamik verstärkt werden (�Yardstick-Competition�). Für das Jahr 2010

wurde eine nochmalige Absenkung der DMIF vorgesehen von 1.282% auf 1.058%,

womit sich diese dem europäischen Durchschnitt anglichen. Da diese Regelung von

den wichtigsten Marktakteuren akzeptiert wurde, konnte die Wettbewerbskom-

mission (2010b) die provisorische Lösung wiederum in Form einer einvernehmlichen

Regelung erlassen.

3.2 Alternativen zur multilateralen Festlegung

In der Schweiz wurde die DMIF von Visa und MasterCard bislang in zwei Gremien

(Issuer/Acquirer Forum Visa und Card Committee MasterCard) verhandelt und fest-

gelegt. Durch die schriftliche Vereinbarung (Swiss Domestic Rules) wurde die DMIF

�de facto für sämtliche in der Schweiz tätigen Issuer und Acquirer verbindlich, so-

fern diese keine bilateralen Vereinbarungen eingehen� (Wettbewerbskommission,

2005, S. 19). In den Rules and Regulations von Visa und MasterCard ist die Möglich-

keit von bilateral vereinbarten Interchange Fees grundsätzlich festgehalten.26

26DieWettbewerbskommission (2005) interpretiert dies dahingehend, dass Visa und MasterCard
von der Realisierbarkeit von bilateralen Verhandlungen ausgehen. Gemäss Wettbewerbskom-
mission (2005) ist eine multilaterale Festsetzung der DMIF somit nicht notwendig für das Be-
stehen der Vier-Parteien-Systeme.
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3.2.1 Vielzahl an notwendigen Verträgen

Damit gewährleistet ist, dass jeder Karteninhaber bei jedem Karten akzeptierenden

Händler mit seiner Kreditkarte bezahlen kann, müssen Kreditkartentransaktionen bei

jeder beliebigen Issuer-Acquirer-Kombination möglich sein. Für die Abrechnung zwi-

schen dem jeweiligen Issuer und Acquirer muss jedoch eine vertragliche Grundlage

vorliegen. Die Konditionen für die Abrechnungen können grundsätzlich bilateral oder

multilateral vereinbart werden (Krüger, 2009). Abbildung 2 veranschaulicht die al-

lerdings bereits bei einigen wenigen Issuern und Acquirern beachtliche Anzahl an

möglichen Issuer-Acquirer-Kombinationen. Es wären ebenso viele bilaterale Verträge

notwendig, damit alle Kartentransaktionen tatsächlich abgewickelt werden könnten.

Abbildung 2: Vielzahl an Issuer-Acquirer-Kombinationen

Acquirer 1 Acquirer 2 Acquirer 3

Issuer 1 Issuer 2 Issuer 3

Acquirer 4

Issuer 4

Individuelle Karteninhaber

Individuelle Händler

Quelle: eigene, erweiterte Darstellung in Anlehnung an Krüger (2009), S. 8
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3.2.2 Probleme bei bilateralen Verhandlungen

Die multilaterale Festsetzung der Interchange Fees ist in den Augen vieler Wettbe-

werbsbehörden problematisch, weil sie die freie Preisfestsetzung als zentrales Element

von Wettbewerb unterlaufe (Abele et al., 2007). Sie wird daher als eine proble-

matische Abrede betrachtet. Die international von den Regulatoren hervorgebrachten

Argumente für eine Regulierung implizieren in der Regel (ohne es jedoch empirisch

fundiert zu begründen), dass die multilateral festgesetzten Interchange Fees zu hoch

sind im Vergleich zur sozial optimalen Interchange Fee, deren Höhe ihnen allerdings

nicht bekannt ist, oder aber zu hoch für die Händler (�must take cards�-Argument).

Bilaterale Verhandlungen über die Interchange Fees stellen hingegen eine rein markt-

basierte Alternative dar. Die Theorie liefert allerdings kaum Vorhersagen über das

Ergebnis von bilateralen Verhandlungen. Insbesondere liefert sie keine Anhaltspunkte

dafür, ob bilaterale Verhandlungen in einer Interchange Fee resultieren, die näher am

sozialen Optimum liegt als jene, die in multilateralen Verhandlungen festgelegt wird

(Evans und Schmalensee, 2005a).

Small undWright (2002) untersuchen bilaterale Verhandlungen,27 wobei zwei weit

verbreitete Regeln von Vier-Parteien-Systemen mitberücksichtigt werden, nämlich die

�No Surcharge�- und die �Honour all Cards�-Regel (HAC).28 Unabhängig von der Fra-

ge, ob bei den individuellen Verhandlungen zwischen jedem einzelnen Issuer und Ac-

quirer die sozial optimalen Interchange Fees zustande kommen, können sich in der

Praxis bei bilateralen Verhandlungen einige grundlegende Schwierigkeiten ergeben.

Small und Wright (2002) identi�zieren folgende Probleme:

1. Transaktionskosten: Da jeder Acquirer mit jedem Issuer einzeln einen Vertrag

abschliessen muss, können die Verhandlungen weniger kostengünstig und weni-

ger schnell abgewickelt werden als im multilateralen Fall. Hinzu kommt, dass mit

der Anzahl an Issuern (I) und Acquirern (A) auch die Anzahl an abzuschliessen-

den Verträgen (I * A) rasch ansteigt (vgl. Abbildung 2), so dass die insgesamt

anfallenden Kosten exponenziell zunehmen. Die Wettbewerbskommission

(2005) war der Au�assung, dass in der Schweiz zu jenem Zeitpunkt die Kosten

von bilateralen Verhandlungen nicht sehr hoch ausgefallen wären, da nur wenige

27Die Wettbewerbskommission (2005) bezieht sich in ihrer Argumentation auf eine frühere Ver-
sion des von Small und Wright (2002) stammenden Papers.

28Siehe dazu die De�nitionen in Abschnitt 1.3.
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Marktteilnehmer aktiv waren. Sie räumt aber ein, dass unter Berücksichtigung

der ausländischen Acquirer die Kosten möglicherweise dennoch beachtlich wä-

ren. In der Zwischenzeit sind diverse neue Teilnehmer in den Kreditkartenmarkt

eingetreten, wie auch die Wettbewerbskommission (2009c) feststellte. Die

potenziellen Transaktionskosten von bilateralen Verhandlungen haben dadurch

beachtlich zugenommen. Krüger (2009) verweist zudem auf die zunehmende

Komplexität bei einer steigenden Teilnehmerzahl, welche nicht nur die Transak-

tionskosten in die Höhe treibt, sondern bilaterale Verträge bei internationalen

Systemen schlicht unmöglich macht.

2. �Hold-up�-Problem: Ein Acquirer hat bei Einhaltung der �Honour all Cards�-

Regel keine Wahlmöglichkeit zwischen den Issuern. Vielmehr muss er die Trans-

aktion mit demjenigen Issuer abwickeln, der die benutzte Karte herausgegeben

hat. Aus diesem Grund muss der Acquirer gezwungenermassen mit jedem ein-

zelnen Issuer einen Vertrag abschliessen. Die Issuer gewinnen dadurch Verhand-

lungsmacht, was zu einem unerwünschten Anstieg der Interchange Fees führen

kann. Auch wenn die Funktionsfähigkeit des Vier-Parteien-Systems dadurch ge-

fährdet werden kann, haben im Eigeninteresse handelnde individuelle Issuer bei

bilateralen Verhandlungen einen starken Anreiz, ihre Verhandlungsmacht da-

hingehend zu nutzen, dass sie ihre eigenen Einnahmen steigern können.

3. Eskalationsproblem: Aufgrund der Verhandlungsmacht der Issuer kann es zu

einer Eskalation der Interchange Fees kommen. Obwohl der individuell handeln-

de Issuer von den Acquirern eine höhere Interchange Fee erzielen kann, verbes-

sert sich insgesamt betrachtet die Situation der Issuer nicht. Im Gegenteil, die

Situation kann sich für die Issuer sogar verschlechtern, weil das Netzwerk un-

ausgewogen wird und möglicherweise gar zusammenbricht. Dennoch werden die

individuellen Issuer versucht sein, ihre Machtposition dahingehend zu nutzen,

um von den Acquirern hohe Interchange Fees (bzw. höhere Gebühren als die

anderen Issuer) zu bekommen. Die Grösse des Netzwerks kann dadurch zurück-

gehen und dessen Wert reduziert sich infolgedessen sowohl für die Karteninhaber

als auch für die Händler.

4. Markteintrittsschranke: Die Verhandlungskosten könnten insbesondere klei-

nere Banken von einem Markteintritt abhalten (Small und Wright, 2002).

Auch die Wettbewerbskommission (2005) erwähnt in ihrem Entscheid das
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Argument der beteiligten Parteien, dass eine multilateral vereinbarte DMIF

in- und ausländischen Acquirern den Markteintritt erleichtert, da diese die be-

stehende DMIF einfach übernehmen können, ohne vorher mit jedem einzelnen

Issuer bilateral verhandeln zu müssen. Insofern �nden Neueinsteiger unmittelbar

die gleichen Bedingungen vor wie die bereits etablierten Marktteilnehmer. Der

Wettbewerb wird dadurch tendenziell verstärkt. Ausländische Acquirer lehnten

aufgrund der hohen Markteintrittsschranken in ihren Stellungnahmen deshalb

auch ein rein bilaterales System ab (Wettbewerbskommission, 2005). Auf-

grund der hohen Eintrittskosten und deren Wirkung als Markteintrittsbarriere

hält Krüger (2009) bilaterale Verträge sogar grundsätzlich für wettbewerbs-

politisch problematisch.

3.2.3 Bilaterale Verhandlungen mit einer Default/Fallback Rate

Mit einer gemeinsam festgelegten DMIF, wie sie im multilateralen Verfahren erzielt

wird, lässt sich ein �Hold-up�-Problem im Vier-Parteien-System vermeiden.29 Eini-

ge der mit bilateralen Verhandlungen verbundenen Probleme lassen sich theoretisch

lösen, wenn im bilateralen System bei Nichtabschluss eines Vertrages automatisch

eine Default bzw. Fallback Rate zur Anwendung kommt. Neben der Vermeidung des

�Hold-up�-Problems würde dadurch auch der Markteintritt erleichtert, da neue Markt-

teilnehmer nicht zuerst langwierige (und allenfalls teure) Verhandlungen mit jedem

einzelnen Schweizer Issuer führen müssten (vgl. zur Default/Fallback Rate auch die

Ausführungen der Wettbewerbskommission, 2005).

Bilaterale Verhandlungen mit einer Default/Fallback Rate scha�en allerdings ein spe-

zielles Anreizsystem für die Issuer und die Acquirer. Für die Issuer besteht kaum ein

Anreiz, einer Interchange Fee unter der Default/Fallback Rate zuzustimmen, da dies

direkt ihre Einnahmen schmälern würde. Für die Acquirer hingegen ist eine Zustim-

mung zu einer Interchange Fee über der Default/Fallback Rate unwahrscheinlich. Zu

erwarten ist folglich, dass in der Regel als Verhandlungsergebnis eine Interchange Fee

in der Höhe der Default/Fallback Rate erzielt würde.

29American Express und Discover verhandeln meist individuell die Gebühren mit den Händlern
(GAO, 2009). Da in Drei-Parteien-Systemen der Issuer und der Acquirer in einer Einheit zusam-
mengefasst sind, kann selbst bei bilateralen Verhandlungen kein �Hold-up�-Problem entstehen.
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Die kritischen Fragen bei einem bilateralen System mit Default/Fallback Rate sind

ähnlich wie bei der multilateralen Festlegung: Wer legt die Default/Fallback Rate fest?

Und in welcher Höhe soll sie festgelegt werden? Da aufgrund der Anreizwirkungen die-

ses Systems eine Interchange Fee in der Höhe der Default/Fallback Rate zu erwarten

ist, sollte diese im Idealfall der sozial optimalen Interchange Fee entsprechen. Ist dies

nicht der Fall, so ist es a priori unklar, ob beim Wechsel vom multilateralen zum bi-

lateralen System eine Wohlfahrtsverbesserung oder eine Wohlfahrtsverschlechterung

eintritt.

3.2.4 Fazit zu bilateralen Verhandlungen

Die theoretische Alternative zu den multilateralen Verhandlungen scheint daher für

die Praxis kaum geeignet zu sein. Einige Autoren (z.B. Howard, 2007) erklären so-

gar, es sei inzwischen akzeptiert, dass bilaterale Verhandlungen zwischen Issuern und

Acquirern nicht praktikabel sind und keine tieferen Interchange Fees garantieren. Wie

oben dargelegt, sind bilaterale Verhandlungen mit einigen Problemen behaftet. Einige

dieser Probleme lassen sich zwar theoretisch mit einer Default/Fallback Rate lösen.

Das Vorhandensein einer solchen Fee führt jedoch dazu, dass Verhandlungen faktisch

gar nicht erst entstehen, denn aufgrund der durch diese Fee entstehenden Anreizsys-

teme ist eine Abweichung von der Default/Fallback Rate als Verhandlungsergebnis

höchst unwahrscheinlich.

Eine gemeinsame (multilaterale) Festlegung der Interchange Fee erscheint vor diesem

Hintergrund und auch aufgrund der zweiseitigen Marktstruktur mit verschiedenen

Marktteilnehmern sinnvoll bzw. gar notwendig, denn wie Abele et al. (2007) be-

merken,

�. . . ergibt sich bei mehreren Gruppen von miteinander konkurrierenden Ak-

teuren eine grössere Notwendigkeit der Koordination jener zentralen Elemente

eines Netzwerks, die zur technischen und wirtschaftlichen Abstimmung der ver-

schiedenen Aktivitäten von grundlegender Bedeutung sind. Dazu zählen etwa

kollektiv festgesetzte Interchange Fees, da in einem grösseren Netzwerk die bi-

laterale Aushandlung von Bedingungen unwirtschaftlich wäre. Auch hier gilt,

dass die Regulierungsbehörden solche kollektiv getro�enen Entscheidungen der

Netzwerke kritisch beäugen, da ihnen nach der konventionellen Logik einseitiger

Märkte der Verdacht der Preis�xierung anhaftet. Dennoch ist klar, dass mehr
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Wettbewerb innerhalb eines Systems die Notwendigkeit einheitlicher, kollekti-

ver Abstimmungsmassnahmen erhöhen kann, da mehrere Gruppen von Akteu-

ren mehr Schnittstellen bedeuten und eine grössere Zahl von konkurrierenden

Teilnehmern die Komplexität des Systems und damit wiederum den inneren

Abstimmungsbedarf erhöht.� (S. 105)

Die Wettbewerbskommission (2005) wiederholt in ihrem Entscheid mehrmals,

dass sich multilaterale Verhandlungen per se rechtfertigen lassen, da sie gewisse E�-

zienzvorteile bieten gegenüber sowohl rein bilateralen Verhandlungen als auch gegen-

über solchen mit einer Default/Fallback Rate:

�Aufgrund dieser Überlegungen ist davon auszugehen, dass das multilaterale

Verhandeln der Interchange Fee zu gewissen E�zienzvorteilen gegenüber bila-

teral ausgehandelten Interchange Fees führt. Es kann insbesondere nicht aus-

geschlossen werden, dass ein reines bilaterales System zu einer Erhöhung der

Interchange führen würde.� (S. 86)

�Aus der vorstehenden Analyse folgt, dass bilaterale Verhandlungen keine e�zi-

ente Alternative zum multilateralen Verhandeln darstellen (vgl. Rz. 327 �.). Im

Gegenteil kann das multilaterale Verhandeln der Interchange Fee im vorliegen-

den Fall zu einer grösseren E�zienz führen.� (S. 94)

�Aus dem Gesagten folgt, dass das multilaterale Verhandeln der DMIF gegen-

über bilateralen Verhandlungen E�zienzvorteile bringt und deshalb als gerecht-

fertigt erachtet wird.� (S. 103)

Von derWettbewerbskommission (2005) wird explizit anerkannt, dass eine �mul-

tilaterale Vereinbarung der DMIF nicht per se mit dem Kartellgesetz unvereinbar�

ist (S. 94). Eine Rechtfertigung der multilateralen Festsetzung der DMIF aus E�zi-

enzgründen sieht die Wettbewerbskommission (2005) allerdings nur dann, wenn

sich die DMIF � analog zu einem einseitigen Markt � auf objektive (Netzwerk-)Kosten

beschränkt. Diesbezüglich folgt sie der Argumentation der Wettbewerbsbehörden in

anderen Ländern, welche der Meinung sind, dass den Händlern von den Kartennetz-

werken deutlich überhöhte Gebühren im Verhältnis zu den entsprechenden Kosten

auferlegt werden. Dies wird als Wettbewerbsverstoss angesehen.

Eine Ausnahme von den Wettbewerbsregeln wird deshalb nur vorgesehen, falls die

Interchange Fees erheblich gesenkt werden (Abele et al., 2007). Eine rein (Issuer-)

kostenbasierte �Preis�-Festsetzung kann in einseitigen Märkten durchaus angebracht
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sein. In zweiseitigen Märkten wird einer solchen Regelung jedoch in der Literatur im

Allgemeinen die Optimalität abgesprochen, wie im folgenden Abschnitt 3.3 ausführlich

dargelegt wird.

3.3 Ine�zienz einer rein kostenbasierten Festlegung

Wie bereits in Kapitel 2 gezeigt, hängt die sozial optimale Interchange Fee nicht

einzig von den Kosten ab, die bei den Issuern anfallen. Die verschiedenen Modelle

zeigen zwar, dass die pro�tmaximierende privat festgelegte Interchange Fee in der

Regel nicht der sozial optimalen Interchange Fee entspricht. Aus den theoretischen

Modellen lässt sich allerdings kein eindeutiger Schluss ziehen, dass die privat (bzw.

multilateral) festgelegte Interchange Fee höher ist als die sozial optimale. Genauso gut

könnte sie auch tiefer sein. Die Theorie kann bis jetzt jedenfalls keine systematische

Abweichung der privat festgelegten Interchange Fee im Vergleich zur sozial optimalen

Fee nachweisen.30 Insbesondere deutet nichts auf die generelle Optimalität einer rein

(Issuer-)kostenbasierten Festlegung (und Absenkung) der Interchange Fees hin.31

Eine multilaterale Festlegung der DMIF sieht dieWettbewerbskommission (2005)

aus E�zienzgründen grundsätzlich als gerechtfertigt an. Bei ihren Erwägungen stützt

sie sich auch auf die ökonomische Literatur, welche die möglichen Marktergebnisse

von bilateralen Verhandlungen untersucht (siehe Abschnitt 3.2). Die Zulassung der

multilateralen Festlegung wird allerdings an eine (Issuer-)kostenbasierte, objektive

Festlegung der DMIF geknüpft. Damit soll verhindert werden, dass die Parteien eine

DMIF festsetzen, die über den reinen Netzwerkkosten liegt.

Implizit geht die Wettbewerbskommission (2005) folglich davon aus, dass die

privat festgesetzte (d.h. multilateral vereinbarte) DMIF zu hoch ist und eine Absen-

kung zu einer Wohlfahrtssteigerung führen wird. Diese Argumentation ist jedoch nicht

durch die ökonomische Literatur fundiert.

Es fehlt ein eindeutiger theoretischer Nachweis, dass die privat festgelegte DMIF zu

hoch ist und über der sozial optimalen DMIF liegt. Empirisch liefert die Wettbe-

werbskommission (2005) ebenfalls keine eindeutige Evidenz für diese Vermutung.

30Siehe dazu z.B. Abele et al. (2007), Evans und Schmalensee (2005a), McAndrews und
Wang (2008), Rochet (2007) sowie Rochet und Tirole (2008a).

31Vergleiche hierzu auch Evans und Schmalensee (2005a) sowie Prager et al. (2009).
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Eine Reduktion der DMIF kann daher kurz- oder langfristig ebenso gut zu einer

Wohlfahrtsminderung führen. Zum anderen ist auch die regulatorische Vorschrift, die

DMIF nur ausschliesslich anhand von (Netzwerk-)Kostenkomponenten auf der Issuer-

Seite zu bestimmen, vor dem Hintergrund der ökonomischen Literatur kritisch und

nicht fundiert.

Obwohl die Literatur über Kreditkartenmärkte und zweiseitige Märkte noch relativ

jung ist, herrscht unter Ökonomen ein weitgehender theoretischer Konsens, dass eine

rein kostenbasierte Regelung nicht (oder allerhöchstens durch Zufall) zur sozial op-

timalen Interchange Fee führt (vgl. dazu z.B. Evans und Schmalensee, 2005a).

Auch Rochet (2006) betont das Fehlen einer ökonomischen Grundlage für eine

(Issuer-)kostenbasierte Obergrenze der Interchange Fee.

Weiss eine Wettbewerbsbehörde zweifelsfrei, dass die multilateral festgelegten Inter-

change Fees zu hoch sind, könnte deren kostenbasierte Regulierung (und Absenkung)

zwar zu einer E�zienzverbesserung führen. Die folgenden zwei Einwände von Evans

und Schmalensee (2005a) lassen jedoch daran zweifeln, dass dies in der Praxis üb-

licherweise auch so geschieht. Erstens hat eine Regulierung der Interchange Fees nicht

zwingenderweise einen signi�kanten E�ekt auf die variablen Preise, welche die Karten-

inhaber bezahlen (mehr dazu in Abschnitt 3.5.3). Insofern wird die Regulierung auch

keine signi�kanten E�ekte auf die Kreditkartennutzung haben. Deren Verringerung

dürfte aber bei vielen regulatorischen Eingri�en das mutmassliche Ziel sein. Zweitens

werden bei einer kostenbasierten Festlegung der Interchange Fees, selbst wenn die Re-

gulierung einen Ein�uss auf die variablen Preise der Karteninhaber und der Händler

hat, nicht (oder nur per Zufall) die optimalen Preise und Gebühren zustande kommen.

Die E�zienz einer kostenbasierten Festlegung und Absenkung ist auch deshalb frag-

würdig, weil die Interchange Fee eine Ausgleichsfunktion im Kreditkartenmarkt aus-

üben soll. Die Angemessenheit ihrer Höhe lässt sich daher nur aus der Sicht des

Gesamtsystems beurteilen. Die Interchange Fee ist schliesslich keine spezi�sche Ge-

bühr für eine konkrete, genau abgrenzbare Dienstleistung innerhalb des Vier-Parteien-

Systems, deren Kosten sinnvoll mit dieser Gebühr verglichen werden können (vgl. dazu

z.B. Rochet, 2005; Rochet und Tirole, 2008a).

Eine missbräuchlich überhöhte Interchange Fee lässt sich folglich nicht durch einen

Vergleich mit einer (wie auch immer abgegrenzten Teil-) Gruppe von Kosten nach-

weisen, sondern höchstens mittels überhöhter Gewinne der Acquirer und Issuer. Die
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Argumentation, dass die Gebühren in Relation zu den Kosten zu hoch sind, steht

daher in einem grundlegenden Widerspruch zur ökonomischen Logik und zur Funkti-

onsweise von zweiseitigen Märkten (Abele et al., 2007).

Bereits im Abschnitt 2.1 wurde dargelegt, dass in zweiseitigen Märkten oftmals Ein-

kommenstransfers von der einen zur anderen Marktseite notwendig sind. Die optimale

Höhe dieser Transfers lässt sich nicht ausschliesslich anhand (gewisser) Kostenkompo-

nenten bestimmen. Abele et al. (2007) fassen ihre Kritik an einer kostenbasierten

Festlegung wie folgt zusammen:

�Sowohl die Abgrenzung von Kosten einer Leistung, die notwendig für ein Zahlungs-

system sind, als auch die Gegenüberstellung mit der Höhe der Interchange Fee ist

ökonomisch problematisch. Wie bereits . . . ausgeführt, wird bei kostenbasierter

Regulierung willkürlich eine Kostengruppe herausgenommen und mit einer In-

terchange Fee in Verbindung gebracht, die wirtschaftlich damit wenig zu tun hat.

Die Relation zwischen wie auch immer de�nierten Kosten und der Interchange

Fee hat keine Aussagekraft für die Angemessenheit der Höhe der Fee. Relevant

ist ausschlieÿlich, inwiefern die Fee ihre Funktion als wirtschaftlicher Ausgleichs-

mechanismus innerhalb eines Netzwerks erfüllt. Dafür sind jedoch komplexere

Gesichtspunkte massgeblich als eine blosse Betrachtung von Teilkosten.� (S. 90)

Ein weiteres Problem ergibt sich bei der praktischen Umsetzung einer kostenbasier-

ten Regelung. Bereits bei der Bestimmung und Auswahl der Kosten, die für die Be-

rechnung verwendet werden sollen, ist zwangsläu�g eine gewisse Willkür notwendig.

Hinzu kommt, dass auch die Messung dieser Kosten nicht trivial ist, besonders falls

eine regelmässige Erhebung der Kosten notwendig ist (Prager et al., 2009). Von

derWettbewerbskommission (2005) wird mit der kostenbasierten Festlegung der

DMIF unter anderem eine grössere Transparenz und Objektivität angestrebt. Trans-

parenz und Objektivität liefern zwar gewisse Vorteile, sie führen aber nicht unbedingt

zu einer grösseren ökonomischen E�zienz (Evans und Schmalensee, 2005a).
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3.4 Aufhebung des Verbots der Preisdi�erenzierung

Im Rahmen der einvernehmlichen Regelung wurde unter anderem die Aufhebung der

Nicht-Diskriminierungsklausel bzw. des vertraglichen Verbots der Preisdi�erenzierung

beschlossen. Dadurch steht den Händlern die Möglichkeit o�en, einen je nach Zah-

lungsmittel unterschiedlichen Preis zu verlangen. Einem Händler ist es damit gestat-

tet, die Kosten für die Kartenakzeptanz dem Kunden direkt weiterzuverrechnen oder

stattdessen mit Bargeld bezahlenden Kunden einen Rabatt zu gewähren,32 falls für

ihn Kartenzahlungen vergleichsweise höhere Kosten verursachen.

3.4.1 Theoretische Vorteile

Die Aufhebung des Verbots der Preisdi�erenzierung in Abhängigkeit vom Zahlungs-

mittel ist auf den ersten Blick eine attraktive Massnahme. Prager et al. (2009)

zählen die folgenden Vorteile einer Aufhebung auf:

1. Es wird eine bestehende Handelsbeschränkung aufgehoben, deren ökonomische

Rechtfertigung bezweifelt wird.

2. Die Massnahme ist relativ einfach umzusetzen und transparent.

3. Die Regulierungsbehörde benötigt keine detaillierten Informationen über die

Kosten und Nutzen von verschiedenen Zahlungsmitteln für die an einer Trans-

aktion beteiligten Parteien. Vielmehr kann sie sich auf die Marktkräfte verlassen.

Dadurch sollten Verkaufspreise entstehen, welche die wahren Kosten und Nutzen

widerspiegeln.

4. Der E�ekt der Höhe der Interchange Fee auf den Kartengebrauch und auf die

Wohlfahrt der involvierten Parteien kann möglicherweise eliminiert werden.

5. Es besteht die Möglichkeit, dass sich die Verkaufspreise entsprechend der Kos-

ten und Nutzen der Händler bei einer Kartentransaktion anpassen, wodurch die

Kunden möglicherweise die Externalitäten aus ihrer Kartennutzung internali-

sieren, die sonst eventuell eine e�ziente Verwendung von Karten verhindern.

32Obwohl Zuschläge für Kartenzahlungen (�surcharges�) und Rabatte für Barzahlungen (�cash dis-
counts�) auf den ersten Blick äquivalent erscheinen, bleiben e�ektiv bei einer ausschliesslichen
Zulässigkeit von �cash discounts� unterschiedliche Zuschläge in Abhängigkeit des Kartentyps ver-
boten (Prager et al., 2009).
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6. Die Anwendbarkeit und der E�ekt sind nicht abhängig von der Netzwerkart

(d.h. PIN, Unterschrift), der Organisationsform (d.h. Drei- oder Vier-Parteien-

System), der Preisstrategie (d.h. Interchange oder Scheme Fees33) oder dem

Netzwerk.

Die Wettbewerbskommission (2005) begründet die Vorteile der Aufhebung des

Verbots der Preisdi�erenzierung (NDR) wie folgt:

�Durch den Wegfall der NDR wird die Kostenwahrheit des Kreditkartensys-

tems für die Karteninhaber erhöht. Für Karteninhaber wird so ein Anreiz ge-

scha�en, das für sie vorteilhafte Zahlungsmittel einzusetzen und Kreditkarten

am Verkaufspunkt allenfalls mit anderen Zahlungsmitteln zu substituieren. Die

Abscha�ung der Nichtdiskriminierungsklausel erhöht daher die Wettbewerbs-

intensität zwischen den Zahlungsmitteln und dürfte sich somit auch auf den

Issuing-Markt auswirken. Ein transparenter Preiswettbewerb auf der Händler-

Karteninhaber-Ebene wird Anreize dafür scha�en, die DMIF auf eine optimale

Höhe zu setzen.� (S. 104)

Es wird argumentiert, dass die Händler ohne die Möglichkeit, die Zahlungsmittel-

wahl des Kunden zu beein�ussen, nicht dahingehend auf die Netzwerke einwirken

können, dass diese die Interchange Fees senken oder Karten mit geringeren Gebüh-

ren anbieten (GAO, 2009). Ist hingegen eine Preisdi�erenzierung je nach Zahlungs-

mittel erlaubt, können die Händler die (Mehr-)Kosten direkt an die Karteninhaber

weitergeben. Wechseln die Karteninhaber infolgedessen zu einer anderen Karte oder

zu Bargeld, sinken die Einnahmen der Issuer. Dies kann für die Issuer einen Anreiz

liefern, die Interchange Fee nicht zu stark anzuheben (Eubanks, 2008). Allenfalls

kann bereits schon die Androhung einer Preisdi�erenzierung durch die Händler de-

ren Verhandlungsmacht stärken und so die Kartennetzwerke zu einer Senkung der

Interchange Fees bewegen (Prager et al., 2009).

Die Europäische Kommission (2006) hält die Wahl des e�zientesten Zahlungsmit-

tels für verzerrt, wenn die Konsumenten keine relevanten Preissignale bekommen. Der

Verkaufspreis hängt für den Konsumenten nicht vom verwendeten Zahlungsmittel ab.

Diese Kostenneutralität der verschiedenen Zahlungsmittel ist für den Händler nicht

gegeben. Daher argumentiert die Wettbewerbskommission (2005):

33Vgl. dazu auch den Abschnitt 3.5.3.
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�Falls in einer konkreten Situation mehrere Zahlungsmittel akzeptiert werden,

hängt der Entscheid über den Einsatz eines bestimmten Zahlungsmittels von

dessen spezi�schen Vor- und Nachteilen für den Endkonsumenten ab. Dabei

ist zu berücksichtigen, dass dieser Entscheid aufgrund der NDR (vgl. Rz. 391

�.) in der Regel nicht durch einen direkten Preis beein�usst wird. Der Kunde

bezahlt denselben Preis für die gewünschte Ware oder Dienstleistung, unabhän-

gig davon, welches Zahlungsmittel er einsetzt. Der Entscheid wird aber durch

indirekte Vor- und Nachteile des Einsatzes wie Bonussysteme, Vergünstigun-

gen beim häu�gen Einsatz einer Kreditkarte etc. beein�usst. Zudem versuchen

teilweise auch Händler, die Konsumenten bei der Wahl des Zahlungsmittels zu

beein�ussen (vgl. Rz. 184).� (S. 58)

Empirische Arbeiten belegen den signi�kanten Ein�uss des Preises auf die Wahl des

Zahlungsmittels. Der E�ekt ist allerdings nicht so gross wie erwartet. Konsumenten

betrachten o�ensichtlich bei der Zahlungsmittelwahl nicht nur den Preis, sondern

vor allem die Bequemlichkeit, Verfügbarkeit, Sicherheit und andere nicht-preisliche

Attribute der verschiedenen Zahlungsmittel (Bolt et al., 2008).

3.4.2 Quersubventionierung zwischen Kreditkarten- und Barzahlern

Ist eine Nicht-Diskriminierungsklausel in Kraft, wird befürchtet, dass die Händler die

höheren Kosten von Kartenzahlungen in Form von höheren Preisen an alle Kunden

weitergeben. Die Barzahler sind demzufolge aufgrund der allgemein höheren Güter-

und Dienstleistungspreise schlechter gestellt, während die Kreditkarteninhaber von

den Barzahlern gewissermassen �subventioniert� werden (vgl. dazu z.B. GAO, 2009).

In ihrem empirischen Paper gehen Schuh et al. (2010) davon aus, dass in den USA

bei einem Einheitspreis eine solche Quersubventionierung statt�ndet. Unter den ge-

tro�enen Annahmen gelingt es den Autoren zu zeigen, dass in den USA zusätzlich zur

Subventionierung der Kreditkarteninhaber durch die Barzahler auch ein regressiver

Transfer von Tief- zu Hocheinkommenshaushalten statt�ndet.

Eine Quersubventionierung der Karteninhaber durch die Barzahler wurde für die

Schweiz allerdings nicht nachgewiesen. Selbst wenn eine solche Quersubventionierung

eindeutig nachgewiesen werden kann, stellt sie für Abele et al. (2007) noch keinen

hinreichenden Grund für einen regulatorischen Eingri� dar. Zum einen sind in vielen
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anderen Bereichen geringfügige Quersubventionierungen durchaus üblich,34 und zum

anderen kann eine regulatorische Absenkung der Interchange Fees eine Quersubven-

tionierung ohnehin nicht beseitigen, sondern höchstens reduzieren.

Abele et al. (2007) geben zu bedenken, dass selbst unter der Nicht-Diskrimi-

nierungsklausel die Höhe und die Bedeutung von allfälligen Quersubventionierungen

wohl relativ gering ist. Die Interchange Fee beträgt schliesslich nur einen geringen

Prozentsatz des Verkaufspreises und es werden bei weitem nicht alle Käufe mit Kre-

ditkarte bezahlt. Ein allfälliger genereller Aufschlag auf alle Verkaufspreise würde

somit nur einen Bruchteil dieses Prozentsatzes betragen. Werden zudem fast aussch-

liesslich bestimmte Güter oder Dienstleistungen mit Kreditkarte bezahlt, wird ein

Händler optimalerweise nur bei diesen eine Preiserhöhung vornehmen. In diesem Fall

�ndet eine noch geringere bis keine Quersubventionierung statt.

Ob eine Quersubventionierung von Kreditkartenzahlern durch Barzahler vorliegt und

wie stark diese ist, hängt zudem von der Branche und dem konkreten Händler ab. Liegt

der Transaktionskostenvorteil des Händlers über der Merchant Service Charge, so kann

der Güter- oder Dienstleistungspreis durch die Akzeptanz von Kartenzahlungen sogar

sinken. Die Barzahler werden in diesem Fall durch die Kartenzahler subventioniert.

Falls der Transaktionskostenvorteil unter der Merchant Service Charge liegt, so �ndet

eine umgekehrte Subventionierung statt. Welche der beiden Gruppen nun insgesamt

betrachtet, d.h. über alle Branchen und Händler hinweg, wen wie stark subventioniert,

ist nicht von vornherein klar (Abele et al., 2007).

Im Gegensatz zu anderen Modellen gehen McAndrews und Wang (2008) in ihrem

Modell sogar explizit von der Subventionierung der Barzahler durch die Kartenzahler

aus. Grosse Händler können die �xen Kartenakzeptanzkosten auf ein grosses Trans-

aktionsvolumen verteilen und von den geringeren variablen Kosten von Karten im

Vergleich zum Handling grosser Mengen von Bargeld pro�tieren. Barzahler zahlen

tendenziell tiefere Preise, wenn viele andere Kunden mit Karten bezahlen.

34Als Beispiel nennen Abele et al. (2007) kostenfreie Kundenparkplätze. Kunden, welche den
Händler zu Fuss oder mit ö�entlichen Verkehrsmitteln aufsuchen, subventionieren indirekt über
höhere Güter- oder Dienstleistungspreise die Parkplätze für die Kunden, welche den Händler mit
dem Auto frequentieren.
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3.4.3 Neutralität der Interchange Fee

In Abschnitt 2.1 wurde dargelegt, dass es sich beim Kreditkartenmarkt um einen

zweiseitigen Markt handelt. Bei einem solchen kann die Plattform das Transaktions-

volumen beein�ussen, indem sie von der einen Marktseite mehr verlangt und den

Preis für die andere Marktseite entsprechend reduziert. Die Preisstruktur ist folglich

entscheidend. Die Aufhebung der Nicht-Diskriminierungsklausel verhindert faktisch

eine solche Beein�ussung der Preisstruktur. Ohne Preisdiskriminierung ist der Markt

gemäss Eubanks (2008) kein zweiseitiger Markt mehr.

Falls folgende Bedingungen gleichzeitig erfüllt sind, kann die Interchange Fee bzw.

deren Niveau irrelevant (neutral)35 sein (Rochet und Tirole, 2004a,b):

1. Die Händler können unterschiedliche Preise für Karten- und Barzahlungen ver-

langen (Aufhebung des Verbots der Preisdi�erenzierung).

2. Issuer und Acquirer geben die Einnahmen/Kosten direkt und vollumfänglich an

die Karteninhaber/Händler weiter.

3. Weder den Händlern noch den Karteninhabern verursacht die Preisdi�erenzie-

rung irgendwelche (Transaktions-)Kosten.

Wenn die Händler ohne Zusatzkosten unterschiedliche Preise für Bar- und Kreditkar-

tenzahlungen verlangen können, wird die Interchange Fee völlig wirkungslos (Rochet

und Tirole, 2008a).36 Hohe Interchange Fees werden bei perfekter Preisdiskriminie-

rung höhere Preise für Kreditkartenkäufe bewirken, wobei die Kunden gleichzeitig

Bonus-Programme für die Kartennutzung bekommen.

3.4.4 Auswirkungen in Abhängigkeit der Wettbewerbsverhältnisse

Bei vollständigem Wettbewerb können sich bei den Kreditkarteninhabern die höheren

Preise und die Bonus-Programme gegenseitig aufheben, so dass das Niveau der Inter-

change Fee neutral wird und netto keinen E�ekt auf den Anreiz der Kunden hat, die

Kreditkarte zu benutzen.37 Die Preisdiskriminierung kann � sofern sie tatsächlich die

35Die Interchange Fee ist gemäss Chakravorti (2010) neutral, falls deren Änderung weder eine
Änderung der Transaktionsmenge noch des Pro�tniveaus der Händler und Banken bewirkt.

36Für eine Literaturübersicht wird auf Rochet und Tirole (2008a), S. 574 und 580, verwiesen.
37Siehe dazu auch Prager et al. (2009), S. 45 und 63�., Carbó-Valverde et al. (2009), S. 9f.,

sowie die dort angegebene Literatur.
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wahren sozialen Kosten und Nutzen widerspiegelt � die externen E�ekte in diesem

Fall internalisieren (Prager et al., 2009).

Falls kein vollständiger bzw. perfekter Wettbewerb herrscht, ist der Wohlfahrtse�ekt

einer Aufhebung der Nicht-Diskriminierungsklausel hingegen nicht eindeutig. Dies

gilt selbst unter Vernachlässigung der Transaktionskosten, welche die unterschiedli-

chen Preise dem Händler verursachen, wie beispielsweise Rochet und Tirole (2000,

2002) herleiten. Herrscht im Issuing- und/oder im Acquiringmarkt kein vollständiger

Wettbewerb, wird kein e�zientes Ergebnis erzielt.

Rochet und Tirole (2002) zeigen, dass die Aufhebung der Nicht-Diskriminierungs-

klausel zu einer Unterversorgung mit Kartendienstleistungen führen kann, falls die

Issuer Marktmacht besitzen. Unter der Nicht-Diskriminierungsklausel kann die privat

festgelegte Interchange Fee jedoch zu einer e�zienten Kartenverwendung führen.

Ist der Acquiring-Markt nicht vollständig kompetitiv, so liegt die MSC über der DMIF

plus den Acquirerkosten. Geben in dieser Situation die Händler ihre direkten mone-

tären Kosten (bei Bargeld werden zur Vereinfachung keine Kosten für den Händler

angenommen) vollumfänglich an die Kunden weiter, so tragen die Kreditkartenkunden

Kosten im Umfang der MSC. Die Issuer bekommen aber lediglich die DMIF, welche in

Form von Bonus-Programmen wieder an die Kreditkarteninhaber zurück�iessen kann.

Die höheren Verkaufspreise bei einer Kartenzahlung werden folglich für den Kar-

teninhaber nicht wie im Fall oben vollständig durch im Betrag gleich hohe Bonus-

Programme aufgehoben. Da die Kreditkartenzahlung somit teurer wird, reduzieren

sich die Anreize zur Kartennutzung, wodurch es zu einer geringeren als der sozial

optimalen Kartennutzung kommen kann.

Haben die Händler Marktmacht und die Karteninhaber zahlen dem Issuer Gebühren,

die nicht proportional zum Transaktionsbetrag sind (z.B. �xe Jahresgebühren), kön-

nen die Händler den gesamten �consumer surplus� abschöpfen, den die Kunden aus

dem Kartengebrauch erzielen. Bei �xen Jahresgebühren und/oder variablen Karten-

nutzungskosten besteht für die Kunden daher kein Anreiz, überhaupt eine Kreditkarte

zu halten (Wright, 2003, zit. in Rochet und Tirole (2008a), S. 574).

Marktmacht kann somit generell die e�ziente Verwendung der Zahlungsmittel durch

eine Preisdiskriminierung verhindern. Es treten in diesem Fall Preisverzerrungen auf

und die Preise und Gebühren stimmen nicht mehr mit den zugrunde liegenden sozialen
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Kosten und Nutzen überein (vgl. dazu Prager et al., 2009).

In einem kompetitiven Markt werden die Händler die Gebühren in Form von höheren

Preisen vollumfänglich dem Karteninhaber belasten. Herrscht bei der Aufhebung des

Verbots der Preisdi�erenzierung allerdings kein vollständiger Wettbewerb unter den

Händlern, kann die Surcharge über den tatsächlichen Kosten der Kreditkartenakzep-

tanz liegen. Die Preisdiskriminierung dient in diesem Fall als neue Einnahmequelle für

die Händler (Abele et al., 2007; GAO, 2009). Ähnlich argumentiert auch Rochet

(2005):

�I believe that if, in practice, like in the Australian experiment (it would be

interesting to have the precise data on that), some fraction of the merchants do

surcharge, it is because either they have market power and they use it to extract

rent from customers, or alternatively, the cost incurred by the acquirer exceeds

the cost saved by the merchant . . . � (S. 143)

In der Schweiz gibt es Hinweise darauf, dass gewisse Händler bzw. Branchen die

Surcharge zu grosszügig bemessen. Insbesondere in der Reisebranche verrechnen ge-

mäss Regenass (2009) einige Anbieter bei Kreditkartenzahlungen einige Prozent,

während von anderen Anbietern Pauschalen von bis zu 40 Franken verlangt werden.

Gewisse Händler würden durch Surcharges über ihren tatsächlichen Kosten zu Lasten

der Konsumenten 35 bis 40 Millionen Franken zu viel einnehmen.

Eine Möglichkeit besteht darin, die Höhe der Surcharges regulatorisch zu begrenzen. In

Australien, wo Marktteilnehmer den Verdacht von Surcharges über den tatsächlichen

Kosten geäussert haben, wurde von der Reserve Bank of Australia eine Beschränkung

des Surchargebetrages in Erwägung gezogen, ohne eine solche jedoch tatsächlich zu

implementieren (Chakravorti, 2010).

3.4.5 E�ekt auf das allgemeine Preisniveau

Unter der Nicht-Diskriminierungsklausel müssen die Händler unabhängig vom Zah-

lungsmittel einen einheitlichen Preis verlangen. Es ist davon auszugehen, dass die

Händler in diesem Einheitspreis p die Kosten der unterschiedlichen Zahlungsmittel

bereits mitberücksichtigen, um keinen Verlust zu erleiden:

p = α ∗ pK + (1− α) ∗ pB (2)
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wobei: α: Erwarteter Anteil des Verkaufsvolumens mit Kreditkartenzahlung

pK : Kostendeckender Preis bei Kreditkartenzahlung

(1− α): Erwarteter Anteil des Verkaufsvolumens mit Barzahlung

pB: Kostendeckender Preis bei Barzahlung

Es wird die Annahme getro�en, dass Kreditkartenzahlungen teurer sind als Bar-

zahlungen.38 In diesem Fall �ndet eine Quersubventionierung der Kreditkartenzahler

durch die Barzahler statt. Es wird also von folgender Relation der Preise ausgegangen:

pB < p < pK (3)

Wird Gleichung (2) umgeformt, so lässt sich der kostendeckende Preis für eine Kre-

ditkartenzahlung pK als Preis für eine Barzahlung pB plus einem Zuschlag de�nieren,

welcher vom Anteil an Kreditkartenzahlungen und von der Höhe der Quersubventio-

nierung abhängt:

pK = pB +
p− pB

α
(4)

Findet nach der Aufhebung der Nicht-Diskriminierungsklausel lediglich ein Preisauf-

schlag für Kreditkartenzahlungen statt (pS = p + S), ohne dass gleichzeitig auch ein

Rabatt für Barzahlungen gewährt wird, steigt bei konstantem α das Preisniveau, denn

α ∗ p+ (1− α) ∗ p = p < α ∗ pS + (1− α) ∗ p (5)

Das Preisniveau bleibt nur konstant, falls α = 0 ist, d.h. wenn der Anteil der Kredit-

kartenzahlungen auf Null zurückgeht. Selbst wenn den Kunden der �wahre� kostende-

ckende Preis pK verrechnet wird, steigt wegen p < pK das allgemeine Preisniveau an,

sofern nicht gleichzeitig Barzahlern ein Rabatt gewährt wird oder aber α = 0 gilt.

Bleiben trotz der Senkung der Interchange Fee die Preise konstant, so �ndet kurzfristig

lediglich eine Umverteilung von Gewinnen innerhalb des Vier-Parteien-Systems statt,

38Wie oben argumentiert wurde, kann diese Relation durchaus auch umgekehrt sein. Siehe dazu
auch die Aussage von Loosli (2006) bezüglich der Gratis-Kreditkarte von Coop in Abschnitt
3.6.1.
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und zwar von den Issuern an die Händler. Die langfristigen Auswirkungen können

allerdings wohlfahrtsmindernd sein.

Wird die Senkung der Interchange Fee über eine Senkung der Merchant Service Char-

ge vollständig an die Händler weitergegeben, die Preisdiskriminierung aber von den

Händlern nicht konsequent umgesetzt, so steigen zwar die Gewinne der Händler, aber

die Einnahmen der Issuer sinken unmittelbar im gleichen Umfang. Die gesunkenen

Einnahmen der Issuer werden sich schliesslich auf deren Möglichkeiten zur Marktför-

derung und -erweiterung auswirken (z.B. in Form von höheren Gebühren und/oder

weniger grosszügigen Bonus-Programmen). Dies reduziert die Anreize der Kunden zur

Kartennutzung, wodurch es zu einer Unternutzung von Kreditkarten kommen kann.

3.4.6 Ausmass der Umsetzung in der Praxis

In einigen anderen Ländern ist teilweise schon seit längerer Zeit die Preisdiskrimi-

nierung erlaubt. Allerdings wird in diesen Ländern festgestellt, dass nur in geringem

Ausmass tatsächlich unterschiedliche Preise verlangt werden, obwohl die Händler dies

tun dürften.39 Hierfür werden verschiedene Gründe angeführt:

� Die Angst der Händler, Kunden an Konkurrenten zu verlieren, die keine Preis-

diskriminierung betreiben (Eubanks, 2008).

� Die Befürchtung der Händler, dass unterschiedliche Preise für die Kunden ver-

wirrend sein könnten (Prager et al., 2009).

� Besonders für Händler mit grösseren Verkaufsvolumina weist Eubanks (2008)

auf empirische Evidenz hin, dass sich die Händler über die administrativen Kos-

ten von alternativen Zahlungsmitteln (z.B. Bargeld-Handling-Kosten) ebenfalls

bewusst sind.40

� Die Annahme einer kostenlosen Preisdiskriminierung ist unrealistisch stark. Es

fallen dabei stets (teilweise beachtliche Transaktions-)Kosten an (Evans und

Schmalensee, 2005a).

39Für empirische Evidenz zum Ausmass der Preisdiskriminierung in Australien, Holland, Dänemark,
Norwegen, Schweden, England und in den USA wird auf Evans und Schmalensee (2005a),
GAO (2009), Prager et al. (2009), Rochet und Tirole (2004a) sowie Chakravorti (2010)
verwiesen.

40Siehe diesbezüglich auch die Aussage von Loosli (2006) anlässlich der Lancierung der Gratis-
Kreditkarte von Coop in Abschnitt 3.6.1.
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� Insbesondere bei einer geringen Senkung der Interchange Fee (und der MSC)

dürften die Kosten der Preisanpassung und -diskriminierung für den Handel im

Verhältnis hoch sein.

� Preisrigiditäten machen eine schnelle Preisanpassung unwahrscheinlich, vor al-

lem bei geringfügigen Änderungen (Chang et al., 2005a).

In der Schweiz stellte die Wettbewerbskommission (2009b) in ihrer vorläu�gen

Wirkungsanalyse des Kreditkartenentscheids von 2005 fest, dass eine Preisdi�erenzie-

rung in der Praxis nur in geringem Ausmass statt�ndet41 und auf einzelne Branchen

beschränkt ist (z.B. Reisebüros). Der erhöhte Spielraum der Händler bei der Preis-

setzung sowie deren bessere Verhandlungsposition gegenüber den Acquirern dank der

Möglichkeit der Preisdiskriminierung und der höheren Transparenz wurde von der

Wettbewerbskommission (2009b) dennoch als Vorteil hervorgehoben. Vor allem

für einzelne Branchen mit geringen Margen (z.B. Reisebüros) sei die Preisdi�erenzie-

rung bedeutend.

Die Wettbewerbskommission (2010a) stellte fest, dass die Senkung der DMIF

�durch entsprechende Reduktionen der MSC vollständig an den Handel weitergege-

ben� wurde (S. 25). Dadurch wurde der Handel von 2005 bis 2008 um total CHF

70�90 Mio. entlastet. Die vollständige Weitergabe der DMIF-Senkung an die Händler

deutet auf einen wirksamen Wettbewerb unter den Acquirern hin.

Von der Senkung der MSC konnten gemäss Wettbewerbskommission (2009b)

alle Branchen sowie kleine und grosse Händler pro�tieren. Ihre vorläu�gen Ergebnisse

deuten jedoch darauf hin, dass eine Preisdiskriminierung nur vereinzelt durchgeführt

wird. Falls keine generelle Senkung der Preise (siehe Gleichung 2) stattgefunden hat,

kann von einer reinen Gewinnumverteilung innerhalb des Vier-Parteien-Systems aus-

gegangen werden, und zwar von den Issuern zu den Händlern.

Die Konsumenten haben folglich kaum von einer allgemeinen Kostensenkung pro�-

tiert. Durch das Surcharging bezahlen sie teilweise mehr als bisher. Die Aufhebung

des Verbots der Preisdiskriminierung hat somit möglicherweise unter dem Strich sogar

zu negativen Auswirkungen für die Konsumenten geführt. Empirisch ist jedoch � wie

unter anderemCarbó-Valverde et al. (2009) oderGAO (2009) anmerken � ein di-

rekter Zusammenhang zwischen einer Senkung der Interchange Fees und der Höhe des

41Ob die Preisdi�erenzierung in diesen Fällen die tatsächlichen Preisunterschiede der Zahlungsmittel
widerspiegelt, wurde noch nicht im Detail untersucht.

55



3 Weko-Entscheide und kritische Würdigung

Preisniveaus äusserst schwer nachzuweisen. Zum einen ist die Zeit seit der Aufhebung

noch relativ kurz und zum anderen werden die Preise von vielen Faktoren gleichzeitig

beein�usst, so dass ein eindeutiger Preise�ekt der Interchange Fee-Senkung über die

Zeit hinweg nur schwer zu eruieren ist.

Von einer deutlichen Senkung des Preisniveaus für die Konsumenten infolge der Sen-

kung der DMIF ist ohnehin nicht auszugehen, selbst wenn die geringeren Kosten der

Händler vollumfänglich in Form von geringeren Preisen an die Konsumenten wei-

tergegeben werden. Die potenziellen Auswirkungen der Senkung der DMIF auf das

Preisniveau bewegen sich � zumal nur ein Teil der Verkäufe mit Kreditkarten beglichen

wird � lediglich im Promillebereich.

In ihrer Evaluation über die Auswirkungen der Regulierung in Australien stellen

Chang et al. (2005a) ein ihrer Meinung nach vorhersehbares Resultat fest: Die

fehlende Evidenz, dass die Konsumentenpreise infolge der Senkung der MSC gesun-

ken sind. Für die Autoren ist dies nicht überraschend, da die Kosteneinsparungen zu

gering sind, als dass sie auf zuverlässige Weise gemessen werden könnten.

3.5 Potenzielle unbeabsichtigte dynamische bzw. längerfristige

Auswirkungen

Die Auswirkungen eines Eingri�s wie jenem der Wettbewerbskommission (2005)

lassen sich im Voraus kaum abschätzen. Zum Zeitpunkt des Eingri�s waren selbst die

statischen Auswirkungen der Regulierung nicht eindeutig. Ob eine regulatorisch er-

zwungene Senkung der Interchange Fees bzw. deren kostenbasierte Festlegung generell

zu einer Wohlfahrtsverbesserung oder gar zu einer Wohlfahrtsverschlechterung führt,

ist a priori nicht klar. Neben den ungewissen statischen Wirkungen der Regulierung

sind ebenso deren ungewissen längerfristigen bzw. dynamischen Auswirkungen zu be-

rücksichtigen. Diese hängen unter anderem davon ab, wie die Marktteilnehmer auf die

geänderten Rahmenbedingungen reagieren und ob Verhaltensänderungen eintreten.

Nach dem regulatorischen Eingri� in Australien (vgl. Abschnitt 4.1) beobachteten

Evans und Schmalensee (2005a) in der verhältnismässig kurzen Zeit seit dem Ein-

gri� folgende Auswirkungen der Senkung der Interchange Fees: Die Händler haben

davon pro�tiert, während die Issuer geringere Einnahmen verbuchen. Bei den Kon-

sumenten gibt es Gewinner (v.a. jene, die tendenziell mehr Bargeld verwenden) und

56



3 Weko-Entscheide und kritische Würdigung

Verlierer (v.a. Konsumenten, welche häu�g Kreditkarten mit Bonus-Programmen ver-

wenden). Die insgesamten volkswirtschaftlichen Auswirkungen sind allerdings schwie-

rig zu beurteilen. Hinzu kommt, dass möglicherweise die längerfristigen E�ekte die

kurzfristigen E�ekte wieder aufheben oder gar umkehren.

3.5.1 Indirekte Förderung von Drei-Parteien-Systemen

Der Eingri� der Wettbewerbskommission (2005, 2010a) in den Kreditkarten-

markt betri�t nur diejenigen Kreditkartennetzwerke, welche über multilateral ver-

einbarte Interchange Fees verfügen. Dies ist bei Visa und MasterCard der Fall, die

als Vier-Parteien-Systeme organisiert sind. Der Kreditkartenmarkt kann stattdessen

auch als Drei-Parteien-System organisiert sein, wie dies z.B. bei American Express

oder Diners Club der Fall ist. In Abbildung 3 wird der schematische Aufbau der

beiden Systeme einander gegenübergestellt.

Der wesentliche Unterschied zwischen den beiden Organisationsformen besteht dar-

in, dass im Vier-Parteien-System die Herausgabe der Kreditkarten (Issuing) und das

Anwerben der Händler (Acquiring) von zwei unterschiedlichen Parteien durchgeführt

wird. Im Drei-Parteien-System werden diese beiden Aufgaben hingegen vom gleichen

Unternehmen wahrgenommen. Dementsprechend muss in Drei-Parteien-Systemen kei-

ne explizite Interchange Fee vereinbart werden. Die Regulierung derWettbewerbs-

kommission (2005, 2010a) betri�t damit nur die im Vier-Parteien-System organisier-

ten Kreditkartennetzwerke, welche über eine explizite Interchange Fee verfügen.

Die Tatsache, dass es im Drei-Parteien-System keine explizite Interchange Fee gibt,

darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass es in diesem System ebenfalls interne

Verrechnungen und Transfers von �Gebühren� gibt. Diese unterliegen allerdings wei-

terhin keiner Regulierung. Insofern sehen Abele et al. (2007) die ausschliessliche

Regulierung von Vier-Parteien-Systemen als eine Ungleichbehandlung im Kreditkar-

tenmarkt, welche wirtschaftlich negative Folgen für diese Systeme hat.

Wenn ein Drei-Parteien-System hohe Merchant Service Charges festsetzt, um damit

zinsfreie Kreditperioden oder Bonus-Programme für die Karteninhaber zu �nanzieren,

so ist der E�ekt gleich wie im Vier-Parteien-System (Small undWright, 2002). Die

Merchant Service Charges von Drei-Parteien-Systemen unterstehen allerdings weiter-

hin keiner Regulierung, während jene in Vier-Parteien-Systemen durch die kostenba-
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Abbildung 3: Vier-Parteien- versus Drei-Parteien-System
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Händler
(Nutzen bS)

Issuer
(Kosten cI)

Acquirer
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(MSC=Merchant

Service Charge)

bezahlt p – IF

(IF=Interchange Fee)

bezahlt p + B

(B=Kundengebühr,

oftmals ≤ 0)

Verkauf von Produkt/Dienstleistung

zum Preis p

Vier-Parteien-System
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Kunde (Nutzen bB)

Händler
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Drei-Parteien-System
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(B=Kundengebühr,
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System
(Acquirer und Issuer zusammengefasst; Kosten cAI)

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Rochet und Tirole (2000), S. 5, Rochet
und Tirole (2006), S. 2 und 4 sowie Europäische Kommission (2006), S. iii und 4

sierte Festsetzung (und Absenkung) der DMIF indirekt reguliert werden. Diese Be-

günstigung von Drei-Parteien-Systemen führt zu Marktverzerrungen, deren E�ekte

bei der Beurteilung des Netto-Nutzens einer kostenbasierten DMIF-Regulierung bzw.

-Absenkung mitberücksichtigt werden müssen (Evans und Schmalensee, 2005a).
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Die durch eine Regulierung entstehenden Wettbewerbsnachteile im Vergleich zu Drei-

Parteien-Systemen oder anderen Organisationsformen werden zum Beispiel von Ho-

ward (2007) als problematisch erachtet:

�It is questionable whether such intervention is really achieving the aims of

competition law � which is to protect competition not competitors.� (S. 13)

Es besteht prinzipiell die Möglichkeit, dass grössere Issuer sich bei einer Regulierung

von Vier-Parteien-Systemen ihre bestehende Basis an Karteninhabern zu Nutze ma-

chen, um ein Drei-Parteien-System zu fördern oder gar zu gründen und auszugliedern.

Dieses unterliegt der Regulierung nicht. Gemäss Hedrick-Wong (2007) haben dies

drei der vier grössten australischen Issuer nach der Regulierung bereits getan und

einen Teil ihres Issuings in Drei-Parteien-Systeme verlegt.

Es ist fraglich, ob eine indirekte Förderung von Drei-Parteien-Systemen durch eine

Regulierung von Vier-Parteien-Systemen aus E�zienzgesichtspunkten wünschenswert

ist. Schliesslich gelangte selbst dieWettbewerbskommission (2005) in ihrer Unter-

suchung zum Ergebnis, dass Vier-Parteien-Systeme wesentlich tiefere Händlerkommis-

sionen aufweisen als Drei-Parteien-Systeme. Eine Verschiebung von Vier- hin zu Drei-

Parteien-Systemen könnte daher mit negativen Konsequenzen sowohl für die Händler

als auch für die Konsumenten einhergehen.42

Eine Förderung der Transparenz bei den Gebühren im Kreditkartenmarkt, was die

Weko mit ihrem Entscheid ebenfalls anstrebte, wird damit schliesslich gerade er-

schwert, �given that the fee structure of three-party schemes is completely opaque�

(Hedrick-Wong, 2007, S. 5). Zu beachten gilt es zudem, dass innerhalb der Vier-

Parteien-Systeme ein grösserer Wettbewerb herrscht als innerhalb der Drei-Parteien-

Systeme (Abele et al., 2007).

42Das Argument, dass eine Senkung der Interchange Fees in Vier-Parteien-Systemen zu einem
Druck auf die Gebühren in Drei-Parteien-Systemen führt, wie es etwa in Australien erho�t wur-
de (Hedrick-Wong, 2007), ist für Evans und Schmalensee (2005a) nicht überzeugend. Sie
argumentieren, dass die regulatorische Benachteiligung der Vier-Parteien-Systeme den Wettbe-
werbsdruck für Drei-Parteien-Systeme vielmehr reduziert.
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3.5.2 Substitutionskonkurrenz

Der Kaufpreis lässt sich grundsätzlich mit verschiedensten Zahlungsmitteln beglei-

chen. Somit stehen sowohl die Händler als auch die Käufer grundsätzlich vor einer

beachtliche Auswahl an potenziellen Zahlungsmitteln. Abbildung 4 zeigt eine sche-

matische Übersicht über verschiedene im Markt verfügbare Zahlungsmittel.

Im grössten Teil der Literatur über Zahlungskarten wird der Wettbewerb zwischen

Zahlungsmitteln ignoriert (vgl. hierzu Chakravorti, 2010). Welches Zahlungsmittel

bei einer konkreten Transaktion zur Anwendung kommt, hängt jedoch unter anderem

davon ab, welche Zahlungsmittel vom Händler akzeptiert und welche vom Kunden

verwendet werden. Dies wiederum hängt entscheidend von den Kosten und Nutzen

ab, welche die Akzeptanz bzw. die Verwendung der unterschiedlichen Zahlungsmittel

für den Händler bzw. den Kunden haben.43 Mit der Regulierung eines Teils des Kre-

ditkartenmarktes � nämlich des im Vier-Parteien-System organisierten Marktes � hat

die Weko die Kosten und Nutzen dieses Zahlungsmittels beein�usst.44

In ihrer Untersuchung betrachtete die Wettbewerbskommission (2005) unter an-

derem die Substituierbarkeit von verschiedenen Zahlungsmitteln. Dies ist entschei-

dend für die Marktabgrenzung. Für die Marktabgrenzung bei Missbrauchsfällen gibt

es jedoch international keine allgemeingültige Methodik, wie die economiesuisse

(2009) in ihrer Evaluation des Kartellgesetzes feststellte. Dementsprechend hat die

Wettbewerbsbehörde einen grossen Ermessensspielraum bei der Marktabgrenzung.

In Bezug auf den sachlich und räumlich relevanten Markt fokussiert sich dieWettbe-

werbskommission (2005) auf den Acquiring-Markt sowie den Issuing-Markt. Auch

der Wettbewerb zwischen Drei- und Vier-Parteien-Systemen wird berücksichtigt. Von

einem direkten Wettbewerbsverhältnis zwischen Kreditkarten und anderen Zahlungs-

mitteln wird jedoch nicht ausgegangen, denn:

43In einigen empirischen Studien wurde versucht, die Kosten (und Nutzen) verschiedener Zahlungs-
mittel zu messen, so z.B. für die Schweiz vonMinsch et al. (2007), für Belgien von der Banque
Nationale de Belgique (2005), für Schweden von Bergman et al. (2007) oder für Holland
von De Nederlandsche Bank (2004) sowie von Hoevenagel et al. (2007).

44Durch die Aufhebung des Verbots der Preisdi�erenzierung (vgl. dazu Abschnitt 3.4) können den
Kunden zwar grundsätzlich bessere Preissignale für die Verwendung der unterschiedlichen Zah-
lungsmittel gegeben werden. In der Praxis ist eine solche (korrekte) Preisdi�erenzierung allerdings
bislang selten zu beobachten.
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Abbildung 4: Weite Abgrenzung des Marktes für Zahlungsmittel

Zahlungsmittelmarkt

Issuer

Acquirer

Kreditkarten Debitkarten Überweisung Bargeld

andere/neue
Zahlungs-
mittel

Issuer

Acquirer

Quelle: eigene Darstellung

�Die spezi�schen Vor- und Nachteile von Kreditkarten deuten darauf hin, dass

diese bezüglich ihrer speziellen Merkmale kein vollständiges Substitut zu ande-

ren Zahlungsmitteln bildet.� (Wettbewerbskommission, 2005, S. 60)

Dementsprechend wird der Markt eng abgegrenzt. Anstelle eines allgemeinen Marktes

für Zahlungsmittel (siehe Abbildung 4) wird auf den Kreditkartenmarkt abgestellt.

Abbildung 5 veranschaulicht diese Sichtweise. Der Substitutionswettbewerb wird als

nicht ausreichend stark erachtet, um im Kreditkartenmarkt eine disziplinierende Wir-

kung zu entfalten. Selbst auf dem Acquiring-Markt ist für die Wettbewerbskom-

mission (2005) die �disziplinierende Wirkung der potenziellen Konkurrenz in Frage

gestellt� (S. 69). Eine ähnlich enge Marktabgrenzung ist auch bei anderen internatio-

nalen Wettbewerbseingri�en in den Kreditkartenmarkt zu beobachten (mehr dazu in

Abschnitt 4.1).

Die Wettbewerbskommission (2005) hält in ihrer Untersuchung fest, dass aus

Kundensicht am Verkaufspunkt im Inland oft eine Substitutionsbeziehung zwischen

den verschiedenen Zahlungsmitteln besteht, sofern vom Händler verschiedene Zah-
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Abbildung 5: Enge Abgrenzung des Marktes für Zahlungsmittel

Kreditkarten-
markt

Issuer

Acquirer

Kreditkarten Debitkarten Überweisung Bargeld

Issuer

Acquirer

Sicht der Weko andere/neue
Zahlungs-

mittel

Quelle: eigene Darstellung

lungsmittel (Bargeld sowie diverse Kartentypen) akzeptiert werden. In anderen Situa-

tionen sei die Substituierbarkeit von Kreditkarten allerdings eingeschränkt, so z.B. im

Ausland, aufgrund ihrer umsatzabhängigen Vorteile (Bonus-Programme), der Kredit-

option oder anderer spezi�scher Charakteristika.

In gewissen Situationen und für bestimmte Transaktionen sind Kreditkarten tatsäch-

lich das einzige Zahlungsmittel. So zum Beispiel für Impulskäufe, falls der Konsument

momentan nicht über die notwendigen �nanziellen Mittel verfügt und keinen einfachen

Zugang zu alternativen Kreditformen hat. Der Nutzen des Händlers aus der Kredit-

kartenakzeptanz ist bei solchen Transaktionen sehr hoch, denn ohne die Akzeptanz

von Kreditkarten würde die gesamte Transaktion nicht statt�nden. Dies könnte eine

mögliche Erklärung für die Bereitschaft der Händler sein, hohe Gebühren zu akzep-

tieren (Rochet, 2007).

Für kleinere Transaktionen oder für liquide Konsumenten sind Debit- und Kreditkar-

ten (sowie Bargeld) jedoch perfekte Substitute.45 Den Hauptgrund für eine allfällige

45Aus sozialer bzw. volkswirtschaftlicher Sicht sind Transaktionen vom ersten Typ (Kreditmöglich-
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Präferenz von Kreditkarten bei solchen Transaktionen sieht Rochet (2007) darin,

dass die Kunden bei Kreditkarten unter Umständen von negativen Gebühren in Form

von Bonus-Programmen (cash back, Flugmeilen etc.) pro�tieren.

Die fehlende Substituierbarkeit von Kreditkarten � insbesondere bei (zu) hohen Inter-

change Fees bzw. Händlergebühren � wird in der neueren Literatur allgemein kritisch

hinterfragt. So untersuchen beispielsweise Bourreau und Verdier (2010) in ihrem

Modell die Anreize eines Händlers, die Kreditkartenplattform durch die Herausgabe

einer eigenen, privaten (Händler-) Karte zu umgehen.46 Diese Karte ist zwar nur bei

diesem einen Händler einsetzbar, aber sie erlaubt es diesem, die MSC zu vermeiden,

falls die Karte ohne eine Finanzinstitution herausgegeben wird.

Bourreau und Verdier (2010) zeigen, dass die Kreditkartenplattform die Händler

nur dann davon abhalten kann, in den Markt für Bankkartentransaktionen einzu-

treten, wenn sie die Interchange Fee senkt. Falls ein Markteintritt möglich ist, kann

bereits die potenzielle Gefahr von privaten (Händler-) Karten die Kartenplattform

dazu veranlassen, ihre Interchange Fee zu senken. Die Autoren zeigen darüber hin-

aus, dass wenn ein Händler dazu übergeht, eigene Karten herauszugeben, der andere

Händler weniger resistent gegenüber der Kartenakzeptanz wird (im Vergleich zum

Benchmark-Fall, wo kein Händler eigene Karten herausgibt).

Eine wichtige Implikation aus diesen Resultaten ist, dass eine hohe Interchange Fee

nicht notwendigerweise eine Eintrittsschranke in den Zahlungskartenmarkt darstellt.

Im Gegenteil, hohe Interchange Fees und entsprechend hohe Händlergebühren (MSC)

scha�en Anreize für die Händler, die Kreditkartenplattform und deren Gebühren

durch die Herausgabe von eigenen Karten zu umgehen.

Rochet und Wright (2010) vermuten, dass zusätzliche Verkäufe trotz hoher Ge-

bühren zu den wesentlichen Gründen für die Kreditkartenakzeptanz der Händler ge-

hören. Sie sehen als Alternative für kredit�nanzierte Verkäufe ein direktes Angebot

an �Händlerkrediten�.47 Bieten die Händler den Kunden auf diese Weise Liquidität

an, gehen ihnen trotz Nicht-Akzeptanz von Kreditkarten die zusätzlichen, nur dank

keit notwendig) tendenziell wohlfahrtsfördernd, während jede vom zweiten Typ (Benutzung wegen
Bonus-Programmen trotz verfügbarer Mittel) ine�zient sind (Rochet, 2007). Das sozial ine�-
ziente Verhalten bei Transaktionen vom zweiten Typ (�convenience users�) sollte folglich so weit
wie möglich vermieden werden.

46Einige Grosshändler (z.B. Wal-Mart, JC Penney and Macy's) haben diese Strategie bereits umge-
setzt und eigene Kundenkarten herausgegeben (Bourreau und Verdier, 2010).

47Vergleiche hierzu auch die Ausführungen in Abschnitt 2.2.
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der Kredit- bzw. Liquiditätsoption getätigten Verkäufe nicht verloren. Kreditkarten

haben somit keinen E�ekt auf den aggregierten Konsum, solange �Händlerkredite�

verfügbar sind.

�Händlerkredite� sind nach Au�assung von Rochet und Wright (2010) allerdings

relativ ine�zient. Neben den direkten Kosten der Kreditvergabe, der Administra-

tion und der Re�nanzierung tragen die Händler auch das Verlustrisiko. Bei hohen

Kosten von �Händlerkrediten� werden Kreditkarten vorgezogen. Die Kosten für die

Kreditkartenakzeptanz können möglicherweise die noch höheren, nun aber weniger

oft notwendigen Kosten der Vergabe von `Händlerkrediten� rechtfertigen.48

Wie die Ausführungen zeigen, sind durchaus direkte Substitute zu Kreditkarten mög-

lich und auch teilweise bereits vorhanden. Neben Händlerkarten treten auch neue

Zahlungsmethoden auf den Markt (z.B. Mobile Payment). Kreditkarten sind folglich

sowohl dem potenziellen als auch dem tatsächlichen (Substitutions-) Wettbewerb aus-

gesetzt. Eine allzu enge Marktabgrenzung ist daher problematisch. Die Regulierung in

einem (Teil-) Markt kann nämlich unmittelbar zu sinkender Substitutionskonkurrenz

bzw. zu Vorteilen für Konkurrenzprodukte führen.49 Es ist jedoch nicht a priori klar,

ob diese aus volkswirtschaftlicher Sicht e�zienter sind oder nicht.

3.5.3 Anpassung anderer Gebühren und Preise

Im Kreditkartenmarkt sind neben der Interchange Fee noch verschiedene andere Ge-

bühren und Preise vorzu�nden, so z.B.

48Ausgehend von einer Umfrage unter einigen Händlern kommt die Wettbewerbskommission
(2005) bezüglich der hypothetisch akzeptierten Kommissionserhöhung bei Kreditkartenzahlungen
zum folgenden Ergebnis:

�Nur etwa 25% der Händler würden keine Preiserhöhung von mehr als 10% akzeptieren.
Alle anderen Händler wären bereit, teilweise massive Erhöhung[en] der Kommissionen
in Kauf zu nehmen. [. . . ] Die hohe durchschnittliche Zahlungsbereitschaft der Händler
deutet jedoch darauf hin, dass die anderen Zahlungsmittel keine genügend nahen Sub-
stitute zu Kreditkarten darstellen, um sie in den relevanten Markt miteinzubeziehen.�
(S. 54)

Eine andere Interpretation für diese hohe Zahlungsbereitschaft ist, dass alternative Zahlungs-
methoden für zusätzliche, nur über zusätzliche Liquidität �nanzierbare Käufe, wie zum Beispiel
�Händlerkredite�, mit deutlich höheren (Netto-) Kosten für die Händler verbunden wären als
Kreditkartentransaktionen.

49Nach Ansicht von Hedrick-Wong (2007) hat die Reserve Bank of Australia mit ihrer Regulie-
rung der Vier-Parteien-Systeme künstliche und unfaire Wettbewerbsvorteile für die Drei-Parteien-
Systeme gescha�en, welche diese zu einer Ausweitung ihres Marktanteils nutzen konnten.
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• �xe Kartengebühren (i.d.R. Jahresgebühren)

• variable Kartengebühren (in Abhängigkeit des Transaktionsbetrags oder der

Transaktionsanzahl)

• �negative� Nutzungsgebühren (z.B. Bonus-Programme)

• Zinsen bzw. unterschiedlich lange zinsfreie Perioden

• Mahn- oder Kontoführungsgebühren

• Scheme Fees (Gebühren an das Kreditkartennetzwerk)

• Merchant Service Charges (MSC)

Verschiedene Autoren (z.B. Evans und Schmalensee, 2005a; GAO, 2009; Lyon,

2006) warnen davor, dass die Issuer bei einer Senkung der Interchange Fees früher

oder später allenfalls andere Gebühren anpassen, um die sinkenden Interchange Fee-

Einnahmen zu kompensieren. So können sie beispielsweise die jährlichen (�xen) Kar-

tengebühren oder die (variablen) Transaktionsgebühren erhöhen, die Bonus-Programme

reduzieren oder aber die Kredit- und Verzugszinsen anheben oder den verfügbaren

Kreditrahmen reduzieren. Diese von den Wettbewerbsbehörden nicht berücksichtig-

ten längerfristigen E�ekte50 könnten aber für die Karteninhaber und auch volkswirt-

schaftlich betrachtet unvorteilhaft sein.

Ob und wie stark ein Issuer die sinkenden Interchange Fee-Einnahmen durch eine

Erhöhung der variablen und/oder der �xen Gebühren kompensiert, hängt von einer

Vielzahl von Variablen ab, unter anderem von der Elastizität der Nachfrage nach

Karten und nach Kartentransaktionen. Die einzelnen Kompensationsmöglichkeiten

haben jedoch unterschiedliche Auswirkungen. Evans und Schmalensee (2005a)

illustrieren dies anhand eines Extrembeispiels. Angenommen, die Issuer erhöhen die

�xen Jahresgebühren, lassen die variablen Gebühren jedoch völlig unverändert. Die

Anreize zur Kartennutzung bleiben somit gleich. Die höheren �Anscha�ungskosten�

für eine Karte können jedoch zu einer Reduktion der Anzahl an Karten führen. Da es

50In ihrer zweiten Verfügung äussert sich dieWettbewerbskommission (2010a) nun jedoch expli-
zit dazu, dass einige Issuer die Reduktion der DMIF wohl auf andere Weise ausgleichen werden.

�Schliesslich gilt es darauf hinzuweisen, dass die DMIF im Kreditkartengeschäft eine
von mehreren Einnahmequellen darstellt, so dass den Issuern die Möglichkeit o�en
steht, Reduktionen der DMIF durch andere Einnahmen . . . zu kompensieren.� (S. 28f.)
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heutzutage allerdings schwierig ist, gewisse Transaktionen ohne Kreditkarte durchzu-

führen, gehen Evans und Schmalensee (2005a) nicht von einem markanten Anstieg

der Anzahl an Haushalten ohne Kreditkarten aus.

Falls der Acquiring-Markt (wie in der Schweiz) kompetitiv ist, können die Händler von

den sinkenden Interchange Fees via sinkende Merchant Service Charges pro�tieren.

Ob und in welchem Umfang diese Senkung an die Kunden weitergegeben wird, ist

eine o�ene Frage (vgl. Abschnitt 3.4). Gleichzeitig kann die Senkung jedoch zu einer

Erhöhung der Gebühren für die Karteninhaber führen. Bei einer hohen Preiselastizi-

tät der Nachfrager kann bereits eine geringe Gebührenerhöhung zu einer markanten

Reduktion des Karteneinsatzes führen,51 was wiederum die Wohlfahrt der Händler

beein�usst (Rochet und Tirole, 2008a).

Ein vorhersehbares Resultat bei einer deutlichen Senkung der Interchange Fees ist, wie

Chang et al. (2005a) in ihrer Evaluation der Intervention in Australien feststellten,

dass eine massive Senkung der Einnahmen auf der einen Seite des zweiseitigen Mark-

tes Auswirkungen auf die andere Marktseite hat. Lyon (2006) verweist auf weitere

Länder, in denen die regulatorische Absenkung der Interchange Fees tatsächlich zu

unerwarteten oder unerwünschten Kompensationsmassnahmen geführt hat.

Beispielsweise wurden in Australien und Spanien die Jahresgebühren erhöht. In Aus-

tralien wurden zudem die zinsfreien Perioden verkürzt sowie die Bonus-Programme

reduziert. Im Vereinigten Königreich scheinen die Gebühren allerdings relativ tief zu

bleiben. Für Australien berechneten GAO (2009) eine Abnahme der Kartenleistun-

gen für die Karteninhaber (als Anteil von den Ausgaben) von 23% von 2003 bis 2007,

d.h. nach der Senkung der Interchange Fee. Gemäss Chang et al. (2005b) haben

die australischen Issuer zwischen einem Drittel und der Hälfte der Reduktion der

Interchange Fee-Einnahmen durch höhere Gebühren der Karteninhaber wieder kom-

pensiert.52 Damit haben sich zwar die Pro�te der Issuer reduziert, aber gleichzeitig

stiegen die Gebühren für die Karteninhaber und deren Nutzen aus den Karten hat

sich reduziert (v.a. bei Karten mit Bonus-Programmen).

51Die neuere empirische Forschung zeigt, dass Konsumenten negativ auf Kartengebühren reagie-
ren und tendenziell dasjenige Zahlungsmittel wählen, welches ihre totalen Transaktionskosten
minimiert (vgl. dazu Rochet (2007) und die dort angegebene Literatur).

52Zitiert in Evans und Schmalensee (2005a), S. 100. Hedrick-Wong (2007) nennt einige kon-
krete Beispiele von Gebührenerhöhungen in Australien nach der Regulierung.
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In der Schweiz wurde seit der Regulierung der Weko eine Senkung der Jahresgebüh-

ren beobachtet. Wie in Abschnitt 3.6.3 argumentiert wird, lässt sich diese Beobach-

tung weitestgehend auf die Markteintritte von neuen Issuern und den zunehmenden

Wettbewerb zurückführen. Geringe oder keine Jahresgebühren können jedoch auch als

Marktstrategie gesehen werden, um neue Kundensegmente zu erschliessen. Die fehlen-

den Einnahmen aus den Jahresgebühren können beispielsweise über die Kreditzinsen

kompensiert werden.

Walter Sto�el, der ehemalige Präsident der Weko, weist auf die Gefahr hin, dass bei

einer allfälligen Abscha�ung der Interchange Fees Markteintritte erschwert würden,

da das Geschäft für die Anbieter (Issuer) gemäss deren Aussagen nicht mehr pro�tabel

wäre. Zudem könnte es zu Umgehungsversuchen (z.B. durch höhere Lizenzgebühren)

kommen, wie dies bereits in der EU nach einem provisorischen Verbot beobachtet

worden ist (zitiert in Matter, 2009).

Bereits bei einer starken Senkung könnten bestehende kleinere Issuer aus dem Markt

verschwinden, wodurch der Wettbewerb auf dem Issuing-Markt abnimmt. Von der

GAO (2009) wird befürchtet, dass diese kleineren Issuer dann möglicherweise nicht

mehr in der Lage wären, grosszügige Bonus-Programme anzubieten und somit länger-

fristig nicht mit den grösseren Issuern im Wettbewerb bestehen können. Aus diesem

Grund wurde schon im Vorfeld des Eingri�s in Australien vor einer Marktkonsolidie-

rung und einer Abnahme des Wettbewerbs gewarnt. Infolge der Regulierung wurde es

tatsächlich für kleine australische Issuer zunehmend schwieriger, pro�tabel zu bleiben

(Hedrick-Wong, 2007).

Im Vier-Parteien-System hat das Netzwerk selbst die Möglichkeit, trotz einer Regu-

lierung der Interchange Fees, die gewünschten Preise für die beiden Marktseiten zu

beein�ussen, z.B. mittels Scheme Fees (Zahlungen der Issuer/Acquirer direkt an das

Netzwerk; vgl. Prager et al. (2009) sowie Abbildung 6).

3.5.4 Technologische Entwicklung und Innovationen

Bereits im Vorfeld der Regulierung in Australien wurde davor gewarnt, dass eine

Senkung der Interchange Fees möglicherweise auf Kosten der technologischen Ent-

wicklung und der Innovationen im Kreditkartenmarkt und allgemein auf Kosten des

E-Commerce gehen könnte. Einige Jahre nach dem Eingri� stellte Hedrick-Wong
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Abbildung 6: Ausgleich über Scheme Fees
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Kunde
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Service Charge)
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(IF=Interchange Fee)
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oftmals ≤ 0)

Netzwerk / Lizenzgeber
(z.B. MasterCard, Visa)

Lizenzgebühr

(Scheme Fee)

Verkauf von Produkt/Dienstleistung

zum Preis p

Issuer Acquirer

Quelle: eigene Darstellungen in Anlehnung an Rochet und Tirole (2000), S. 5, Rochet
und Tirole (2006), S. 2 und 4, Europäische Kommission (2006), S. iii und 4 sowie

Wettbewerbskommission (2005), S. 14

(2007) tatsächlich eine Verzögerung bei den technologischen Entwicklungen fest. Wäh-

rend in asiatischen und anderen Märkten in der Zwischenzeit neue Technologien ein-

gesetzt wurden, war eine solche Entwicklung in Australien nicht zu verzeichnen.

Verdier (2010) kritisiert, dass die bisherige Literatur über Zahlungssysteme weit-

gehend die Möglichkeit ignoriert, dass Banken in die Qualität des Zahlungssystems

investieren. Sie betrachtet aus diesem Grund in ihrem Modell den Ein�uss der Inves-

titionen der Banken auf die privat und sozial optimalen Interchange Fees.

Das Modell von Wang (2010) zeigt, dass eine regulatorische Absenkung der Inter-

change Fees wünschenswert erscheint, sofern der technologische Fortschritt im Zah-

lungsmittelmarkt exogen ist. Er gibt jedoch zu bedenken, dass Fortschritte bei den

Kartentechnologien in der Realität von der Forschung und Entwicklung getrieben

werden. Die Pro�tabilität des Kartengeschäfts hat einen Ein�uss darauf, inwieweit
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Investitionen in neue Kartentechnologien getätigt werden.53 Werden solche endoge-

nen und dynamischen Faktoren mitberücksichtigt, sind die Wohlfahrtse�ekte einer

Interchange Fee-Regulierung bzw. -Senkung nicht mehr so klar und o�ensichtlich.

In der Schweiz ist im Debitkartenmarkt im Gegensatz zum Kreditkartenmarkt keine

Interchange Fee erlaubt. Die Issuer sind daher gezwungen, die ungedeckten Kosten

aus dem Debitkartengeschäft anderweitig zu decken bzw. querzusubventionieren. In

der Regel ist ein System ohne Interchange Fees auf eine Quersubventionierung durch

andere Produkte angewiesen. Daraus folgt unweigerlich, dass eine objektive und trans-

parente Preisgestaltung verhindert wird (Godschalk und Brien, 2002).

Im Schweizer Debitkartenmarkt ist es nicht transparent, in welchem Umfang nicht

über Interchange Fees deckbare Kosten auf Bankkunden ohne Debitkarten überwälzt

werden (Hug, 2010). Eine möglicherweise noch weitreichendere Folge aus dem fakti-

schen Verbot einer Interchange Fee im Debitkartenmarkt ist, dass die Issuer in der

Schweiz kaum in die technologische Weiterentwicklung des Debitkartenmarktes (z.B.

fälschungssichere Chips, globale E-Commerce-Lösungen, Interneteinkäufe, kontaktlo-

se Zahlungsvorgänge) investieren wollen bzw. können (Hug, 2010).

Verhindert oder verzögert die Absenkung oder gar das faktische Verbot einer Inter-

change Fee die technologische Entwicklung und die Innovationen im Kartenmarkt

(z.B. bezüglich Funktionalität und Sicherheit), so sind für Hug (2010) die leidtra-

genden primär die Konsumenten, welchen keine ebenso sicheren und modernen Zah-

lungsmittel zur Verfügung stehen wie in anderen Ländern. Er fragt sich deshalb:

�Ist es Aufgabe der Weko, mit wettbewerbsrechtlichen Argumenten die Ent-

wicklung neuer Technologien in der Schweiz zu verhindern und im Debitkar-

tengeschäft Lösungen zu erschweren, wie sie von den Wettbewerbsbehörden der

EU und in fast allen Ländern der Welt akzeptiert werden und die letztlich den

Konsumenten zugutekommen?� (S. 31)

Eine Senkung der Interchange Fees kann die Entwicklung und Verbreitung der Karten-

zahlungssysteme und deren Technologien hemmen. Lohnen sich Investitionen weniger

oder sind sie allenfalls nur noch über eine (zumindest teilweise) Quer�nanzierung

möglich, so sinken die Anreize dazu. Die Anreize für Innovationen und E�zienz-

steigerungen können aber auch durch kostenbasierte Regelungen an sich vermindert

53Der zusätzliche Pro�t kann auch Anreize für die Kartenindustrie liefern, alternative Zahlungspro-
dukte und -technologien zu er�nden und zu entwickeln (Wang, 2010).
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werden. So halten zum Beispiel Abele et al. (2007) fest:

�Wenn die Karten�rmen �automatisch� durch regulatorische Eingri�e die Kosten

ersetzt bekommen, sinken die Anreize für Innovationen und Produktivitätsstei-

gerungen zur fortwährenden technischen und wirtschaftlichen Optimierung des

Netzes. Hohe Kosten werden durch den Regulator in Form höherer Interchange

Fees �belohnt�. Unter dem Strich wird in solch einem Anreizsystem über die

Zeit hinweg die laufende Verbesserung des Zahlungskartensystems auf der Stre-

cke bleiben. Dieser gravierend negative E�ekt wurde von den Regulatoren bisher

unzureichend in ihre Überlegungen einbezogen.� (S. 98)

Eubanks (2008) weist ebenfalls darauf hin, dass die Anreize zu Kostensenkungen

reduziert werden könnten, wenn die eigenen Einnahmen von den ausgewiesenen Kos-

ten abhängen. Aufgrund der unterschiedlichen Kostenstrukturen der einzelnen Issuer

bestand jedoch bereits unter der einvernehmlichen Regelung aus dem Jahr 2005 ein

Anreiz zu Kostensenkungen. Nur ein Teil der Issuer konnte mit der DMIF die Kosten

decken, während die übrigen Issuer einen Anreiz hatten, ihre Kosten zu senken. Dies

lieferte bereits Anreize zu Kostensenkungen.

Im Rahmen der neuen einvernehmlichen Regelung versuchte die Wettbewerbs-

kommission (2010a), diese Dynamik durch die sogenannte �Yardstick-Competition�

noch zu verstärken. Issuer mit überdurchschnittlich hohen Kosten können ihre Kosten

nicht direkt und vollumfänglich über die DMIF decken. Der von derWettbewerbs-

kommission (2010a) gewählte kostenbasierte Ansatz soll damit bei den Issuern einen

Anreiz zu grösserer Kostene�zienz scha�en.

Die wettbewerbsorientierte �Yardstick-Competition� sollte über die Zeit hinweg zu

einer graduellen Angleichung der Issuer-spezi�schen DMIFs in Richtung des e�zien-

testen Issuers führen. Die DMIF würde sich schliesslich auf einem durch die �Yardstick-

Competition� bestimmten Niveau einpendeln (Wettbewerbskommission, 2010a).

In ihrer Untersuchung des Schweizer Kreditkartenmarktes stellt dieWettbewerbs-

kommission (2010a) jedoch erhebliche Kostenunterschiede bei den einzelnen Issuern

fest. Sie schliesst daraus, dass der Ansatz bei den Issuern bislang nicht genügend

starke Anreize zur Kostene�zienz scha�en konnte.

Anzumerken ist hier, dass ein Kostenwettbewerb bzw. eine starke Orientierung am

�e�zientesten� Issuer zu nachteiligen Marktentwicklungen führen kann. Kostenunter-

schiede können nämlich von unterschiedlichen Strategien und Investitionszyklen der
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Issuer herrühren. Der kostene�zienteste Issuer bzw. die Issuer mit den geringsten

Kosten � der Massstab für die anderen Issuer � verfolgen möglicherweise eine Ern-

testrategie. Längerfristige Investitionen, von denen nicht zuletzt die Karteninhaber

pro�tieren würden, werden von diesen Issuern nicht getätigt. Meistens handelt es sich

bei den kostengünstigsten Issuern um grosse, etablierte oder gar marktbeherrschende

Kartenherausgeber. Für neue Marktteilnehmer ist es deshalb schwierig, sich mit dem

kostene�zientesten Ansatz anzufreunden, weil diese noch grosse Anstrengungen im

Marketing unternehmen und grosse Investitionen tätigen müssen.

Neu auf den Markt tretende Issuer sowie diejenigen Issuer, welche Investitionen in neue

Technologien und/oder neue Produkte tätigen, können ihre Kosten hingegen nicht

über die DMIF decken. Eine starke Orientierung am kostene�zientesten Issuer kann

so möglicherweise den Markteintritt neuer Konkurrenten verhindern und die Anreize

für bestehende Konkurrenten vermindern, in kostenintensive neue Technologien oder

Produkte zu investieren. Der regulatorische Eingri� hat in diesem Fall anstelle einer

Wettbewerbsbelebung eher eine Marktkonsolidierung zur Folge.

3.6 Marktentwicklung seit dem Weko-Entscheid von 2005

3.6.1 Markteintritte

Gemäss der Theorie über zweiseitige Märkte wird für Acquirer die Marktteilnahme

bzw. der Markteintritt bei einer Senkung der Interchange Fee attraktiver: Mit tieferen

Merchant Service Charges können sie leichter Händler gewinnen bzw. bei konstant

gehaltener MSC grössere Margen erzielen. Für Issuer hingegen verliert der Markt an

Attraktivität, da die Höhe der Interchange Fee ihre Einnahmen positiv beein�usst.

Bis zum Jahr 2009 stellte die Wettbewerbskommission (2010a) allerdings keine

Markteintritte von neuen Acquirern fest.54 Kurz vor dem Kreditkartenentscheid im

Jahr 2005 waren hingegen zwei Markteintritte erfolgt. Multilateral festgesetzte Inter-

change Fee erleichtern grundsätzlich den Markteintritt von neuen Acquirern, da diese

nicht mit allen Issuern bilateral Verträge abschliessen müssen. Im Schweizer Kredit-

kartenmarkt war jedoch bereits vor dem Weko-Entscheid eine multilateral festgesetzte

Interchange Fee vorhanden.

54Von SIX Multipay wurde jedoch auf den Markteintritt von Elavon in den Schweizer Acquiring-
Markt hingewiesen (Wettbewerbskommission, 2010a).
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Entgegen der Vorhersage der Theorie sowie auch der Einschätzung der Wettbe-

werbskommission (2005) kam es auf der Seite der Issuer seit der regulatorischen

Senkung der Interchange Fee zu einigen Markteintritten. Seit 2005 sind drei neue

Issuer (GE Money Bank, PostFinance und Jelmoli) in den Markt eingetreten, was

zu einer Belebung des Wettbewerbs führte (Wettbewerbskommission, 2009b). Zu

beachten ist, dass ebenso neue Business-Modelle und Strategien zum Markteintritt

führten. Die drei neuen Issuer waren jedoch bereits zuvor im nationalen oder kar-

tennahen Kreditgeschäft tätig (vgl. z.B. Gallarotti, 2006a,b). Neue ausländische

Issuer sind hingegen nicht in den Markt eingetreten.

Im Rahmen der Wirkungsanalyse der Wettbewerbskommission (2010a) über

ihren Entscheid wird festgehalten, dass gemäss der Stellungnahmen der neuen Issuer

der Markteintritt durch das Vorhandensein einer DMIF erleichtert wurde. Auch wenn

dies zutri�t, sind durch deren Senkung die Anreize der Issuer zu einem Markteintritt

tendenziell eher reduziert worden. Eine Kausalität zwischen den Markteintritten der

neuen Issuer und der Regulierung bzw. Senkung der DMIF ist somit nicht gegeben.

Die ökonomische Intuition lässt vielmehr eine Zunahme der Markteintritte von Issuern

bei einer Preis- bzw. Gebührenerhöhung vermuten. Es ist daher eher davon auszu-

gehen, dass die Markteintritte trotz der DMIF-Senkung erfolgten. Allenfalls hätten

ohne Regulierung sogar noch weitere in- und ausländische Issuer ihre Tätigkeit im

Schweizer Kreditkartenmarkt aufgenommen.

Der Eingri� der Weko erfolgte allerdings gerade mit dem Ziel, die Wettbewerbsverhält-

nisse auf dem Kreditkartenmarkt zu beleben (Wettbewerbskommission, 2009b).

Falls eine Regulierungsbehörde den Wettbewerb im Banken- bzw. Kreditkartemarkt

als zu gering erachtet, bietet sich stattdessen vielmehr ein direkter Eingri� an, z.B.

um die Markteintrittsbarrieren zu senken. Ein solcher direkter Eingri� ist erfolgver-

sprechender als ein indirekter Eingri�, bei dem in die interne Funktionsweise des

Zahlungskartenmarktes eingegri�en wird (Rochet, 2005).

Infolge der Markteintritte und vor allem aufgrund der Einführung von Gratiskredit-

karten konnten die Kreditkarteninhaber in den letzten Jahren von billigeren Kredit-

kartenangeboten pro�tieren. Die Wettbewerbskommission (2010a) geht kumu-

liert über die Zeit von 2005 bis 2008 von einer Reduktion von CHF 200�250 Mio. aus

im Vergleich zu konstanten durchschnittlichen Gebühren wie im Jahr 2005.
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Die als direkte Folge der Regulierung entstandene Entlastung beim Handel und bei den

Acquirern ist hingegen deutlich geringer. Der Handel wurde durch die DMIF-Senkung

bzw. durch die entsprechende MSC-Senkung über die Jahre 2005 bis 2008 um insge-

samt CHF 70�90 Mio. entlastet (Wettbewerbskommission, 2010a). Selbst wenn

die Preisdiskriminierung vollumfänglich und konsequent umgesetzt worden wäre (vgl.

dazu Abschnitt 3.4) und diese Entlastung direkt an die Kunden weitergegeben wor-

den wäre, würde die durch den Eingri� bewirkte Entlastung auf dieser Marktseite bei

weitem geringer ausfallen als die Entlastung auf der Issuer/Karteninhaber-Seite des

Marktes, welche sich durch die Markteintritte und die Lancierung von Gratiskredit-

karten ergeben hat.

DieWettbewerbskommission (2009b) verweist auf neue Kooperationsformen zwi-

schen Banken/Issuern und Nicht-Banken, wie z.B. Migros, Coop oder die SBB. Dabei

wurden teilweise Kundenkarten (Migros, Coop, Jelmoli) in echte, vollwertige Kredit-

karten umgewandelt (vgl. dazu Abele et al., 2007; Gallarotti, 2006a,b). Mitte

2006 hatten die beiden Grossverteiler Migros und Coop zusammen fast 4.5 Millio-

nen Kunden, die über eine Cumulus- oder eine Supercard-Kundenkarte verfügten. Im

Vergleich dazu gab es zu jenem Zeitpunkt nur rund 3.5 Millionen Kreditkartennutzer

(Schürpf, 2006). Mit der Umwandlung von (zumindest einem Teil der) Kundenkar-

ten in Kreditkarten ergab sich ein beachtliches Marktpotenzial.

Die Herausgabe und die �ächendeckende Akzeptanz von Kreditkarten durch diese

Kooperationspartner lässt darauf schliessen, dass diese von den Kreditkarten pro-

�tieren. Zum einen dürfte die Kundenbindung bei der Kreditkarten-Lancierung eine

Rolle gespielt haben (siehe dazu Schürpf, 2006). Zum anderen werden die möglichen

Mehrumsätze (u.a. aufgrund der impliziten Liquiditätsfunktion der Kreditkarte und

wegen der gesteigerten Attraktivität durch die Kreditkartenakzeptanz), die Redukti-

on des mit Bargeld verbundenen Fehlerrisikos sowie die tieferen Kosten im Vergleich

zum Bargeld-Handling bzw. zur Vergabe von Händlerkrediten entscheidend sein (vgl.

dazu auch Abschnitt 5.2).

Bei der Lancierung der Gratis-Kreditkarte Supercardplus wurde diese als das preis-

günstigste Zahlungsmittel bei Coop angekündigt (Loosli, 2006). Coop strebte einen

möglichst hohen Anteil an Zahlungen mit dieser Kreditkarte an, um dadurch Preis-

senkungen auf ihren Produkten durchführen zu können. In anderen Worten ging Coop

o�ensichtlich davon aus, dass Zahlungen mit Bargeld teurer sind als Zahlungen mit

73



3 Weko-Entscheide und kritische Würdigung

der neuen Kreditkarte. Das primäre Motiv für die Einführung und Akzeptanz der

Kreditkarte liegt somit kaum in den möglichen Einnahmen aus dem Kartengeschäft,

sondern vielmehr in der Reduktion der eigenen Transaktionskosten.

Die Wettbewerbskommission (2009b) zieht in ihrer vorläu�gen Wirkungsanaly-

se anlässlich der Jahrespressekonferenz das folgende Fazit: �Die heute zugänglichen

Informationen weisen darauf hin, dass der Entscheid der WEKO zu einer Belebung

des Marktes . . . führte.' ' (S. 3) Die beobachteten Markteintritte stimmen allerdings

nicht mit den erwarteten E�ekten überein und sind kaum als direkte Folge der Re-

gulierung zu sehen. Bei einer Senkung der Interchange Fee erhöhen (verringern) sich

tendenziell die Anreize für neue Acquirer (Issuer) zu einem Markteintritt. Vielmehr ist

davon auszugehen, dass andere Erwägungen den Markteintritten zugrunde liegen, wie

sie z.B. von Coop anlässlich der Einführung der Gratiskreditkarte Supercardplus

hervorgebracht wurden.

3.6.2 Wachstum des Kreditkartenmarktes

Der Fokus auf die Interchange Fees wurde von Rochet (2005) � wie bereits in der

Einleitung erwähnt � als ein �ungewöhnlicher Krimi� formuliert, bei dem üblicher-

weise die Banken und Kreditkartennetzwerke als Schuldige bzw. Angeklagte genannt

werden. Die beim Verbrechen verwendete Wa�e wird ebenfalls genannt: Die (zu) ho-

hen Interchange Fees. Die Art des Verbrechens ist hingegen weniger klar: Gibt es zu

viele Karten? Gibt es zu viele Kartenzahlungen? Oder ist es viel eher so, dass das

wahre Verbrechen darin besteht, dass die Banken zu viel Pro�t machen?

Falls das Verbrechen � und somit der Anlass für den Eingri� der Wettbewerbs-

kommission (2005) � darin bestand, dass es zu viele Kreditkarten oder zu viele Kre-

ditkartenzahlungen gab, konnte das �Verbrechen� durch den Weko-Entscheid nicht

verhindert werden � im Gegenteil. In ihrer vorläu�gen Wirkungsanalyse stellt die

Wettbewerbskommission (2009b) ein stetiges Wachstum des Kreditkartenmark-

tes seit ihrem Entscheid fest. Dies betri�t sowohl die Anzahl an Karten, die Anzahl

an Transaktionen wie auch das Transaktionsvolumen. Abbildung 7 veranschaulicht

dies anhand der Entwicklung der Anzahl an Kreditkarten sowie der damit getätigten

Transaktionen. Der Zeitraum seit dem Eingri� der Weko ist gelb hervorgehoben.

Das Wachstum ab dem Jahr 2006 führt die Wettbewerbskommission (2009b,
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Abbildung 7: Entwicklung des Schweizer Kreditkartenmarktes
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2010a) zu einem grossen Teil auf die Einführung von Gratiskreditkarten zurück. Sie

geht aber auch ohne Gratiskreditkarten von einem höheren Wachstum aus als in der

Periode von 2002 bis 2005. Parallel dazu hat die Kreditkartenakzeptanz zugenommen,

was wiederum positive Externalitäten bewirkte für die (bisherigen und potenziellen)

Karteninhaber. Die Akzeptanz von Kreditkarten bei Migros und Coop hat zu dieser

Entwicklung entscheidend beigetragen. Einer mutmasslichen Übernutzung von Kre-

ditkarten konnte mit dem Weko-Entscheid also nicht entgegengewirkt werden.

Wurde das �wahre Verbrechen� damals hingegen darin gesehen, dass die Issuer zu viel

Pro�t machten, so war die Regulierung primär auf eine deutliche Kostensenkung im

Kreditkartenmarkt ausgerichtet. Das Motif für den Eingri� würde in diesem Fall nicht

in erster Linie in der Förderung des wirksamen Wettbewerbs oder der E�zienz im

Kreditkarten- bzw. im Zahlungsmittelmarkt liegen.

In einem System o�ener Märkte sollten Marktmacht und überdurchschnittliche Ge-

winne angestrebt und auch realisiert werden können. Die Voraussetzung dazu ist je-

doch, dass diese durch reale oder auch potenzielle Konkurrenten stets in Frage gestellt
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3 Weko-Entscheide und kritische Würdigung

werden und somit temporär und reversibel bleiben. Der wirksame Wettbewerb ist

selbst dann nicht vollständig ausgeschaltet, wenn sich sämtliche im relevanten Markt

agierenden Anbieter absprechen, sofern dabei neuen Anbietern der Markteintritt nicht

verwehrt wird. Insofern orientiert sich das schweizerische Kartellgesetz grundsätzlich

am Konzept des wirksamen Wettbewerbs (Jaeger und Kaiser, 2004).55

Gewinne der Banken sind der sozialen Wohlfahrt nicht abträglich, sofern der Pro�t

es den Banken ermöglicht, die beachtlichen Fixkosten zur Erhöhung der Kapazität

und der Netzwerksicherheit zu decken. Die Interchange Fee könnte jedoch dann zu

hoch sein, wenn die Banken ihre Gewinne primär für verschwenderische Marketing-

Kampagnen verwenden, um ein �Business Stealing� von ihren Konkurrenten zu be-

wirken (Rochet, 2007; Rochet und Tirole, 2002).

Krüger (2009) geht davon aus, dass ein Interbankenentgelt nicht zu höheren Ge-

winnen für die Banken führt, wenn unter den Issuern und unter den Acquirern Wett-

bewerb herrscht. Dies tri�t auf die Schweiz zu, denn wie die Wettbewerbskom-

mission (2005) in ihrer Untersuchung feststellte, �stehen die Issuer einerseits und die

Acquirer andererseits jeweils im Wettbewerb untereinander� (S. 42).

Abele et al. (2007) geben zu bedenken, dass allfällige �Übernormalerträge� bzw.

überhöhte Gewinne der Banken (im Verhältnis zum Risiko und zum eingesetzten

Kapital) aufgrund der multilateralen Vereinbarung der Interchange Fee vor einem

Eingri� auf ökonomisch korrekte Weise nachzuweisen wären. Selbst wenn ein solcher

Nachweis erbracht werden könnte, ist es fraglich, ob die soziale Wohlfahrt durch eine

Senkung der Interchange Fee tatsächlich gesteigert werden kann.

3.6.3 Preise und Gebühren

Im Jahr 2005 machte dieWettbewerbskommission (2005) in ihrem Entscheid die

folgende Feststellung, die inzwischen nicht mehr uneingeschränkt gültig ist:

�Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die o�ziellen Listenpreise

stabil waren, während die e�ektiv bezahlten Preise im betrachteten Zeitraum

stark anstiegen. Die Markteintritte haben somit nicht zu einer Intensivierung

55Für eine ausführlichere Darlegung des Konzepts des wirksamen Wettbewerbs und zu dessen Funk-
tion als Leitidee einer modernen Wettbewerbsordnung sowie der darauf basierenden wirksamen
Wettbewerbspolitik wird auf Jaeger und Kaiser (2004) verwiesen.
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des Preiswettbewerbs geführt.� (S. 75)

Auf der Issuing-Seite sind seit 2005 drei neue Akteure in den Markt eingetreten. In

den letzten Jahren hat als Folge davon eine Intensivierung des Wettbewerbs stattge-

funden, und zwar nicht nur bezüglich des Preises (Jahresgebühren), sondern auch der

Leistungen. Gemäss der Wettbewerbskommission (2009b) ist es zu einer �Bele-

bung des Wettbewerbs gekommen, welche dem Karteninhaber zugute kommt� (S. 2).

Unter anderem wird die Lancierung verschiedener Gratiskreditkarten hervorgehoben

sowie die grössere Produktvielfalt und -di�erenzierung. Genannt werden beispiels-

weise Kreditkarten für Senioren oder für Partygänger sowie Unterschiede bezüglich

Jahresgebühren, Kreditzinsen und auch Fremdwährungsgebühren (siehe dazu auch

Wettbewerbskommission, 2009b,c, 2010a).

Gleichzeitig haben sich die Informationsmöglichkeiten für die Kunden verbessert.

Preis- und Leistungsvergleiche verschiedener Kreditkarten sind zum Beispiel bei Saldo

oder Comparis verfügbar. Die Vergleiche werden spezi�sch für verschiedene Nutzungs-

arten (Durchschnittsnutzer, Shopper, Auslandnutzer, Seltennutzer) und für verschie-

dene Ausgabenlimiten angeboten. Damit sind sie für verschiedene Arten von (poten-

ziellen) Kreditkartenkunden sehr informativ.56

Sind die Transaktionsgebühren eines bestimmten Zahlungsmittels für die Händler

bzw. für die Nutzer zu tief oder zu hoch, kann durchaus eine Über- oder Unternutzung

dieses Zahlungsmittels im Vergleich zu den anderen Zahlungsmitteln und zur sozial

optimalen Nutzung auftreten. Der empirische Nachweis einer solchen Abweichung der

Nutzung vom sozial optimalen Ergebnis ist allerdings überaus schwierig. Notwendig

wären dazu unter anderem Kenntnisse über das sozial optimale Ausmass der Nutzung

der verschiedenen Zahlungsmittel (Prager et al., 2009).

Falls dennoch (wie bei der australischen Regulierung) implizit von einer Übernutzung,

d.h. von einer stärkeren als der sozial optimalen Nutzung der Kreditkarten ausgegan-

gen wird, ist eine Senkung der Kreditkartenpreise kontraproduktiv. Sinkende Preise

für die Karteninhaber führen in der Regel zu einer Zunahme der Nutzung und nicht zu

einer Abnahme. Insbesondere bei einer Abnahme der variablen Kreditkartengebühren

dürfte sich eine allfällige Übernutzung eher noch zusätzlich verstärken.

56Der Vergleich von Comparis �ndet sich online unter http://www.comparis.ch/kreditkarten/default.aspx
(Stand: 17.08.10).
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3.6.4 Innovationen

Innovationen und technologische Entwicklungen führen in der Regel unmittelbar zu

einem grösseren Nutzen für die Kunden und/oder zu Kostensenkungen, welche zumin-

dest teilweise an die Kunden in Form von Preissenkungen weitergegeben werden. In

den letzten Jahren konnten im Zahlungsmittelmarkt diverse Innovationen beobach-

tet werden, wie zum Beispiel Cashless Payment, Kreditkarten mit Zugangsfunktionen

(z.B. Skipass) und kontaktloses Bezahlen (siehe dazu Wettbewerbskommission,

2009b,c). Von der Wettbewerbskommission (2009b) werden diese Innovationen

in einem direkten Zusammenhang mit ihrem Eingri� gesehen.

Fraglich ist allerdings, inwiefern eine regulatorische Senkung der DMIF-Einnahmen zu

einer Zunahme der Innovationen und der technologischen Entwicklung beiträgt. Durch

die tiefere DMIF stehen den Issuern tendenziell weniger Mittel zur Verfügung für

Investitionen in neue Produkte und Dienstleistungen. Die beobachteten Innovationen

lassen sich folglich kaum auf die Regulierung des Kreditkartenmarktes zurückführen.

Die beobachteten Entwicklungen können vielmehr durch die erfolgte Zunahme des

Wettbewerbs erklärt werden. Produktinnovationen und Entdeckungen sowie Fort-

schritt durch Verfahrens- und Produktinnovationen zählen nämlich gerade zu den

wichtigsten Funktionen des freien und wirksamen Wettbewerbs:57

Produktinnovationen und Entdeckungen entstehen, weil im Wettbewerb stehen-

de Anbieter stets versuchen, sich gegenüber ihren Konkurrenten zu pro�lieren

und diese mit innovativen Produkten und Dienstleistungen zu übertre�en. Dies

gilt nicht nur für Unternehmer, die mit ihrer eigenen Marktposition unzufrieden

sind, sondern ebenso für Marktführer, welche ihren Marktanteil vergrössern wol-

len. Der daraus resultierende Innovationswettbewerb zählt zu den wichtigsten

Funktionen des Wettbewerbs. Der permanente Suchprozess nach neuen Pro-

blemlösungen führt zu neuen Erkenntnissen, die ohne den Wettbewerbsdruck

nicht oder erst später gemacht würden.

Fortschritt durch Verfahrens- und Produktinnovationen entsteht dank der Ent-

deckungsfunktion des Wettbewerbs. Dadurch ergibt sich unmittelbar ein grös-

serer Fortschritt bei den Produkten und Dienstleistungen wie auch bei den zu-

grunde liegenden Verfahren. Damit ein attraktives Preis-Leistungs-Verhältnis

57Siehe dazu Jaeger (1997) sowie Jaeger et al. (2006).
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angeboten werden kann, bemühen sich die Anbieter stets, die besten Prozesse

und/oder das beste bzw. e�zienteste Verfahren zu �nden und kontinuierlich wei-

terzuentwickeln. Die Qualität des Angebots spielt im Wettbewerb eine entschei-

dende Rolle. Die Anbieter sind deshalb bestrebt, die qualitativen Eigenschaften

ihrer Produkte und Dienstleistungen ständig zu verbessern und auf einem hohen

Stand zu halten.

Wie bereits erläutert, wirkt sich die Senkung der DMIF negativ auf die Einnahmen

der Issuer aus und damit auf die potenziell verfügbaren Mittel, welche für Innovatio-

nen und technologische Entwicklungen genutzt werden können. Trotz der Regulierung

konnten in den letzten Jahren einige Innovationen beobachtet werden. Es ist jedoch

nicht auszuschliessen, dass ohne die Regulierung mehr Innovationen und/oder Preis-

senkungen gemacht worden wären. Ungewiss sind zudem die längerfristigen Auswir-

kungen der Regulierung auf die technologische Entwicklung und die Innovationen im

Kreditkartenmarkt (mehr dazu in Abschnitt 3.5.4).
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ökonomischer Sicht

�Zentrale Resultate der wissenschaftlichen Forschung über einseitige Märkte und

damit verbundene Regulierungskonzepte lassen sich nicht direkt auf zweiseitige

Märkte übertragen. . . . Die neuen Argumente aus der wissenschaftlichen Lite-

ratur werden zwar teilweise von Regulatoren aufgenommen, aber eher selektiv

herangezogen, sofern sie eigene Positionen stützen. Die Debatte um Interchange

Fees ist hierfür ein typisches Beispiel. . . . Die Divergenz zwischen der wissen-

schaftlichen Forschung und der regulatorischen Praxis ist auf Dauer bedenklich.

Es besteht die Gefahr, dass [die] Regulierung analytisch schwach fundiert ist

und unerwünschte E�ekte erzielt, die volkswirtschaftlich zu Wohlfahrtseinbus-

sen führen.� (Abele et al., 2007, S. 104)

4.1 Internationales Muster bei Eingri�en in den

Kreditkartenmarkt

In zahlreichen Ländern weltweit sind die Kartenmärkte und insbesondere die Kre-

ditkartenmärkte aufgrund ihrer Interchange Fees in den Fokus der Ö�entlichkeit und

der Wettbewerbsbehörden geraten. Gemäss Rochet und Tirole (2008a) sind es

oftmals die Händler, welche auf die Wettbewerbsbehörden Ein�uss nehmen, um eine

Regulierung der Interchange Fees zu bewirken. Ihr zugrunde liegendes Motiv ist klar:

Eine Reduktion der Interchange Fees wird sich (zumindest teilweise) in sinkenden

Händlergebühren widerspiegeln. Demgegenüber haben die Karteninhaber bei Gültig-

keit eines Verbots der Preisdi�erenzierung eher ein verstecktes Interesse an höheren

Interchange Fees, da sich dies in tendenziell tieferen Gebühren und grosszügigeren

Bonus-Programmen manifestiert.

Die Wettbewerbspolitik sollte sich jedoch grundsätzlich nicht am Interesse einzelner

Parteien orientieren, sondern vielmehr eine soziale, d.h. gesamtwirtschaftliche Sicht

einnehmen. Nichtsdestotrotz wurde bereits in über 30 Ländern wegen Wettbewerbs-

oder Kostenüberlegungen in den Kartenmarkt eingegri�en oder es ist ein solcher Ein-

gri� geplant (GAO, 2009). Im Folgenden werden exemplarisch einige Regulierungen
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und Entwicklungen kurz hervorgehoben:58

• In Australien setzte die Reserve Bank of Australia (RBA) im Jahr 2002 die

Interchange Fees im Kreditkartenmarkt basierend auf einem Kostenbenchmark

fest (Prager et al., 2009). Dadurch wurden die Interchange Fees beinahe

halbiert. Darüber hinaus wurde das Verbot der Preisdi�erenzierung aufgehoben

(Evans und Schmalensee, 2005a). Die RBA ging davon aus, dass besonders

dann Ine�zienzen entstehen, falls die Händler aus Wettbewerbsüberlegungen

(bzw. aus strategischen Motiven) lediglich einen geringen Widerstand gegen (zu)

hohe Gebühren ausüben. Daraus würde eine übermässige Kreditkartennutzung

resultieren, was die RBA als für Australien zutre�end befand (Abele et al.,

2007).

• Im Vereinigten Königreich wurde im Jahr 2005 von der britischen Wettbe-

werbsbehörde (OFT) über die Interchange Fees bei MasterCard UK entschieden.

Bei der kollektiven Festlegung der Fallback Interchange Fee für Inlandstransak-

tionen wurde ein Verstoss gegen britisches und europäisches Wettbewerbsrecht

festgestellt in Form eines Preiskartells. Das OFT anerkannte zwar die E�zienz-

vorteile einer kollektiven Festsetzung der Interchange Fees. Diese dürften aber

nicht auf einem überhöhten Niveau festgesetzt werden. Gemäss OFT muss eine

adäquate Festsetzung basierend auf den Kosten für jene Leistungen erfolgen,

welche für die Händler erbracht werden (v.a. Transaktionsbearbeitungskosten,

Kosten der Kartenproduktion, Abrechnungen sowie Kosten für die Zahlungs-

garantie gegen Betrugsfälle; vgl. dazu Abele et al., 2007).59

• In Spanien wurde im Jahr 2005 die kollektive Festsetzung der Interchange Fee

von der spanischen Wettbewerbsbehörde (TDC) als eine Wettbewerbsbeschrän-

kung befunden, welche die freie Preisbildung einschränkt. Die TDC anerkannte

jedoch, dass das bisherige Festsetzungssystem durchaus positive E�ekte sowohl

für die Händler als auch für die Kunden haben kann, da komplexe bilaterale

Verhandlungen vermieden werden können. Dies setzt allerdings eine transpa-

rente, objektivierte Festsetzung der Interchange Fee voraus, welche abhängig

58Eine gute Übersicht über die wichtigsten ö�entlichen Eingri�e in die Debit- und Kreditkarten-
märkte in den einzelnen Ländern liefern Bradford und Hayashi (2008) sowie Weiner und
Wright (2005). Eine ausführlichere Auseinandersetzung mit den Eingri�en in Australien und
in den USA �ndet sich in Prager et al. (2009).

59Nach einem Einspruch von MasterCard UK beim Competition Appeal Tribunal (CAT) hob dieses
im Jahr 2006 die Entscheidung des OFT von 2005 wieder auf (Abele et al., 2007).
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von der Karte sein soll (bis anhin gab es eine einheitliche Fee für Debit- und

Kreditkarten), aber unabhängig von der Branche (Abele et al., 2007).60

Die vorangehenden Fälle gehören neben der Entscheidung der Europäischen Kom-

mission sowie jener in der Schweiz (Wettbewerbskommission, 2005) zu den pro-

minentesten Regulierungen von Interchange Fees und haben somit Beispielcharakter

(Abele et al., 2007). Die Fälle veranschaulichen zugleich das international relativ

einheitliche Schema bei der Argumentation bezüglich der Zulässigkeit von multilate-

ral festgelegten Interchange Fees. Trotz unterschiedlicher Marktstrukturen und un-

terschiedlicher Argumentationsschwerpunkte bei den Regulierungen in den verschie-

denen Ländern stellen Abele et al. (2007) die Herausbildung eines weitgehend

einheitlichen Regulierungsansatzes in den Kreditkartenmärkten fest.

Folgende wesentlichen Gemeinsamkeiten beobachten Abele et al. (2007) bei den

Regulierungen:

1. Die Marktde�nition wird eng vorgenommen, so dass i.d.R. nur kartenbasierte

Zahlungssysteme eingeschlossen werden. Teilweise werden sogar lediglich Teil-

bereiche (z.B. Kreditkarten) betrachtet. Der (Substitutions-) Wettbewerb im

Zahlungsmittelmarkt wird nicht für ausreichend stark erachtet, um eine diszi-

plinierende Wirkung auf die Preisbildung in den Kartensystemen zu entfalten.

2. Die multilaterale Festsetzung der Interchange Fees wird prinzipiell als horizon-

tale Abrede bzw. als Wettbewerbsbeschränkung betrachtet. Es wird allerdings

grundsätzlich anerkannt, dass solche Systeme durchaus einen erheblichen wirt-

schaftlichen Nutzen haben dank geringerer Transaktionskosten und einheitli-

cher Bedingungen, welche den Markteintritt für neue Anbieter stark erleichtern.

Die multilaterale Festsetzung wird deshalb ausnahmsweise für zulässig erachtet,

sofern die Interchange Fees gesenkt und in Zukunft kostenbasiert nach einem

transparenten Verfahren festgelegt werden.

3. Für die Interchange Fees wird eine Obergrenze festgelegt. Diese wird anhand

der mit dem Netzwerk funktionsnotwendig und inhärent verbunden Kosten be-

stimmt. In der Regel nicht mit eingeschlossen werden hingegen die Kosten für

Kreditausfälle, für die zinsfreie Periode sowie für Bonus- bzw. Anreizprogramme

zur Ausweitung des Kreditkartenmarktes.

60Vgl. zu den Regulierungen in Spanien auch die Ausführen in Carbó-Valverde et al. (2009).
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4. Die Höhe der relevanten Kosten ist durch unabhängige Institutionen (Rech-

nungsprüfer) in regelmässigen Zeitintervallen neu zu erheben. Dadurch kann die

Obergrenze für die Interchange Fees periodisch angepasst werden. Erwartet wird

implizit eine tendenzielle Absenkung der Interchange Fees über die Zeit hinweg.

5. Die Nicht-Diskriminierungsklausel bzw. das Verbot der Preisdi�erenzierung wird

aufgehoben, um es den Händlern zu ermöglichen, den Kunden je nach Zahlungs-

mittel unterschiedliche Preise zu berechnen.

Die Kreditkartennetzwerke setzen nach Au�assung der Wettbewerbsbehörden bei der

gemeinsamen Absprache die Interchange Fees im Verhältnis zu den dafür relevanten

Kostenkomponenten deutlich zu hoch fest, wodurch sich ein Wettbewerbsverstoss er-

gibt. Eine ausnahmsweise Zulassung der multilateralen Festlegung wird deshalb nur

gutgeheissen, sofern eine erhebliche Absenkung der Interchange Fees statt�ndet und

diese nach objektiven (Kosten-) Kriterien festgelegt werden.

Das Argument, dass die Gebühren im Verhältnis zu den Kosten überhöht seien, wi-

derspricht allerdings grundlegend der ökonomischen Logik von Kreditkartenmärkten

und allgemein von zweiseitigen Märkten (Abele et al., 2007).61 Darüber hinaus

entbehrt das Argument einer durch die Kreditkartennetzwerke zu hoch festgesetzten

Interchange Fee sowohl empirischer als auch theoretischer Evidenz.62

Nicht nur Abele et al. (2007) kommen aus diesen Gründen zum Schluss, dass das

oben zusammengefasste Schema bei den international statt�ndenden Eingri�en teil-

weise inhaltlich in einem fundamentalen Widerspruch zur wissenschaftlichen Literatur

steht. In ihrer Gesamtbilanz zur Debatte um die Regulierung von Interchange Fees

halten sie fest:

�Bei kritischer Betrachtung erscheinen deshalb viele Kernpunkte in der Ar-

gumentation der Regulatoren, insbesondere Marktde�nition, Marktversagen,

Wettbewerbsverstoss sowie die kostenbasierte Regulierung von Interchange Fees

unzureichend ökonomisch fundiert.� (S. 85)

61Die Ine�zienz einer rein issuerkostenbasierten Festlegung der Interchange Fee wurde in Abschnitt
3.3 diskutiert.

62Vgl. dazu die Ausführungen im Kapitel 2.
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4.2 Optimales Vorgehen in zwei Schritten

Entsteht in einem Markt der Verdacht, dass ein Marktversagen vorliegen könnte, so

sollte das Vorgehen der Wettbewerbsbehörde optimalerweise in zwei Schritten erfol-

gen. Rochet und Tirole (2008a) beschreiben die Schritte, welche bei einer ö�ent-

lichen Intervention das Standardvorgehen darstellen sollten, wie folgt:

1. Theoretische Identi�kation eines schwerwiegenden Marktversagens

und Bestätigung bzw. Überprüfung dessen empirischen Evidenz

Befürworter einer Regulierung der Interchange Fees sollten nach Meinung von

Rochet und Tirole (2008a) in einem ersten Schritt ein theoretisches Paradig-

ma aufbauen, welches einen breiten intellektuellen Konsens �ndet. Es soll zuerst

ein klares Marktversagen nachgewiesen werden. Zudem soll gezeigt werden, dass

die daraus resultierenden Verzerrungen einen eindeutigen und signi�kanten ne-

gativen Ein�uss auf die Wohlfahrt ausüben. Falls solche Funktionsstörungen

bzw. Marktversagen vorliegen, entsteht ein wettbewerbspolitischer Handlungs-

bedarf (Jaeger und Kaiser, 2004).

Wie die Übersicht über die bisherige Literatur zu den Kreditkartenmärkten in

Kapitel 2 gezeigt hat, liegt bislang kein solches breit abgestütztes theoretisches

Paradigma vor. Aus der Literatur lässt sich nicht einmal eindeutig auf eine sys-

tematische Abweichung der privat durch die Netzwerke festgelegten Interchange

Fee von der sozial optimalen Interchange Fee schliessen. A priori gibt es somit

keine theoretische Begründung für die Vermutung, dass die privat festgelegten

Interchange Fees höher sind als die sozial optimalen Gebühren.

Eine eindeutige theoretische Identi�kation eines schwerwiegenden Marktver-

sagens ist demzufolge nicht gegeben. Ebensowenig konnte empirisch ein eindeu-

tiger Nachweis für ein Marktversagen erbracht werden. Eindeutige empirische

Evidenz für die Vermutung vieler Wettbewerbsbehörden, dass die multilateral

festgelegte Interchange Fee über der sozial optimalen liegt, ist ebenfalls nicht

vorhanden.

Um eine Ine�zienz im unregulierten Markt nachzuweisen, wäre eine Fehlallo-

kation von Ressourcen nachzuweisen. Bezogen auf Zahlungsmittel äussert sich

eine Fehlallokation in einer zu starken Nutzung von bestimmten Zahlungsmit-
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teln (mutmasslich von Kreditkarten) zu Lasten von anderen Zahlungsmitteln

im Vergleich zu einem �e�zienten� Niveau. Entsprechende empirische Evidenz

fehlt bislang ebenso.

2. Identi�kation des am wenigsten verzerrenden Instruments, um das

Marktversagen anzugehen und Überprüfung, ob das Instrument nicht

sogar zu einer Verschlechterung der Marktsituation führt

Falls in einem ersten Schritt sowohl theoretisch als auch empirisch ein (schwer-

wiegendes) Marktversagen im Kreditkartenmarkt nachgewiesen werden kann, so

ist im nächsten Schritt eine geeignete Massnahme bzw. ein Instrument zu �nden,

um dieses Marktversagen zu beheben. Die dazu implementierte Regulierung

sollte gemäss Rochet und Tirole (2008a) konsistent mit der Theorie sein

und zu einer Verbesserung des Marktergebnisses führen.

Der Eingri� der Weko erfüllt diesen zweiten Punkt nicht. Die Forschung über

Kreditkartenmärkte ist zwar noch relativ jung. Die Theorie liefert jedoch bis-

lang keine eindeutigen Hinweise dafür, dass eine rein auf Issuer-Kostenelementen

beruhende Interchange Fee der sozial optimalen Interchange Fee entspricht. Es

ist nicht einmal eindeutig, ob durch eine kostenbasierte Festlegung der Inter-

change Fees oder durch deren Absenkung volkswirtschaftlich gesehen stets eine

Wohlfahrtsverbesserung zu erwarten ist.

Rochet und Tirole (2008a) warnen sogar davor, dass substantielle Verzer-

rungen entstehen können, falls die Funktionsweise der zweiseitigen Märkte von

den Regulierungsbehörden falsch verstanden wird und dementsprechend � ana-

log zum Vorgehen in einseitigen Märkten � kostenbasierte Regulierungen aufer-

legt werden.63 Auch Abele et al. (2007) weisen auf die mögliche Gefahr hin,

dass aufgrund der mangelnden soliden analytischen Basis von Eingri�en �eine

�ächendeckende erzwungene Absenkung von Interchange Fees aus gesamtwirt-

schaftlicher Perspektive mehr Kosten verursacht als sie Nutzen stiftet� (S. 85).

Die empirischen E�ekte von Marktinterventionen sind meist unsicher (Prager

et al., 2009). So liefern theoretische Modelle zwar gewisse Vorhersagen über

die qualitativen E�ekte einer Intervention. In der Regel können sie aber nur

wenig über die tatsächliche quantitative Grösse dieser E�ekte voraussagen. Hin-

63Für weitere Ausführungen dazu wird auf die Abschnitte 3.5.1 und 3.5.2 verwiesen.
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zu kommt, dass theoretische Modelle oftmals stark stilisiert sind. Aus diesem

Grund besteht die Gefahr, dass gewisse Aspekte im Modell nicht berücksichtigt

sind, die allerdings den E�ekt der Intervention beein�ussen.64 Die bisherigen

theoretischen Modelle machen kaum Aussagen darüber, ob solche Folgen wahr-

scheinlich oder wünschenswert sind (siehe dazu Prager et al., 2009).

Vorteile einer Nicht-Intervention

Nach Meinung von Evans und Schmalensee (2005a) sind die Chancen gering, dass

Regulierungen � abgesehen von Fällen mit einem substantiellen Marktversagen � zu-

verlässig eine Verbesserung bewirken. In der Praxis stellt eine Regulierung lediglich

ein unpräzises wirtschaftspolitisches Instrumente dar. Falls keine bekannte, praktisch

anwendbare Regulierung bekannt ist, die bei korrekter Implementierung die Markt-

situation mit grosser Wahrscheinlichkeit verbessert, ist die Chance sogar gross, dass

die Regulierung unter dem Strich volkswirtschaftlich schädlich ist.

Für Evans und Schmalensee (2005a) sprechen deshalb � zumindest theoretisch

betrachtet � selbst bei imperfekten Märkten keine ökonomischen Gründe für einen

Eingri�. Es sei denn, die Imperfektionen sind erheblich und können mit bewährten

Methoden korrigiert werden. Ein Eingri� sollte also nur erfolgen, sofern mit der Regu-

lierung eine signi�kante Verbesserung der sozialen Wohlfahrt erwartet werden kann.

Prager et al. (2009) zählen einige Vorteile einer Politik der Nicht-Intervention in

den Kartenmarkt auf:

• Es ist nicht eindeutig erwiesen, dass der Markt im Status Quo ine�ziente Er-

gebnisse erzeugt � oder zumindest weniger e�ziente Ergebnisse als jene, die bei

einer allfälligen Regulierung eintreten würden.

• Es besteht bei jeder Intervention eine beachtliche Unsicherheit bezüglich ihrer

E�ekte. Inwieweit die verschiedenen möglichen Interventionen die vermeintli-

chen Probleme im Kreditkartenmarkt lösen, ist nicht bekannt. Jede Intervention

kann zudem unbeabsichtigte adverse Konsequenzen auf den Zahlungsmittel-

markt nach sich ziehen.65

64Auf einen solchen unberücksichtigten Aspekt wurde in Abschnitt 3.5.1 eingegangen.
65Auf einige potenzielle unbeabsichtigte (dynamische bzw. längerfristige) Auswirkungen wurde

bereits im Abschnitt 3.5 hingewiesen.
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• Interventionen führen in der Regel zu einer Umverteilung von Gewinnen zwi-

schen den beteiligten Parteien. Implizit angestrebt wird dabei üblicherweise eine

ausgeglichenere Gebührenstruktur zwischen den Händlern und den Karteninha-

bern. Eine tiefere Interchange Fee dürfte den Gewinn der Issuer (und allen-

falls die Leistungen zugunsten der Karteninhaber) senken, während die Händler

und die Nicht-Karteninhaber davon pro�tieren. Derartige Umverteilungen be-

ruhen jedoch meistens nicht auf ökonomischen E�zienzüberlegungen, sondern

vielmehr auf Einschätzungen zur �Gerechtigkeit� der Gewinnaufteilung auf die

verschiedenen Akteure.

• Die Debatte um die Gebühren im Kartenmarkt fokussiert sich primär auf die

Interchange Fees in Vier-Parteien-Systemen. Analoge Fragen über die Höhe

der Gebühren sowie deren Struktur stellen sich aber auch bei Drei-Parteien-

Systemen sowie im Debitkartenmarkt. Dort gibt es allerdings keine bzw. keine

explizite Interchange Fee. Allfälligen Bedenken über die Gebührenhöhe und/oder

-struktur im Kartenmarkt können mit einer Regulierung der Interchange Fees

somit nur bei einem der Teilmärkte Rechnung getragen werden.

4.3 Preisabsprache im zweiseitigen Markt

In der Untersuchung der Wettbewerbskommission (2005) wurden die stark in-

terdependenten Teilmärkte des zweiseitigen Kreditkartenmarktes als zwei separate

Märkte de�niert. Dabei wurde festgestellt, dass die Issuer wie auch die Acquirer un-

tereinander jeweils im Wettbewerb stehen. Als problematisch wurde allerdings die

Tatsache erachtet, dass die rechtlich eigenständigen Issuer und Acquirer die DMIF

gemeinsam, d.h. multilateral festlegen. Es handele sich daher nicht um eine auf dem

Markt bestimmte, sondern um eine abgesprochene Gebühr. In Abbildung 8 wird die

Marktsituation graphisch veranschaulicht.

Das Schweizer Kartellgesetz (KG) bezweckt, den Wettbewerb im Interesse einer frei-

heitlichen marktwirtschaftlichen Ordnung zu fördern. Aus diesem Grund sollen volks-

wirtschaftlich oder sozial schädliche Auswirkungen von Kartellen und anderen Wett-

bewerbsbeschränkungen verhindert werden (Art. 1). Dazu gehören unter anderem

Wettbewerbsabreden, die wie folgt de�niert werden:
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Abbildung 8: Wettbewerb im Vier-Parteien-System

Wettbewerb
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Kunde
Händler

Issuer Acquirer
Interchange Fee

Kunden-

gebühr,

oft ≤ 0

Wettbewerb

Multilaterale Festlegung

Verkaufspreis

Merchant

Service

Charge

Quelle: eigene Darstellung

Als Wettbewerbsabreden gelten rechtlich erzwingbare oder nicht erzwingbare

Vereinbarungen sowie aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen von Unterneh-

men gleicher oder verschiedener Marktstufen, die eine Wettbewerbsbeschrän-

kung bezwecken oder bewirken. (Art. 4 Abs. 1 KG)

Bestimmte Wettbewerbsabreden werden generell als unzulässig erachtet:

Abreden, die den Wettbewerb auf einem Markt für bestimmte Waren oder Leis-

tungen erheblich beeinträchtigen und sich nicht durch Gründe der wirtschaftli-

chen E�zienz rechtfertigen lassen, sowie Abreden, die zur Beseitigung wirksa-

men Wettbewerbs führen, sind unzulässig. (Art. 5 Abs. 1 KG)

Die von den zwei Gremien Issuer/Acquirer Forum Visa und Card Committee Master-

Card multilateral festgelegte DMIF wird von derWettbewerbskommission (2005)

grundsätzlich als horizontale Preisabrede quali�ziert. Die Abrede unter den Issuern

und Acquirern wirkt sich auf die jeweiligen Geschäftsfelder (Issuing/Acquiring) aus.
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Nimmt man wie die Weko an, dass die DMFI eine Abrede im Sinne von Art. 5 Abs.

3 Bst. a KG darstellt, ist die Rechtsfolge daraus, dass die Beseitigung wirksamen

Wettbewerbs vermutet wird. Diese Vermutung kann jedoch umgestossen werden, falls

ein Restwettbewerb auf dem entsprechenden Markt nachgewiesen werden kann.

Der relevante Markt wird von der Wettbewerbskommission (2005) sehr eng ab-

gegrenzt,66 wobei sogar das Issuing und das Acquiring als jeweils separate Märkte be-

trachtet werden. In ihren Erwägungen kommt die Weko zum Schluss, dass auf keinem

dieser beiden Märkte der wirksame Wettbewerb durch die multilaterale Vereinbarung

der DMIF vollständig beseitigt wird (siehe dazu auch Abbildung 8). Unter anderem

wird argumentiert, dass die Vereinbarung zwar auf der Acquiring-Seite einen wesent-

lichen Kostenbestandteil, auf der Issuing-Seite jedoch einen Einnahmenbestandteil

darstellt. Eine höhere DMIF vergrössert so im Prinzip den Spielraum der Issuer, um

die Gebühren für die Karteninhaber zu senken.

Die Weko stellte fest, dass die Vermutung der Beseitigung wirksamen Wettbewerbs

widerlegt werden konnte. Die Wettbewerbskommission (2005) prüfte zudem, ob

durch die multilaterale Festlegung der DMIF eine erhebliche Beeinträchtigung des

Wettbewerbs bewirkt wird sowie ob allenfalls Gründe der wirtschaftlichen E�zienz

gegeben sind, welche die Wettbewerbsabrede rechtfertigen könnten (Art. 5 Abs. 1

und 2).67

Die Wettbewerbskommission (2005) kommt in ihren Erwägungen zum Schluss,

dass eine erhebliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs gegeben ist. Diese führt sie

darauf zurück, dass die DMIF in den zwei Gremien multilateral, d.h. gemeinsam von

den Issuern und den Acquirern ausgehandelt wird. Die Weko untersuchte zudem, ob

allenfalls genügend Wettbewerb zwischen den einzelnen Kreditkartensystemen (soge-

nannter Interbrand-Wettbewerb) vorhanden ist, der die erhebliche Beeinträchtigung

des Wettbewerbs durch die vorliegende Abrede verhindern könnte.

66Siehe dazu auch Abschnitt 3.5.2. Die Wettbewerbskommission (2005) machte eine Abgren-
zung in einen räumlich und einen sachlich relevanten Markt. Die economiesuisse (2009) kriti-
siert generell das Fehlen einer internationalen und allgemeingültigen Methodik zur Abgrenzung
des Marktes im Falle eines Machtmissbrauchs. Entsprechend kommt der Wettbewerbsbehörde
nämlich bei der Marktabgrenzung ein grosser Ermessensspielraum zugute.

67Aus Sicht der Industrieökonomik sind Abreden zulässig, falls sie sich durch ihre positiven Wirkun-
gen auf die Kosten-, Innovations-, Di�usions- oder die ökologische E�zienz rechtfertigen lassen.
Eine Rechtfertigung aufgrund der E�zienz ist aber nur dann möglich, wenn der reale oder po-
tenzielle Wettbewerb durch die Abrede weder nachhaltig noch marktdeckend ausgeschaltet wird
(siehe dazu z.B. Jaeger und Kaiser, 2004).
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Auf der Stufe des Endpreises vertrat dieWettbewerbskommission (2005) die Auf-

fassung, dass ein limitierter Wettbewerb unter den Issuern (gegenüber den Kartenin-

habern) und unter den Acquirern (gegenüber den Händlern) herrsche. Die erhebliche

Beeinträchtigung des Wettbewerbs in Bezug auf den Endpreis könne dieser Restwett-

bewerb allerdings nicht verhindern. In Analogie zu Absprachen in einseitigen Märkten

wird die Schlussfolgerung gezogen:

�Der Preis stellt einen wichtigen Wettbewerbsparameter dar. Horizontale Ab-

sprachen über Preise haben der Erfahrung nach negative Auswirkungen auf

den Wettbewerb (vgl. RPW 2001/4, S. 678). Daher erfüllt die Preisabrede über

die DMIF angesichts der vom Gesetzgeber in Art. 5 Abs. 3 KG vorgenomme-

nen Wertung die qualitativen Voraussetzungen für eine erhebliche Wettbewerbs-

beeinträchtigung.� (Wettbewerbskommission, 2005, S. 63)

Beim Vergleich der multilateralen Festsetzung mit zwei möglichen Alternativen68 �

bilaterale Verhandlungen mit oder ohne Default/Fallback Rate � kommt die Wett-

bewerbskommission (2005) grundsätzlich zum Schluss, dass die multilaterale Fest-

setzung der Interchange Fees gewisse E�zienzvorteile aufweist gegenüber bilateralen

Verhandlungen. Dies sei allerdings nicht ausreichend für ihre Rechtfertigung:

�Die multilaterale Vereinbarung der DMIF kann in ihrer bisherigen Ausgestal-

tung, wie sie je von den Issuern und Acquirern in den beiden relevanten Märkten

umgesetzt wird, nicht durch E�zienzgründe im Sinne von Art. 5 Abs. 2 KG ge-

rechtfertigt werden.� (S. 92)

Unter der Bedingung, dass die Interchange Fees gesenkt werden, wie dies in der ein-

vernehmlichen Regelung vorgesehen ist, anerkennt die Wettbewerbskommission

(2005) jedoch durchaus E�zienzgründe als Rechtfertigung für eine multilaterale Fest-

setzung. Sie verweist auf ihre Erwägungen, aus denen hervorgeht, dass bilaterale Ver-

handlungen keine e�ziente Alternative darstellen:

68Für eine ausführlichere Diskussion über die Alternativen zur multilateralen Festlegung wird auf
Abschnitt 3.2 verwiesen.
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�Wie vorstehend gezeigt wurde . . . ist die multilaterale Vereinbarung der DMIF

nicht per se mit dem Kartellgesetz unvereinbar. Sie kann grundsätzlich durch

E�zienzgründe gerechtfertigt werden, muss sich aber auf die objektiven Netz-

werkkosten beschränken.� (S. 94)

Wie aus dieser Argumentation hervorgeht, wird nicht unbedingt die Art der Festle-

gung der DMIF in Frage gestellt, sondern hauptsächlich das Ergebnis der multilate-

ralen Verhandlungen. Implizit wird davon ausgegangen, dass die multilaterale Verein-

barung zu einer zu hohen Interchange Fee führt. Ein fundierter empirischer Nachweis

für diese Vermutung wird jedoch nicht erbracht. Ebenso wenig liefert die ökonomi-

sche Theorie diesbezüglich konkrete Anhaltspunkte. Aus den theoretischen Modellen

über den Kreditkartenmarkt lässt sich bislang kein eindeutiger (oder zumindest breit

abgestützter) Schluss ziehen, ob und gegebenenfalls in welche Richtung die privat

festgelegte Interchange Fee von der sozial optimalen Interchange Fee abweicht (vgl.

dazu die Abschnitte 2.2 sowie 3.3).

In Vier-Parteien-Systemen liefert � wie auch dieWettbewerbskommission (2005)

feststellt � eine wettbewerbsorientierte Festlegung der Gebühren in Form von bila-

teralen Verhandlungen nicht mit Sicherheit tiefere Gebühren als eine multilaterale

Festsetzung. Zudem weisen bilaterale Verhandlungen gewisse E�zienznachteile auf,

wie in Abschnitt 3.2 gezeigt wurde. Insofern ist es fraglich, ob die (e�zientere) mul-

tilaterale Festlegung tatsächlich als Wettbewerbsabrede zu sehen ist, mit der eine

Wettbewerbsbeschränkung bezweckt oder bewirkt wird, wie dies in Art. 4 Abs. 1 KG

umschrieben ist.

Selbst wenn multilaterale Verhandlungen nicht zum sozial optimalen Ergebnis führen,

ist es unklar, ob eine rein anhand von (bestimmten) Issuerkosten festgesetzte Inter-

change Fee tatsächlich eine Verbesserung der Marktsituation bewirkt. Dieser Art der

Preisfestlegung wird in der Literatur generell die Optimalität abgesprochen (vgl. Ab-

schnitt 3.3). Die kostenbasierte Preisfestsetzung als Reaktion auf die spezielle Art der

Preis�ndung im zweiseitigen Markt wird denn auch z.B. von Nasse (2007) kritisch

betrachtet:

�Mais le rôle du juge de la concurrence est de veiller à ce que la concurrence soit

su�sante pour modérer les prix et non de �xer lui-même des prix dont il lui est

di�cile de savoir s'ils sont e�ectivement convenablement modérés.� (S. 8)
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Die Argumentation der Weko verdeutlicht die prinzipielle Verurteilung von Abspra-

chen. Horizontale oder vertikale Absprachen sind jedoch nicht a priori und in jedem

Fall schlecht bzw. volkswirtschaftlich schädlich. Aus ökonomischer Sicht ist vielmehr

eine fallweise Abklärung der Auswirkungen notwendig. Während die Orientierung der

EU und der USA � insbesondere bei Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung

bzw. bei gewissen vertikalen Abreden � vermehrt am ökonomisch fundierten Ansatz

erfolgt, macht die economiesuisse (2009) in der Schweiz seit 2003 die Feststellung

einer stärkeren Tendenz zu formalen Verboten und Geboten.

Der Vorteil von Per-se-Regeln liegt in ihrer Einfachheit und der Rechtssicherheit.

Häu�g werden sie allerdings der ökonomischen Entwicklung nicht gerecht und stehen

im Widerspruch zur wirtschaftlichen Realität. Bei einem gesetzlich festgesetzten Per-

se-Verbot muss die Wettbewerbsbehörde intervenieren, auch wenn dies möglicherweise

aus volkswirtschaftlicher Sicht nicht notwendig wäre (economiesuisse, 2009).

Preisabsprachen können zwar in einseitigen Märkten durchaus zu negativen Wett-

bewerbsauswirkungen führen. In zweiseitigen Märkten sind unterschiedliche Preise

für die beiden Marktseiten hingegen gewissermassen ein konstitutives Element. Ent-

sprechend sind Gebühren bzw. Transfers festzulegen, die von der einen zur anderen

Marktseite �iessen. Problematisch aus der Perspektive der Wettbewerbsbehörden ist

in Vier-Parteien-Systemen, dass diese Transfers zwischen zwei rechtlich unabhängi-

gen bzw. rechtlich nicht zusammengefassten Parteien �iessen. Dennoch ist die Höhe

und die Ausgestaltung dieser Gebühren auf eine e�ziente Weise durch die Parteien

festzulegen. Dies lässt sich in Drei-Parteien-Systemen (vgl. Abschnitt 3.5.1) relativ

einfach ��rmenintern� und damit ohne den Verdacht einer Preisabsprache realisieren.

Aufgrund dieser Erkenntnisse ist es fraglich, ob im zweiseitigen Markt die gemeinsame

Festlegung von Gebühren analog zum Tatbestand im einseitigen Markt automatisch

als Preisabsprache zu verstehen ist, welche die Wettbewerbsbehörde zu einem Eingri�

legitimiert bzw. gar dazu anhält. Hinzu kommt, dass es a priori keineswegs klar ist, ob

eine Absprache im zweiseitigen Markt negative Auswirkungen auf den Wettbewerb

hat. Dies im Gegensatz zu den einseitigen Märkten, wo bei horizontalen Preisabspra-

chen in vielen Fällen eindeutige negative Auswirkungen nachgewiesen werden können.

Insofern ist es auch angebracht, die Beweislast auf die Seite der Wettbewerbsbehörde

zu legen. Die meisten Wettbewerbsbehörden anerkennen grundsätzlich, dass bilate-

rale Verhandlungen im Vergleich zu einer gemeinsamen Festlegung der DMIF gewis-
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se E�zienznachteile aufweisen. Deshalb sollte von der Wettbewerbsbehörde zuerst

ein eindeutiger Nachweis erbracht werden, dass sich die e�zientere Preisfestsetzung

im Ist-Zustand negativ auf den Wettbewerb im zweiseitigen Markt auswirkt und zu

schlechteren Marktergebnissen führt als bei bilateralen Verhandlungen oder beispiels-

weise bei einer ��rmeninternen� Festsetzung wie in den Drei-Parteien-Systemen.

4.4 Kartenakzeptanz als Dienstleistung

Von derWettbewerbskommission (2005) wurde eine Umfrage unter einigen Händ-

lern durchgeführt.69 Mit den Resultaten dieser Umfrage konnte die Hypothese nicht

gestützt werden, dass die Konsumenten die Nachfrage nach verschiedenen Zahlungs-

mitteln alleine bestimmen. Vielmehr �unterstreicht die Vielfalt der beobachteten Kom-

binationen eindrücklich die Rolle der Händler /Dienstleistungsanbieter bei der Wahl

akzeptierter Zahlungsmittel� (Wettbewerbskommission, 2005, S. 50).

Die Entscheidung eines Händlers für die Kreditkartenakzeptanz kann aus verschie-

denen Motiven erfolgen. Unterschiedliche Zahlungsmittel verursachen dem Händler

unterschiedliche Kosten und Nutzen. So sind beispielsweise bei Kartenzahlungen die

direkten monetären Kosten für den Handel allenfalls höher als bei einer Barzahlung.

Allerdings entfallen dem Handel dabei die Bargeld-Handling-Kosten und das Dieb-

stahlrisiko sinkt. Einen Nutzen zieht der Handel zudem daraus, dass Kreditkarten-

kunden potenziell höhere Ausgaben bei ihnen tätigen können. Aufgrund der in der

Kreditkarte enthaltenen Liquiditätsfunktion sind beispielsweise Spontankäufe mög-

lich, selbst wenn die Kunden gerade nicht ausreichend Bargeld bei sich haben.

Von den Händlern wird oftmals hervorgebracht, dass sie Kreditkarten akzeptieren

(müssen), um neue Kunden anzuziehen bzw. um keine Kunden zu verlieren (Rochet

und Tirole, 2000). Dieses Motiv bezieht sich auf das �must-take cards�-Argument

(vgl. Kapitel 2). Dass Händler die Kartenakzeptanz als Wettbewerbsinstrument nut-

zen und dadurch auch ihren Umsatz steigern können, wurde im Modell von Baxter

(vgl. Kapitel 2) noch ignoriert. Strategische Überlegungen der Händler wurden in

späteren Modellen jedoch mitberücksichtigt.

69Die Umfrage lieferte ca. 120 auswertbare Antworten. Die Aussagekraft der Umfrage wurde jedoch
von verschiedenen Seiten kritisiert, unter anderem wegen möglicherweise suggestiver Fragebögen
sowie der Ausklammerung von Internethändlern (vgl. Wettbewerbskommission, 2005).

93



4 Beurteilung der Notwendigkeit eines Eingri�s aus ökonomischer Sicht

Die Kreditkartenakzeptanz kann auch als Leistungsverbesserung bzw. als Zusatz-

dienstleistung für die Kunden verstanden werden. Ähnliche, von den Kunden implizit

erwartete Leistungen sind in anderen Bereichen durchaus üblich. So verfügen beispiels-

weise gehobene Hotels oftmals über einen Wellnessbereich oder einen Swimmingpool,

welcher sämtlichen Gästen kostenlos zur Verfügung steht. Restaurants oder Cafés ih-

rerseits stellen ihren Gästen in der Regel gratis eine Auswahl an aktuellen Zeitungen

und Zeitschriften zur Lektüre bereit (Abele et al., 2007).

Solche kostenlosen Nutzungsmöglichkeiten sind aus Kundensicht als Leistungsverbes-

serung zu bezeichnen, selbst wenn letztendlich nicht jeder einzelne Kunde das Ange-

bot tatsächlich nutzt. Die Verbreitung von Leistungsverbesserungen durch den Wett-

bewerb ist insgesamt betrachtet für die Kunden dennoch als positiv zu beurteilen.

Obschon möglicherweise innovative Händler/Firmen dadurch zu Lasten von nachhin-

kenden Konkurrenten ihren Umsatz steigern können, halten Abele et al. (2007)

die Quali�kation solcher Leistungsverbesserungen als Marktversagen für grundsätz-

lich verfehlt. Ebenso wenig handelt es sich um ein Versagen von Marktprozessen, wenn

durch den Wettbewerb zwischen den einzelnen Händlern das Angebot an neuen, für

die Kunden attraktiven Zahlungstechnologien ausgeweitet und gefördert wird.

Die durch den Wettbewerbsprozess geförderten Leistungsprozesse sind freilich mit

Kosten für deren Anbieter verbunden. Diese Kosten werden üblicherweise auf alle

Kunden aufgeteilt und nicht ausschliesslich denjenigen angelastet, welche von der frei-

en Nutzungsmöglichkeit Gebrauch machen. Da die freie Nutzungsmöglichkeit Teil der

Leistungsverbesserung bzw. Teil des Geschäftskonzepts ist, macht es gemäss Abele

et al. (2007) kaum Sinn, diesbezüglich eine problematische Quersubventionierung zu

vermuten. Abele et al. (2007) veranschaulichen dies am Beispiel eines All-Inclusive-

Clubs. Bei diesem würde wohl niemand auf die Idee kommen, die Einzelleistungen

kostenbasiert zu verrechnen, obschon das verfügbare Angebot nicht von allen Gästen

gleich stark genutzt wird und somit (in einem sehr engen Sinn) eine Quersubventio-

nierung statt�ndet. Das umfangreiche und unbeschränkte Angebot dieser Leistungen

ist schliesslich Teil des Geschäftskonzepts.
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5.1 Der einfache Tourist-Test � ein sinnvolles Konzept?

5.1.1 Ausgangslage und De�nition

Die erneute Untersuchung der Weko (vgl. dazu Abschnitt 3.1) wurde initiiert zur Ab-

klärung, ob die Ergebnisse und Erwägungen der Untersuchung aus dem Jahr 2005

noch immer Gültigkeit haben und ob die mit der einvernehmlichen Regelung ange-

strebten Ziele erreicht werden konnten. Dies wird zur Entscheidung beitragen, ob der

in der einvernehmlichen Regelung beschlossene kostenbasierte Festsetzungsmechanis-

mus der DMIF beibehalten werden soll oder nicht.

In der Untersuchung wird auch der �Tourist-Test� berücksichtigt werden, welcher in

der EU zur Beurteilung und Festlegung der Interchange Fees eingeführt wurde. Im

Frühjahr 2009 erzielte die EU-Kommission mit MasterCard eine vorläu�ge Einigung

über eine neue Berechnungsmethode für die grenzüberschreitenden multilateralen In-

terchange Fees. Infolge der Einführung der neuen, auf dem �Tourist-Test� basierenden

Methode kam es zu einer beachtlichen Senkung der Interchange Fees. Auf Ebene der

EU-Kommission bedeutet dies eine Abkehr vom kostenbasierten Ansatz, welcher bis-

lang verwendet wurde (Wettbewerbskommission, 2010a).70

Gewisse Händler beklagen sich, dass sie sich �gezwungen� sehen, (Kredit-)Karten-

transaktionen zu akzeptieren, die ihre Netto-Kosten erhöhen (sogenanntes �must take

card�-Argument; vgl. dazu Vickers (2005) sowie Rochet und Tirole (2007, 2008b)

und Kapitel 2). Sie argumentieren, dass die Kunden die Akzeptanz der gängigsten

Karten erwarten und somit die Ablehnung dieser Karten keine Option sei. Falls sie

die Karten nicht akzeptieren, würden sie riskieren, weniger Kunden anzuziehen oder

gar Kunden zu verlieren. Die Kartennetzwerke würden dadurch Verhandlungsmacht

erhalten, welche sie in die Lage versetze, übermässig hohe Interchange Fees (und

entsprechend hohe Merchant Service Charges) festzulegen, um damit teure Anreiz-

programme für die Karteninhaber zu �nanzieren sowie überhöhte Gewinne für die

Netzwerke und die Issuer zu generieren (Prager et al., 2009).

70MasterCard Europe basierte ihre Berechnungen auf Studien der Zentralbanken von Holland, Bel-
gien und Schweden, welche die Kosten für den Handel bei einer Bezahlung mit Karte mit jenen
bei einer Barzahlung vergleichen (EU-Kommission, 2009).
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Prager et al. (2009) formulieren die Situation der Händler als Gefangenendilemma.

Sind einige Händler trotz ine�zient hoher Merchant Service Charges (MSC) bereit,

Kreditkarten zu akzeptieren, so fühlen sich andere Händler ebenfalls dazu gezwungen,

um einen Verlust an Kunden zu vermeiden. Für die Händler als Gesamtheit wäre

es in dieser Situation jedoch besser, Kreditkarten ganz abzulehnen. Der individuelle

Händler akzeptiert aber dennoch Kreditkartenzahlungen, weil es für ihn alleine nicht

vorteilhaft wäre, wenn nur er Kreditkartenzahlungen ablehnt, während die anderen

Händler bzw. seine Konkurrenten weiterhin Kreditkarten akzeptieren.

In diesem Zusammenhang wurde der Tourist-Test entwickelt.71 Dieser geht von der

folgenden (hypothetischen) Frage aus:

Würde ein Händler eine (Kredit-)Kartenzahlung ablehnen, wenn ein ein-

maliger Kunde72 mit augenscheinlich genügend Bargeld in der Tasche an

der Kasse steht?

Die Merchant Service Charge (MSC) besteht den Tourist-Test, falls der Händler bereit

ist, den einmaligen Kunden mit (Kredit-)Karte bezahlen zu lassen, oder äquivalent,

falls die Kartenakzeptanz die (Netto-) Kosten des Händlers nicht erhöht (Rochet

und Tirole, 2007).

5.1.2 Theoretische und praktische Probleme

Die Attraktivität des Tourist-Tests liegt sicherlich in seinem einfachen und leicht

nachvollziehbaren Kriterium: Der Händler soll nicht mehr bezahlen müssen für eine

Kartentransaktion als es ihm �wert� ist. Trotz seiner Einfachheit ist der Tourist-Test

mit einigen substantiellen Problemen behaftet:73

• Als Referenzzahlungsmittel wird meist Bargeld gesehen. Umstritten ist aller-

dings, ob Bargeld stets die richtige Vergleichsgrösse ist. In jenen Fällen, wo die

bei der Kreditkarte vorhandene Kredit- bzw. Liquiditätsfunktion genutzt wird,

71Der Tourist-Test wurde bereits in Abschnitt 2.2.3 de�niert. Zur Erinnerung wird er jedoch an
dieser Stelle nochmals wiederholt. Siehe für die De�nition auch Rochet und Tirole (2006,
2007, 2008b).

72Es wird von einem Touristen ausgegangen, d.h. einem einmaligen Kunden, welcher in Zukunft
annahmegemäss nie mehr bei diesem Händler einkaufen wird.

73Siehe dazu z.B. Prager et al. (2009) oder Rochet und Tirole (2007, 2008b).
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sehen Rochet und Wright (2010) eher Kundenkarten (�store credit�) als Re-

ferenzzahlungsmittel als Bargeld.

• Der Tourist-Test betrachtet die MSC und nicht unmittelbar die IF. Die IF stellt

einen faktischen �Mindestpreis� für die MSC dar (MSC ≥ IF) und hängt unter

anderem vom Wettbewerb unter den Acquirern ab.

• Es sind detaillierte objektive Informationen über die (Transaktions-) Kosten

und Nutzen der Händler notwendig, welche diese bei Karten, bei Bargeld sowie

allenfalls bei anderen Zahlungsmitteln haben (für unterschiedliche Transaktions-

grössen und -arten, Händlerkategorien, Branchen und evtl. Regionen).

• Eine Internalisierung der externen E�ekte durch die Kartennetzwerke wird er-

schwert bzw. verhindert, wenn die MSC � und damit die DMIF � basierend

auf dem Händlernutzen festgelegt wird und die Händler keine Kartenzahlungen

mehr akzeptieren müssen, die sie nicht wollen.74

• Mit dem Tourist-Test wird eine kurzfristige, statische Sicht eingenommen. In

der längeren Frist ist auch der positive Ein�uss der Interchange Fees auf die

Markteintritte von neuen Issuern zu berücksichtigen. Dies führt tendenziell zu

sinkenden Preisen und zu einer grösseren Vielfalt der angebotenen Produkte

und Dienstleistungen für die Karteninhaber.

• Die Händler (und insbesondere die Onlineshops) haben bei der Akzeptanz von

Kreditkarten (im Vergleich zum Bargeld) gewisse Vorteile, die der Tourist-Test

in seiner einfachen Form nicht direkt berücksichtigt, wie zum Beispiel

� Umsatz trotz momentan fehlender Liquidität des Kunden (�Liquiditäts-

funktion�)

� Potenzieller Mehrumsatz (Spontankäufe)

� Erleichterung statistischer Auswertungen

� Reduktion des mit Bargeld verbundenen Diebstahl-, Wechsel- und Fäl-

schungsrisikos

74Im Rahmen der Internalisierung ist es durchaus möglich, dass die Kartenakzeptanz die (Netto-)
Kosten des Händlers erhöht. Volkswirtschaftlich betrachtet, respektive bezogen auf die soziale
Wohlfahrt, muss dies jedoch nicht a priori schädlich sein (Rochet und Tirole, 2008b).
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5.1.3 �Total User Surplus� versus gesamtwirtschaftliche Betrachtung

Rochet und Tirole (2006) zeigen, dass unter bestimmten Annahmen die Inter-

change Fee, welche den �Total User Surplus� (d.h. den Nutzen von Händlern und

Karteninhabern) maximiert, kleiner ist als die sozial optimale Interchange Fee. Wett-

bewerbsbehörden orientieren sich allerdings oft ausschliesslich an diesem �User Sur-

plus� und nicht am sozial optimalen, d.h. am gesamtwirtschaftlich optimalen Ergebnis.

Ein solches Vorgehen durch die Wettbewerbsbehörden lässt sich gemäss Rochet und

Tirole (2006) nur dann rechtfertigen, wenn die Pro�te der Firmen (Banken) voll-

ständig verschwendet werden (z.B. durch Business Stealing oder durch nutzlose Wer-

beausgaben). Es ist jedoch nicht gerechtfertigt, falls die Pro�te reinvestiert werden,

um eine bessere Dienstleistungsqualität anzubieten oder neue Marktteilnehmer zu at-

trahieren (z.B. dank geringerer Preise oder grösserer Produktvielfalt). Ebenso zeigen

Rochet und Tirole (2006), dass der langfristige �User Surplus� für einen Wert der

MSC maximiert wird, welcher über dem Wert des Tourist-Tests liegt.

In ihrem Modell zeigen Rochet und Tirole (2007), dass die maximale Interchange

Fee, welche den Tourist-Test besteht, gleichzeitig der sozial optimalen Interchange Fee

entspricht, wenn die Banken/Issuer perfekt kompetitiv sind (Marge πI = 0). Haben

die Issuer hingegen gewisse Marktmacht bzw. herrscht kein vollständiger Wettbewerb

(πI > 0), so besteht die sozial optimale Interchange Fee den Tourist-Test nicht.

Rochet und Tirole (2008b) können zeigen, dass der Tourist-Test bei konstanten

Margen der Issuer und homogenen Händlern in einer kurzfristigen Consumer-Surplus-

Perspektive ein geeigneter Test für zu hohe Interchange Fees ist. Dies tri�t jedoch nicht

zu, falls die soziale Wohlfahrt das zu maximierende Kriterium ist. Ebenso entspricht

bei unvollkommenem Wettbewerb unter den Issuern die Schwelle des Tourist-Tests

dem optimalen �Total User Surplus�, während die sozial optimale Interchange Fee

höher ist.

In einer längerfristigen Perspektive ist ausserdem zu berücksichtigen, dass Gewinne

auf der Issuerseite zu Markteintritten und damit schliesslich zu steigendem Wettbe-

werb, zu sinkenden Preisen sowie zu einer grösseren Produktvielfalt führen können.

Die kurzfristigen Interchange Fees, welche den �Total User Surplus� maximieren sind

folglich geringer als die langfristigen Interchange Fees.
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Im Zahlungsmittelmarkt wird das sozial optimale Ergebnis erzielt, wenn die Kar-

teninhaber e�ziente Entscheidungen bezüglich der Wahl des Zahlungsmittels tre�en.

Dazu benötigen sie die richtigen sozialen Anreize (Rochet und Tirole, 2007). Ent-

spricht die MSC dem �convenience bene�t� und erheben die Issuer (oder Acquirer)

einen mark-up über ihren Kosten, so bezahlt der Karteninhaber mehr als die sozialen

Netto-Kosten der Kartentransaktion. Unter diesen Bedingungen ist es möglich, dass

die Karteninhaber zu wenig Kartenzahlungen vornehmen, auch wenn die MSC den

Tourist-Test besteht (Rochet und Tirole, 2007).

5.2 Der erweiterte Tourist-Test

5.2.1 Intuition und Herleitung

Die Tourist-Test Interchange Fee in Rochet und Tirole (2006) sowie die �credit

card interchange fee� in Rochet undWright (2010) und das �merchant indi�erence

criterion� in Farrell (2006) (zit. in Rochet undWright, 2010) sind konzeptionell

identisch. Die Ausgangslage bildet, wie bereits im vorangehenden Abschnitt erläutert,

das �must take cards�-Argument. Das zentrale Problem dabei ist die fehlende Preis-

elastizität bei der Akzeptanzentscheidung der Händler. Diese �müssen� Kreditkarten

aus strategischen Gründen auch dann akzeptieren, wenn ihr direkter Nutzen aus einer

Transaktion negativ ist. Dadurch könnte die Wahl des e�zientesten Zahlungsmittels

verhindert werden.

Entscheidende Unterschiede zwischen den Konzepten ergeben sich allerdings durch die

verschiedenen Betrachtungsweisen derselben Idee. Während in Rochet und Tirole

(2006) und in Farrell (2006) davon ausgegangen wird, dass Bargeld ein mögliches

alternatives Zahlungsmittel ist, wird in Rochet und Wright (2010) in einigen Fäl-

len ein Händlerkredit als relevante Alternative zur Kreditkartenzahlung betrachtet.

Trotz der kritischen Betrachtung des �einfachen� Tourist-Tests bzw. dessen Umsetzung

im vorangehenden Abschnitt soll in diesem Abschnitt ein �erweitertes� Tourist-Test

Modell entwickelt werden. Zumindest teilweise bleiben die praktischen sowie theorti-

schen Probleme des �einfachen� Tourist-Tests bestehen. Der nach Ansicht der Autoren

wichtigsten Kritik, nämlich dem Bargeld als alternatives Zahlungsmittel, wird jedoch

Rechnung getragen.
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Der in diesem Abschnitt beschriebene und hergeleitete erweiterte Tourist-Test folgt

zunächst der Idee von Rochet und Wright (2010). Im Modell des erweiterten

Tourist-Tests wird jedoch nicht zwischen normalen Käufen und Kreditkäufen unter-

schieden, sondern zwischen Bargeldersatzkäufen und Liquiditätsersatzkäufen. Mit die-

ser Unterscheidung soll die Idee des Modells verdeutlicht werden: Bei Nicht-Akzeptanz

von Kreditkarten muss der Händler die Kreditkartentransaktionen durch alternative

Zahlungssysteme ersetzen. Dieser Sachverhalt ist in Abbildung 9 dargestellt. Welche

Bedeutung die beiden Ersatzsysteme haben bzw. welche Anforderungen sie erfüllen

müssen, wird im Folgenden erläutert.

Abbildung 9: Kreditkartensystem und Kreditkarten-Ersatzsysteme

Liquiditätssystem

Kreditkarten-Ersatzsysteme

Interchange Fee

Karteninhaber/

Kunde
Händler

Acquirer

Gebühren

Verkaufspreis

MSC

Kreditkartensystem

Bargeldsystem

Verkaufspreis

AcquirerAcquirerAcquirerIssuerIssuerIssuerIssuer

Kunde

Kunde

Quelle: eigene Darstellung

Liquiditätsersatzkäufe sind jene Transaktionen, welche nur dann zustande kommen,

wenn dem Kunden durch ein alternatives Zahlungsmittel Liquidität zur Verfügung

gestellt wird, welche über die zum Zeitpunkt des Kaufes vorhandene Liquidität des

Kunden hinausgeht. Dies kann der Händler erreichen, indem er ein entsprechendes

Zahlungsmittel akzeptiert oder selbst ein Liquiditätssystem zur Verfügung stellt. Bei-

spielsweise kann er dazu einen Händlerkredit gewähren.

Bargeldersatzkäufe kommen im Gegensatz dazu auch ohne zusätzliche Liquidität zu-

stande. Um diese Käufe zu ersetzten, muss der Händler dem Kunden ebenfalls ein

alternatives Zahlungssystem zur Verfügung stellen bzw. ein entsprechendes Zahlungs-

mittel akzeptieren. Da sich der Händler bei diesen Käufen wahrscheinlich für Bargeld

entscheiden wird, kann das für diese Transaktionen verwendete System als Bargeld-
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system bezeichnet werden.

Es wird angenommen, dass Kreditkartentransaktionen keine weiteren Eigenschaften

aufweisen, welche deren Ersetzung durch ein anderes als der zwei oben genannten

Ersatzsysteme erfordert. Insbesondere wird darauf verzichtet, zwischen Nah- und Di-

stanzzahlungen zu unterscheiden. Bei Distanzzahlungen handelt es sich primär um

jene Transaktionen, bei denen aufgrund der Natur der Transaktion e�zienterweise

nur elektronische Zahlungsmittel in Frage kommen. Dies ist vor allem im Bereich der

Online-Zahlungen relevant. Wie die folgende Abbildung 10 zeigt, macht der Anteil der

Distanzgeschäfte rund 10% vom gesamten inländischen Transaktionsvolumen aus.

Abbildung 10: Anteil der Distanzgeschäfte am gesamten Transaktionsvolumen (2010,
domestic)

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf den Daten der Schweizer Issuer

Ein entscheidender Unterschied zwischen dem hier entwickelten Modell und jenem von

Rochet und Wright (2010) liegt in der Relativierung der Annahme, dass Bargeld

keine Nettokosten verursacht. Denn wie in Abschnitt 5.3.2 gezeigt wird, kommen ver-

schiedene empirische Studien zum Schluss, dass Bargeldzahlungen dem Händler mehr

operationelle Kosten verursachen als Kartenzahlungen. Zu beachten ist, dass die MSC

in diesen Kostenberechnungen nicht berücksichtigt wird. Dies ist in diesem Zusam-

menhang auch sinnvoll, denn letztlich soll die MSC bestimmt werden, bei welcher

der Händler indi�erent ist zwischen dem Kreditkartensystem und den Kreditkarten-

Ersatzsystemen (vgl. Abbildung 9).

Die Mehrkosten von Bargeld gegenüber Kreditkartenzahlungen (abzüglich der MSC)

werden im erweiterten Tourist-Test ebenfalls beachtet. Dies führt zu einer Anpassung
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der Interchange Fee, welche in Gleichung 1 gegeben ist (siehe Abschnitt 2.2.5). Die

Modi�kation beruht darauf, dass der Händler im erweiterten Tourist-Test Modell

bei Nicht-Akzeptanz von Kreditkarten im Falle von Liquiditätsersatztransaktionen

Mehrkosten aufgrund der Zurverfügungstellung von Liquidität in der Höhe von cLE

hat und ihm im Falle von Bargeldersatztransaktionen Mehrkosten in der Höhe von

cBE entstehen.75

75�LE� steht dabei für �Liquiditätsersatz�, �BE� hingegen für �Bargeldersatz�.
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Zusammenfassend lassen sich alle Kreditkartentransaktionen einer dieser beiden Arten

zuordnen:

• Liquiditätsersatztransaktionen, d.h. Kreditkartentransaktionen, die nur zustan-

de kommen, wenn dem Kunden Liquidität zur Verfügung gestellt wird. Um diese

Transaktionen durch ein alternatives System zu ersetzen, entstehen dem Handel

Mehrkosten (pro Transaktionseinheit) in der Höhe von cLE.

• Bargeldersatztransaktionen, d.h. Kreditkartentransaktionen, die auch ohne zu-

sätzliche Liquidität zustande kommen. Um diese Transaktionen durch ein alter-

natives System zu ersetzen, entstehen dem Handel Mehrkosten (pro Transakti-

onseinheit) in der Höhe von cBE.

Das Modell aus Abschnitt 2.2.5 wird entsprechend der Erweiterungen in diesem Ab-

schnitt modi�ziert.76 Dazu werden zuerst einige Grössen de�niert, welche zur Modell-

beschreibung und -berechnung benötigt werden. Mit t wird die Höhe einer Kredit-

kartentransaktion (Transaktionsbetrag) bezeichnet und ti, i ∈ I, sei die Menge aller

Kreditkartentransaktionen. Eine Teilmenge L ⊂ I davon kann den Liquiditätsersatz-

transaktionen zugeordnet werden. Alle anderen Transaktionen, d.h. B = I\L, sind
somit Bargeldersatztransaktionen.

Als VLE wird das Gesamtvolumen aller Liquiditätsersatztransaktionen bezeichnet, d.h.

VLE =
∑

k∈L tk. Entsprechend ist das gesamte Bargeldersatzvolumen VBE =
∑

k∈B tk.

Das gesamte Kreditkartentransaktionsvolumen wird mit Vtotal bezeichnet, d.h.

Vtotal =
∑
k∈I

tk = VLE + VBE.

Als δLE soll der Anteil der Liquiditätsersatztransaktionen am gesamten Kreditkarten-

transaktionsvolumen bezeichnet werden, d.h.

76Im Rahmen der Überlegungen wird hier lediglich die kurz- und längerfristige Liquiditätsfunktion
der Kreditkarte berücksichtigt. Das Konzept der Opportunitätskosten geht jedoch noch weiter.
Zusätzlich zu den Kosten bei Liquidität erfordernden Käufen vermeidet der Handel bei der Ak-
zeptanz von Kreditkarten auch Kosten in weiteren Bereichen. Bestimmte Transaktionen, wie z.B.
Distanzzahlungen (vgl. Abbildung 10), können aufgrund ihrer Natur nicht mit Bargeld getätigt
werden. Bei solchen Transaktionen werden oft Kreditkarten verwendet. Würden diese vom Han-
del nicht akzeptiert, müsste der Handel eine alternative Technologie bereitstellen, was für diesen
mit weiteren Kosten verbunden wäre.
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δLE = VLE

VBE+VLE
.

Entsprechend wird der Anteil des Bargeldersatzvolumens am gesamten Kreditkarten-

transaktionsvolumen als δBE bezeichnet. Es gilt:

δBE = VBE

VBE+VLE
= 1− δLE.

Mit diesen Spezi�zierungen ergibt sich daraus die folgende erweiterte Tourist-Test

Interchange Fee:

IF eTT = δBE · cBE + δLE · cLE − cA (6)

Im Gegensatz zum Modell in Abschnitt 2.2.5 werden im erweiterten Modell Acqui-

rergewinne explizit zugelassen. In der Grösse cA sind somit nicht nur die Kosten,

sondern auch die Marge der Acquirer enthalten. Dass diese so berechnete Interchange

Fee dem Indi�erenz-Konzept (z.B. nach Farrell, 2006) entspricht, wird leicht er-

sichtlich durch die Au�ösung der Gleichung 6 nach der entsprechenden MSC:

MSCeTT ≡ IF eTT + cA = δBE · cBE + δLE · cLE

Der Term δBE ·cBE+δLE ·cLE entspricht den (durchschnittlichen) Mehrkosten, welche

dem Handel durch die Kreditkartenersatzsysteme entstehen würden. Diese sind somit

identisch mit jenen Kosten, welche der Handel vermeidet, wenn er Kreditkarten akzep-

tiert. Die MSCeTT ist folglich die Merchant Service Charge, welche den vermiedenen

Kosten (�avoided costs�) des Handels entspricht.

5.2.2 Theoretische und praktische Probleme

Wie oben bereits erwähnt, bezieht sich die erweiterte Tourist-Test IF auf die durch-

schnittliche Kreditkartentransaktion. Wie in Abschnitt 5.3.2 gezeigt wird, sind die

Liquiditätsersatzkosten cLE höher als die Bargeldersatzkosten cBE. Die erweiterte

Tourist-Test IF ist somit höher als die (Netto-)Bargeldkosten des Handels. Somit

könnte selbst in einem nach Rochet und Tirole (2006) perfekt durchgeführten
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�Tourist-Test� keine Gewissheit darüber gescha�en werden, ob der Händler indi�erent

ist zwischen Kreditkarten und dem alternativen Zahlungsmittel. Sobald der Händler

weiss, ob es sich um einen normalen Kauf oder um einen Kreditkauf handelt, ist er in

keinem Fall indi�erent. Bei einem normalen Kauf zieht der Händler eine Barzahlung

strikt vor, während er bei einem Kreditkauf die Kreditkarte strikt vorzieht.

In der Realität ist jedoch davon auszugehen, dass der Händler nicht bei jeder Trans-

aktion im Voraus zweifelsfrei abklären kann, um welche Art von Kauf es sich handelt.

Der erweiterte Tourist-Test müsste deshalb wie folgt lauten:

Angenommen ein einmaliger Kunde steht an der Kasse. Der Händler weiss, dass dieser

• entweder über Bargeld verfügt, um einen normalen Kauf zu tätigen

• oder bereit ist, das Liquiditätssystem des Händlers zu nutzen, sofern es sich um

einen Kreditkauf handelt.

Der Händler kann jedoch nicht erkennen, welche der beiden Möglichkeiten für genau

diesen Kunden zutri�t. Würde der Händler unter dieser Annahme eine Kreditkarten-

zahlung ablehnen?

Aus den vorangehenden Erläuterungen ist o�ensichtlich, dass die MSC den erweiterten

Tourist-Test genau dann besteht, wenn die Interchange Fee nicht höher ist als jene,

die durch Gleichung 6 beschrieben wird.

5.3 Berechnung der erweiterten Tourist-Test Interchange Fee

5.3.1 Ein operationalisierbares Modell

Für die empirische Berechnung der Interchange Fee IF eTT muss unter anderem be-

stimmt werden, welcher Anteil des Kreditkartentransaktionsvolumens zum Liquidi-

tätsersatzvolumen und welcher Anteil zum Bargeldersatzvolumen gehört. Dazu müs-

sen jene Transaktionen identi�ziert werden, welche nur dank der Liquiditätsfunktion

der Kreditkarte zustande kommen. Die (ex-post) Unterscheidung zwischen Liquiditäts-

ersatz- und Bargeldersatztransaktionen stellt sich jedoch als ein schwieriges empiri-

sches Unterfangen heraus. Insbesondere sind keine Daten verfügbar, welche direkt

Aufschluss über die Gründe der Kreditkartenbenutzung bei den einzelnen Transak-

tionen geben könnten.
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Aus diesem Grund wird die Annahme getro�en, dass alle Transaktionen ab einem

(noch zu bestimmenden) Betrag bL den Liquiditätsersatztransaktionen zugeschrie-

ben werden können, um so eine Approximation für δLE und δBE zu erhalten. Diese

Vereinfachung lässt sich damit begründen, dass liquiditätserfordernde Transaktionen

oftmals jene sind, die sich � aufgrund ihres hohen Betrages � mit dem verfügbaren

Bargeld nicht realisieren lassen. Insbesondere bei ungeplanten Käufen oder Impuls-

käufen dürfte in vielen Fällen das unmittelbar verfügbare Bargeld nicht ausreichend

sein. Weiter besteht die Möglichkeit, dass in bestimmten Fällen auch das mittelbar

verfügbare Bargeld für eine Transaktion nicht ausreicht. Dies ist dann der Fall, wenn

die �nanziellen Ressourcen des Käufers kurz- oder mittelfristig zu gering sind.

Unter der Annahme, dass es sich bei Transaktionen ab einem bestimmten Betrag bL

um Liquiditätsersatztransaktionen handelt, kann erwartet werden, dass im Bereich

oberhalb dieses Betrages primär Kreditkarten als Zahlungsmittel verwendet werden,

während Bargeld kaum mehr eingesetzt wird. Zur Plausibilitätsprüfung dieser Annah-

me werden in Abbildung 11 die Höhe von Kreditkartentransaktionen mit jener von

Bargeldtransaktionen verglichen.

Abbildung 11 zeigt die empirische Häu�gkeitsverteilung von Kreditkartentransaktio-

nen fK(x) und von Bargeldtransaktionen fB(x) im Bereich von 0 bis 500 CHF. Die

Daten für fK(x) wurden im Rahmen dieser Studie direkt bei den Schweizer Issuern

erhoben. Die Daten für fB(x) stammen hingegen von der Deutschen Bundesbank, da

für die Schweiz bislang keine entsprechenden Daten verfügbar sind.77 Wie aus Abbil-

dung 11 ersichtlich ist, werden Kreditkarten im Vergleich zu Bargeld deutlich weniger

oft für kleine, dafür aber für grössere Transaktionen verwendet. Bargeld hingegen wird

fast ausschliesslich für kleinere Transaktionsbeträge eingesetzt.

Die Frage, ob grosse Transaktionen auch mit Bargeld abgewickelt werden, lässt sich

auch aus einer anderen Perspektive betrachten. Dabei wird die Frage gestellt, wie viel

Bargeld eine Person im Durchschnitt auf sich trägt. Dieser Betrag steht dem Kunden

77Die Daten der Deutschen Bundesbank wurden umgerechnet in Schweizer Franken (mit dem durch-
schnittlichen Euro-Wechselkurs vom Jahr 2009 � Quelle: Schweizerische Nationalbank,
2011). Ein Vergleich der Daten der Deutschen Bundesbank (2009) mit den Schweizer Um-
fragedaten im GfK Konsumbarometer 2010 im Auftrag von MasterCard (2011) zeigt,
dass das (Bargeld-)Zahlungsverhalten in Deutschland und in der Schweiz relativ ähnlich ist. Eine
Verwendung von deutschen Daten (umgerechnet in Schweizer Franken) lässt sich somit für diese
Zwecke rechtfertigen.
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Abbildung 11: Empirische Wahrscheinlichkeitsverteilung von Kreditkarten- und
Bargeldtransaktionen
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Quelle: eigene Berechnungen anhand der Daten der Schweizer Issuer für das Jahr 2010 und
den Daten der Deutschen Bundesbank (Deutsche Bundesbank (2009) sowie detaillierte

Daten auf Anfrage)

unmittelbar zur Verfügung.78 Wie die in Abbildung 12 dargestellten Schweizer Um-

fragedaten zeigen, tragen ca. 90% der befragten Personen weniger als 200 CHF im

Portemonnaie. Mehr als 400 CHF im Portemonnaie haben gerade noch 2.1% der Per-

sonen. Aus diesen Daten kann als erste Erkenntnis festgehalten werden, dass grössere

Transaktionen wie z.B. grosse Impulskäufe (über 400 CHF) von den meisten Personen

nicht mit Bargeld bezahlt werden können.

Aus den oben genannten Gründen kann die zur Approximation der Liquiditätsersatz-

transaktionen getro�ene Annahme als plausibel erachtet werden. Der Zusammenhang

zwischen bL und δLE kann anhand der Häu�gkeitsverteilung fK(x) berechnet werden.

78Es ist davon auszugehen, dass die meisten Personen im Normalfall nicht den gesamten Betrag im
Portemonnaie bis auf den letzten Rappen ausgeben. Vielmehr wird in der Regel noch eine �Sicher-
heitsreserve� für Notfälle behalten, falls es unsicher ist, dass andere Zahlungsmittel akzeptiert
werden und sich auch kein Bankomat in unmittelbarer Nähe be�ndet.
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Abbildung 12: Bargeld im Portemonnaie (in CHF)
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Quelle: GfK Konsumbarometer 2010 im Auftrag von MasterCard (Daten auf Anfrage)

In einem ersten Schritt wird dabei das Volumen VLE ermittelt:

VLE = E[x | x ≥ bL] ·#[t : t ≥ bL],

wobei E[x | x ≥ bL] =
∫∞
bL

fK(x)x dx dem durchschnittlichen Transaktionsbetrag auf

dem Intervall [bL,∞] entspricht und #[t : t ≥ bL] = #[t : t ∈ T ] ·
∫∞
bL

fK(x) dx der

Anzahl an Transaktionen auf dem gleichen Intervall. #[t : t ∈ T ] bezeichnet dabei die

totale Anzahl an Kreditkartentransaktionen. Folglich ist VLE gegeben durch:

VLE =

(∫ ∞

bL

fK(x)x dx

)
·
(
#[t : t ∈ T ]

∫ ∞

bL

fK(x) dx

)
In einem zweiten Schritt wird der Anteil der Liquiditätsersatztransaktionen am ge-

samten Kreditkartentransaktionsvolumen berechnet:

δLE =

(∫∞
bL

fK(x)x dx
)(

#[t : t ∈ T ]
∫∞
bL

fK(x) dx
)

Vtotal
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Für ein beliebiges b∗L kann somit der entsprechende Anteil δ∗LE(b
∗
L) berechnet werden.

Dieser (empirische) Zusammenhang wird in Abbildung 13 dargestellt. Die Funktion

ist de�nitionsgemäss monoton fallend, da bei steigendem b∗L das Volumen V ∗
LE sinkt.

Abbildung 13: Empirischer Zusammenhang zwischen δLE und bL
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Quelle: eigene Berechnungen anhand der Daten der Schweizer Issuer für das Jahr 2010

Der Grenzbetrag bL ist eine entscheidende Grösse bei der Berechnung der erweiterten

Tourist-Test IF, da er die Kreditkartentransaktionen in Liquiditäts- und Bargeld-

ersatztransaktionen unterteilt. Dieser Zusammenhang bildet den Kern des operatio-

nalisierbaren Modells und wird in Abbildung 14 nochmals in stilisierter Form verdeut-

licht. Die Abbildung zeigt die Verteilungen der Kreditkarten- und der Bargeldtransak-

tionen. Letztere dienen der Verdeutlichung der Annahme, dass Bargeld � im Gegensatz

zu Kreditkarten � primär für kleine Beträge verwendet wird.

Ist der Grenzbetrag bL bestimmt, folgt daraus direkt δLE. Anschliessend lässt sich

δBE unmittelbar bestimmen durch δBE = 1−δLE. Zur Berechung der Interchange Fee

(siehe Formel 6) müssen somit nur noch die Kosten-Parameter cLE, cBE und cA be-

stimmt werden. In Tabelle 4 sind diese Parameter zusammengefasst und kurz erklärt.

Im Folgenden werden die Parameter mit Hilfe von empirischen Daten berechnet bzw.

geschätzt. Die nächsten Abschnitte dokumentieren dies im Detail.
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Abbildung 14: Stilisierte Darstellung des operationalisierbaren Modells

Quelle: eigene Darstellung

Tabelle 4: Erforderliche Parameter zur Berechnung der erweiterten Tourist-Test IF

Parameter Kurzbeschreibung

cBE Mehrkosten des Handels (pro Transaktionseinheit) bei der

Akzeptanz von Bargeld im Vergleich zu den Kosten

der Kreditkartenakzeptanz (ohne MSC)

cLE Mehrkosten des Handels (pro Transaktionseinheit) bei der

Zurverfügungstellung von Liquidität im Vergleich zu den Kosten

der Kreditkartenakzeptanz (ohne MSC)

cA Kosten und Marge der Acquirer (pro Transaktionseinheit)

bL Betrag, ab dem Kunden Liquidität für einen Kauf benötigen
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5.3.2 Schätzung der Parameter

Schätzung von bL � Grenzbetrag für Liquiditätsersatztransaktionen

Im vorangehenden Abschnitt 5.3.1 wurde bereits darauf hingewiesen, dass das Bar-

geld, welches die Kunden auf sich tragen, als Restriktion für grössere Transaktionen

angesehen werden kann. Folglich sollte der Betrag bL auf einem Niveau festgelegt

werden, wo Bargeldtransaktionen sehr unwahrscheinlich sind. Die Problematik bei

der Schätzung von bL basierend auf unmittelbaren Verfügbarkeit von Bargeld liegt

in der zumindest teilweisen Endogenität der Bargeldhaltung. Das heisst, dass bei ge-

planten Käufen der Bargeldbestand im Portemonnaie durchaus im Voraus angepasst

werden kann.

Die Annahme ist zwar richtig, dass nur gerade 2.1% der Personen in der Lage wären,

ohne Karte einen (Impuls-) Kauf zu tätigen, wenn dieser im Betrag höher als 400 CHF

ist (vgl. Abbildung 12). Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass auch diese

Personen höhere Käufe tätigen können, und zwar unabhängig vom Zahlungsmittel.

Somit besteht die Gefahr, dass der Betrag bL tendenziell unterschätzt wird, wenn

diese Endogenität ignoriert wird. Es gibt jedoch auch ein Endogenitätsproblem bei

der Schätzung der optimalen Bargeldhaltung, denn diese ist möglicherweise aufgrund

der Existenz von Zahlungskarten geringer. Wären keine Zahlungskarten verfügbar, so

wäre der durchschnittliche Bargeldbestand im Portemonnaie vermutlich höher als er

momentan ist.

Aufgrund dieser beiden E�ekte soll die Festlegung des Betrags bL eher konservativ

erfolgen und der Betrag von 400 CHF als Benchmark dienen. Eine unmittelbare Bar-

geldverfügbarkeit von über 400 CHF bei weniger als 2.1% der Personen wird als relativ

gering erachtet. Als Korrektiv zu den Endogenitätsproblemen soll ein Betrag von 500

CHF addiert werden. Diese Erhöhung von bL auf 900 CHF kann dahingehend interpre-

tiert werden, dass der Käufer prinzipiell die Möglichkeit hat, einen Bankomatbezug zu

tätigen. Alternativ kann es auch als konservative Annahme angesehen werden, welche

alle Zweifel beseitigen soll, dass bL nicht höher ist als 900 CHF.

Aus der Schätzung von bL von 900 CHF ergibt sich ein δLE von rund 28.2%, bei

einem bL von 400 CHF beträgt δLE rund 45.5% und bei 1'400 CHF rund 19.7%

(vgl. dazu auch Abbildung 15). Der Wert von 1'400 CHF berechnet sich durch eine
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zusätzliche Erhöhung um 500 CHF und wird als Obergrenze des Parameterbereichs

festgelegt. Zusammenfassend resultiert als Schätzung für bL der Wert 900 CHF. Das

Kon�denzintervall wird de�niert durch Abweichungen von 500 CHF nach oben und

nach unten, d.h. durch eine Untergrenze von 400 CHF und eine Obergrenze von 1'400

CHF.

Abbildung 15: Schätzung von bL
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Quelle: eigene Berechnungen anhand der Daten der Schweizer Issuer für das Jahr 2010

Schätzung von cBE � Mehrkosten bei einer Barzahlung

Für die Berechnung der Interchange Fee, wie sie in Formel 6 dargestellt ist, werden als

weiterer Parameter die Mehrkosten des Handels benötigt, welche dieser bei der Ak-

zeptanz von Bargeld im Vergleich zu einer Kreditkartenzahlung hat. Diese Mehrkosten

pro Transaktionsfranken bzw. pro Transaktionseinheit werden als cBE bezeichnet.

Für die Schätzung von cBE wird eine Studie aus der Schweiz herangezogen sowie jene

vier Studien, welche die Europäische Kommission verwendet hat, um �Merchant Indif-

ference Test�-konforme Interchange Fees berechnen (siehe European Commission,

2010). Die fünf Studien werden im Folgenden kurz vorgestellt.
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Holland (EIM): �Het toonbankbetalingsverkeer in Nederland � Kosten en

opbrengsten van toonbankinstellingen in kaart gebracht�

In der von EIM durchgeführten Studie im Auftrag der niederländischen Zentralbank

(De Nederlandsche Bank) untersuchten Hoevenagel et al. (2007) die Verbreitung

und die Kosten verschiedener Zahlungsmittel in Holland. Dabei wurden zwei Bereiche

gezielt untersucht, nämlich der Detailhandel sowie das Gastgewerbe.

Die vonHoevenagel et al. (2007) verwendeten Daten stammen aus dem Jahr 2006.

Im Detailhandel wurden zu diesem Zeitpunkt 38% des Umsatzes mit Bargeld und 56%

mit Debitkarten beglichen. Kreditkartenzahlungen machten hingegen lediglich 2% des

Detailhandelsumsatzes aus.

Holland (De Nederlandsche Bank): �The Cost of Payments�

In der Untersuchung von De Nederlandsche Bank (2004) wurden die gesellschaft-

lichen Kosten der am häu�gsten verwendeten POS-Zahlungsinstrumente erfasst. Die

ausgewiesenen Kosten des Retail-Sektors beziehen sich auf das Jahr 2002. Im Rahmen

der Studie wurden die gesellschaftlichen Kosten als Summe der internen Kosten aller

an einer Zahlung beteiligten Parteien de�niert. Kosten bzw. Gebühren, welche die

eine Partei von der anderen erhebt, wurden nicht berücksichtigt.

Schweden (Sveriges Riksbank): �The Costs of Paying � Private and Social

Costs of Cash and Card Payments�

Die von Bergman et al. (2007) erarbeitete Studie der schwedischen Zentralbank un-

tersucht die privaten und sozialen Kosten von Bar- und Kartenzahlungen für die ver-

schiedenen an einer Transaktion beteiligten Parteien. Beim Retail-Sektor wird explizit

zwischen den privaten Kosten und den bezahlten Gebühren unterschieden. Ausgehend

von den empirischen Daten des Jahres 2002 kommen die Autoren unter anderem zum

Schluss, dass vor dem Hintergrund der privaten wie auch der sozialen Kosten Bargeld

relativ zu Kartenzahlungen zu starke Verwendung �ndet.
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Belgien (Banque Nationale de Belgique): �Coûts, avantages et inconvénients

des di�érents moyens de paiement�

In der Studie der Banque Nationale de Belgique (2005) wurden die Kosten

erfasst, welche den verschiedenen Parteien bei der Verwendung von unterschiedlichen

Zahlungsmitteln entstehen. Berücksichtigt wurden dabei lediglich die makroökonomi-

schen Kosten, respektive die internen Kosten, welche den einzelnen Parteien bei der

Zahlungsabwicklung entstehen. Die verwendeten Daten stammen aus dem Jahr 2003.

Schweiz (FEW-HSG): �Die Kosten des Bargelds � Empirischer Kostenver-

gleich der Zahlungsverkehrsmittel Maestro und Bargeld in der Schweiz�

Für die von Minsch et al. (2007) erarbeitete Studie wurden die Kosten des Bar-

gelds und des Maestro Debitkartensystems bei zahlreichen Schweizer Unternehmen

aus verschiedenen Teilbranchen des Handels (Grossverteiler, Waren- und Fachmärk-

te, Fachdetailhandel sowie Autogaragen und Tankstellen) erhoben. Dabei wurden die

in Tabelle 5 aufgeführten Kostenkomponenten berücksichtigt.

Tabelle 5: Kostenkomponenten � Bargeld versus Debitkarte

Maestro Bar

1. Zahlungsvorgang X X
2. Bargeldhandling (Abschöpfung, Abschlüsse, Tresorzählen etc.) - X
3. Kassensysteme (Kassen/Server/Bargeldboxen) X X
4. Maestrogeräte X -
5. Leistungsverlegung X -
6. Tresor - X
7. Geldtransport - X
8. Unverzinstes Bargeld (durchschnittlicher Tagesbestand) - X
9. Sicherheitseinrichtungen - X
10. Versicherungsprämien - X
11. Overhead-Kosten - X∗

∗ Bei den KMU wurden keine Overhead-Kosten berücksichtigt.

Quelle: Unterlagen zur Datenerhebung für die Studie von Minsch et al. (2007).
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Basierend auf den Originaldaten wurden die Kosten des Handels pro Transaktions-

franken bei der Bezahlung mit den zwei verschiedenen Zahlungsmitteln berechnet.

Die Kosten von Kreditkarten wurden im Rahmen der Schweizer Studie nicht erhoben.

Da jedoch in der Schweiz bei Debitkarten � im Gegensatz zu anderen Ländern � keine

Interchange Fees erlaubt sind, lassen sich die Kosten der Debitkarte als Approxima-

tion heranziehen für die dem Handel direkt entstehenden Kosten von Kreditkarten

(d.h. abgesehen von der MSC).79

Ergebnisse aus den Studien

Die empirische Messung bzw. Schätzung der Kosten von verschiedenen Zahlungsmit-

teln ist in der Praxis äusserst schwierig. Eine objektive und lückenlose Erfassung sämt-

licher Kostenkomponenten, welche bei den beteiligten Parteien entstehen, ist kaum

möglich. Vielmehr sind gewisse Schätzungen und Annahmen notwendig, um sämtliche

der anfallenden Kostenkomponenten zu berücksichtigen.

Die Datenquellen, die genaue Erhebungsmethodik und die einzelnen Kostenkompo-

nenten werden in den empirischen Studien meist nur sehr ungenau ausgewiesen. Ein

direkter Vergleich der einzelnen berücksichtigen Kostenkomponenten wird dadurch

stark erschwert oder gar unmöglich. Oftmals basieren einzelne Teilresultate der insge-

samt angefallenen Kosten � nicht zuletzt aufgrund der inhärenten Schwierigkeiten und

Ungenauigkeiten bei der empirischen Messung und der anschliessenden Aggregation

� auf gewissen Annahmen und (groben) Schätzungen.

Die Resultate der empirischen Studien können aus verschiedenen Gründen leicht von-

einander abweichen. Bei den Kosten des Handels spielt es zum Beispiel eine Rolle,

welche Händler (Grösse, Umsatz etc.) berücksichtigt wurden, wie die in der Stich-

probe enthaltenen Händler ausgewählt und allenfalls gewichtet wurden und � sofern

volkswirtschaftliche, d.h. hochgerechnete Werte ausgewiesen werden � wie die Hoch-

rechnung durchgeführt wurde. Bei nicht objektiv messbaren Kostenkomponenten hän-

gen die Schätzungen ohnehin stark von den zugrunde liegenden Annahmen ab.

79Die durchschnittlichen Kosten einer Kreditkartenzahlung (ohne MSC) gemäss der oben erwähnten
vier (von der European Commission (2010) verwendeten) europäischen Studien, liegen ledig-
lich 0.02 Prozentpunkte über den Kosten, welche dem Handel gemäss der Schweizer Studie bei
einer Debitkartenzahlung entstehen (jeweils pro Transaktionseinheit). Eine Approximation der
Kreditkartenkosten durch die Kosten der Debitkarte kann somit gerechtfertigt werden.
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Basierend auf den Angaben in den oben erwähnten fünf Studien lassen sich die Kos-

ten für Barzahlungen sowie für Kreditkartenzahlungen berechnen, welche dem Han-

del pro umgesetzte Transaktionseinheit mit dem jeweiligen Zahlungsmittel entstehen.

Die Di�erenz zwischen den Kosten einer Barzahlung und den Kosten einer Kredit-

kartenzahlung (jeweils pro Transaktionseinheit, d.h. in % des Umsatzes) ergeben die

gesuchten Mehrkosten cBE pro Transaktionseinheit.

Beim erweiterten Tourist-Test wird der Preis des Handels für das Kreditkartensystem

(sprich die MSC) gleich dem Preis der Ersatzsysteme gesetzt (vgl. Abschnitt 5.2.1).

Infolgedessen ist bei der Berechnung der Mehrkosten einer Bar- im Vergleich zu einer

Kreditkartenzahlung die dem Handel bisher verrechnete MSC nicht zu berücksich-

tigen. Aus diesem Grund werden bei der Berechnung von cBE die dem Handel bei

Kreditkartenzahlungen entstehenden Kosten abzüglich der MSC verwendet. Die auf

diese Weise berechneten Mehrkosten des Handels bei einer Barzahlung im Vergleich

zu einer Kreditkartenzahlung sind in der folgenden Tabelle 6 zusammengefasst.

Tabelle 6: Mehrkosten bei einer Barzahlung (cBE)

Mehrkosten cBE

pro Transaktionseinheit (in %)

Schweiz (FEW-HSG) 0.94%
Belgien (Banque Nationale de Belgique) 0.98%
Schweden (Sveriges Riksbank) 1.48%
Holland (De Nederlandsche Bank) 1.54%
Holland (EIM, i.A. von De Nederlandsche Bank) 1.59%

MITTELWERT 1.30%

Quelle: Eigene Berechnungen anhand der Daten aus den fünf Studien.

EXKURS: Zusammenhang zwischen cBE und dem Bargeldanteil

Die bisherigen Ausführungen zu den Mehrkosten cBE betrafen die Kosteneinsparun-

gen eines einzelnen Händlers, die sich durch die Akzeptanz von Kreditkarten erge-

ben. Dazu wurden die marginalen Mehrkosten des Handels berechnet. Falls nun alle

Händler auf die Akzeptanz von Zahlungskarten verzichten, steigt der Bargeldanteil am

Gesamttransaktionsvolumen stark an. Es ist anzunehmen, dass ab einem bestimmten
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Bargeldanteil auch die Durchschnittskosten des Bargelds (Kosten pro Transaktionsein-

heit) ansteigen. Der Parameter cBE kann dementsprechend nicht als �x angenommen

werden. Die folgende Abbildung 16 zeigt stilisiert, wie sich die Kosten in Abhängigkeit

vom Bargeldanteil entwickeln dürften.

Abbildung 16: Zusammenhang zwischen Bargeldanteil und Kosten cBE
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Quelle: eigene Darstellung

Bei einem steigenden Bargeldanteil am Gesamttransaktionsvolumen nehmen nicht nur

die Kosten des Handels zu. Damit die Kunden ihre Transaktionen bar tätigen können,

benötigen sie mehr Bargeld als bisher. Dieses beziehen sie am einfachsten am Banko-

mat oder aber (allenfalls mit längeren Wartezeiten verbunden) am Bankschalter.

Im Jahr 2010 wurde im Inland ein Transaktionsvolumen von rund 22.7 Mia. CHF mit

Kreditkarten und rund 30.0 Mia. CHF mit Debitkarten getätigt. Die Bankomatbezüge

im gleichen Jahr betrugen rund 26.6 Mia. CHF (Schweizerische Nationalbank,

117



5 Empirische Untersuchungen und Evidenz

2011). Falls nun die meisten oder gar alle bisher mit Zahlungskarten getätigten Trans-

aktionen bar beglichen werden und die Kunden den zusätzlichen Bargeldbedarf über

Bankomaten decken, würde sich der Liquiditätsbedarf in etwa verdreifachen. Bei zu-

nehmender Nutzung der Bankomaten steigen jedoch deren Instandhaltungskosten.

Allenfalls wird sogar ein Ausbau der Infrastruktur erforderlich. Die dadurch steigen-

den Kosten der Banken dürften schliesslich wohl (zumindest teilweise) auf die Kunden

überwälzt werden.

Schätzung von cLE � Mehrkosten der Zurverfügungstellung von Liquidität

Ein Teil der mit Kreditkarten getätigten Transaktionen sind Liquiditätsersatztrans-

aktionen (vgl. Abschnitt 5.2). Diese Käufe kommen nur zustande, falls dem Kunden

Liquidität zur Verfügung gestellt wird. Werden keine Kreditkarten akzeptiert, so muss

der Handel selbst dem Kunden Liquidität zur Verfügung stellen, damit diese Transak-

tionen realisiert werden können. Die Zurverfügungstellung von Liquidität verursacht

dem Handel jedoch Kosten.

Die Mehrkosten, welche dem Handel durch die Zurverfügungstellung von (kurz- oder

längerfristiger) Liquidität an die Kunden entstehen, werden mit cLE bezeichnet. Die

Mehrkosten verstehen sich im Vergleich zu einer Kreditkartentransaktion (jeweils pro

Transaktionsfranken, ohne MSC). Die zusätzlichen Kosten entstehen dem Handel ins-

besondere durch die Administration (interne Kosten für Handling, Abwicklung und

Bearbeitung), durch die Re�nanzierung sowie durch den Verlust eines Teils der zur

Verfügung gestellten Liquidität.

Die folgende Abbildung 17 fasst die Schätzung für cLE zusammen, wobei für die einzel-

nen Kostenkomponenten jeweils zusätzlich zur Schätzung ein unterer und ein oberer

Kon�denz-Bound festgelegt werden. Die Berechnungen und die dazu verwendeten Da-

ten werden im Folgenden erläutert.

Interne Kosten für Handling, Abwicklung und Bearbeitung

Wie die im vorangehenden Abschnitt erwähnten empirischen Studien zeigten, verur-

sacht jedes Zahlungsmittel dem Handel gewisse Kosten. So entstehen zum Beispiel

beim Zahlungsvorgang an sich unterschiedlich hohe Zeitkosten. Nachdem der Zah-
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Abbildung 17: Mehrkosten bei der Zurverfügungstellung von Liquidität (cLE)

Mehrkosten pro Transaktionseinheit (in %)

• Interne Kosten für Handling, Abwicklung und Bearbeitung: 0.90% 0.80% 1.00%

Mehrkosten bei der Zurverfügungstellung von Liquidität im Vergleich zu den

Kosten einer Kreditkartenzahlung (ohne MSC), z.B. für
• Bonitätsprüfung
• Verarbeitung, Administration und Debitorenbuchhaltung

- Spezielles Buchhaltungssystem zur Erfassung der zur Verfügung gestellten Liquidität
- Kontrolle / Überwachung der ausstehenden Liquidität

- Erstellung und Versand von Rechnungen/Einzahlungsscheinen (inkl. Porto)
- Mahnwesen

• Zins- bzw. Refinanzierungskosten: 0.49% 0.38% 0.62%

Durchschnittliche Dauer der Zurverfügungstellung der Liquidität (Tage) 40 35 45

Jährlicher Zinssatz (%) 4.5 4 5

• Kreditausfallkosten: 2.05% 1.80% 2.30%

Netto-Forderungsverluste in % des Gesamtvolumens bzw. -umsatzes

SUMME DER KOSTEN 3.44% 2.98% 3.92%

unterer

Konfidenz-

Bound

Schätzung

oberer

Konfidenz-

Bound

Quelle: eigene Berechnungen, vgl. dazu die Ausführungen im Text

lungsvorgang abgeschlossen ist und der Kunde das Geschäft verlassen hat, können je

nach Zahlungsmittel noch diverse weitere Kosten anfallen.

Bei Kreditkartenzahlungen fällt dem Handel sicherlich der grösste Teil der Kosten

zum Zeitpunkt des eigentlichen Zahlungsvorgangs an. Im Gegensatz dazu muss bei-

spielsweise bei Barzahlungen zu einem späteren Zeitpunkt das gesamte Bargeld in der

Kasse gezählt, zur Bank gebracht oder � insbesondere bei grösseren Transaktionsvo-

lumina � die Abholung durch einen Geldtransporter organisiert und bezahlt werden.

Hinzu kommt die Gefahr von Diebstählen.

Stellt der Handel dem Kunden selbst Liquidität zur Verfügung, entstehen im Vergleich

zu einer Kreditkartentransaktion zusätzliche interne Kosten für das Handling, die Ab-

wicklung und die Bearbeitung. Die einzelnen Kostenkomponenten sind in Abbildung

17 aufgeführt.

Bei Kreditkartenzahlungen kann sich der Handel darauf verlassen, dass ihm der Trans-

aktionsbetrag schnell und vollumfänglich gutgeschrieben wird. Es ist nicht notwendig,

dass der einzelne Händler dafür selbst bei jedem Kunden eine Bonitätsprüfung durch-
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führt. Stellt der Händler im Gegensatz dazu selbst Liquidität zur Verfügung, so wird

er sicherlich versuchen, bei erstmaligen Kunden eine Bonitätsprüfung durchzuführen,

um seine Debitorenverluste (siehe unten) zu minimieren. Eine umfassende Bonitäts-

prüfung, wie sie von den Issuern durchgeführt wird, ist für einzelne und insbesondere

für kleinere Händler jedoch kaum möglich. Bei jedem (Neu-)Kunden sind jedoch als

Minimum gewisse Kundendetails (insbesondere Name und Rechnungsadresse) in eine

Kundenkartei oder in ein anderes System aufzunehmen.

Der Handel benötigt zudem ein eigentliches Buchhaltungssystem, das eine Erfassung

der zur Verfügung gestellten Liquidität sowie eine Übersicht über die insgesamt ausste-

henden Kredite und die Fälligkeit der einzelnen Beträge ermöglicht. Schliesslich muss

den Kunden rechtzeitig eine Rechnung über den noch ausstehenden Betrag versendet

werden. Dies verursacht neben den Kosten für den Zeitaufwand auch Porto-Kosten.

Einige Kunden werden die Rechnung jedoch nicht innert der festgesetzten Frist (z.B.

innert 30 Tagen) begleichen. Gemäss dem KMU Portal (2008) ziehen 10% der

Schweizer Haushalte häu�g um und fallen durch wiederholte Zahlungsverzögerungen

auf. In diesen Fällen wird der Händler zunächst eine Mahnung bzw. eine Zahlungser-

innerung versenden, was wiederum Zeit benötigt und Porto-Kosten verursacht. Falls

schliesslich trotzdem keine Zahlung erfolgt, ist allenfalls ein Betreibungsverfahren ein-

zuleiten, was mit Zeitaufwand und weiteren Kosten verbunden ist.

Für das Handling, die Abwicklung und die Bearbeitung bei einem selbst bereitge-

stellten Liquiditätssystem werden Mehrkosten für den Handel in der Höhe von 0.90%

pro Transaktionsfranken angenommen. Unter Berücksichtigung der dem Handel bei

der eigenen Zurverfügungstellung von Liquidität zusätzlich entstehenden Kosten im

Vergleich zu den eigenen Kosten bei einer Kreditkartenzahlung (d.h. ohne MSC) sind

Mehrkosten in der Höhe von 0.80% bis 1.00% (unterer bzw. oberer Kon�denz-Bound)

eher als eine konservative Schätzung zu verstehen.

Zins- bzw. Re�nanzierungskosten

Gemäss Angaben von Intrum Justitia (2011) erfolgt in der Schweiz der Forde-

rungseingang bei Privatkunden im Durchschnitt nach 35 Tagen.80 Insgesamt betrug

80Die Angabe bezieht sich auf die Umfrage für das Jahr 2011. Im Vorjahr betrug die Dauer einen Tag
mehr. Im Gegensatz dazu erfolgt der Zahlungseingang bei Geschäftskunden oder bei Aufträgen
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im Jahr 2011 der Forderungsanteil von bis zu 30 Tagen 66%, jener von 31 bis 90 Tagen

27% sowie über 90 Tage 7%.

Bei den Issuern betrug die Fristigkeit im Jahr 2010 rund 45 Tage.81 Dieser Wert

wird als oberer Bound für die durchschnittliche Dauer der Zurverfügungstellung der

Liquidität de�niert. Der durchschnittliche Forderungseingang nach 35 Tagen gemäss

Intrum Justitia (2011) wird analog dazu als unterer Bound angenommen. Als

Schätzung für den erwarteten Zahlungseingang wurde der Mittelwert aus diesen bei-

den Fristen (40 Tage) verwendet.

Im Gegensatz zur Zurverfügungstellung von Liquidität wird dem Handel bei einer Kre-

ditkartenzahlung der Transaktionsbetrag innert kürzester Zeit gutgeschrieben. Das

Geld steht dem Handel folglich kurz nach der Transaktion zur Verfügung und ist zur

Verwendung bereit, beispielsweise für die Bescha�ung weiterer Waren, für Investitio-

nen oder für eine Kapitalanlage.

Bei einem selbst bereitgestellten Liquiditätssystem stellt der Handel den Kunden vom

Zeitpunkt des Verkaufs bis zum e�ektiven Zahlungseingang die benötigte Liquidität

zur Verfügung. Für diese Periode sind entsprechend Re�nanzierungskosten bzw. ent-

gangene Zinskosten des Handels zu berücksichtigen. Für die Berechnung der Zins-

bzw. Re�nanzierungskosten wurden Jahreszinsen zwischen 4% und 5% angenommen.

Mit diesen Angaben wurden die Kosten des Handels für die jeweilige Dauer der Li-

quiditätszurverfügungstellung berechnet (vgl. Abbildung 17).

Kreditausfallkosten

Im European Payment Index der Intrum Justitia werden jährlich verschiedenste Indi-

katoren zum Zahlungsverhalten in den einzelnen europäischen Ländern erhoben. Bei

der Umfrage im Jahr 2011 wurden beispielsweise Angaben für 25 Länder erhoben. In

der Umfrage werden rund 6'000 Unternehmen befragt, wobei unterschiedliche Firmen-

grössen und Sektoren berücksichtigt werden. Während der im Report von Intrum

Justitia (2011) aufgeführten Jahre (2008-2011) betragen die Forderungsverluste in

der Schweiz im Durchschnitt 2.05% vom Gesamtumsatz. Die Schweiz bewegt sich

damit im europäischen Vergleich auf einem tiefen Niveau.

der ö�entlichen Verwaltung im Durchschnitt erst nach 40 bzw. 45 Tagen.
81Quelle: eigene Erhebungen bei den Schweizer Issuern

121



5 Empirische Untersuchungen und Evidenz

Der Durchschnitt der Forderungsverluste in der Schweiz von 2.05% wird als Schätzung

für die Kreditausfallkosten verwendet. Als unterer bzw. oberer Bound werden die

tiefsten bzw. höchsten Werte während der im Report aufgeführten Jahre verwendet.

Damit ergibt sich für die Forderungsverluste, respektive für die Kreditausfallkosten,

ein Wertebereich von 1.80% bis 2.30%.

Gemäss KMU Portal (2009) betragen die Debitorenverluste im Schweizer KMU-

Durchschnitt zwischen 1% und 3% des Gesamtumsatzes. Der Handel stellt die Liqui-

dität jedoch hauptsächlich Privatpersonen zur Verfügung. Laut Angaben vom KMU

Portal (2008) sind 5% der Schweizer Haushalte erfahrungsgemäss als Hochrisiko-

gruppe einzustufen in Bezug auf ihre Kreditwürdigkeit. Bei Forderungen gegenüber

dieser Gruppe seien Verluste deshalb mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten.

Es gilt zudem zu berücksichtigen, dass ein grösserer �Moral Hazard� auftreten dürfte,

wenn der Handel selbst Liquidität zur Verfügung stellt im Vergleich zur Verwendung

von Kreditkarten. Es ist eher unwahrscheinlich, dass ein Händler bei jedem Kunden

eine Betreibung einleitet, wenn dieser die zur Verfügung gestellte Liquidität trotz

Mahnung nicht zurückzahlt. Dies dürfte umso eher zutre�en, falls es sich um einen

kleineren Betrag handelt. Sind sich jedoch (insbesondere einmalige) Kunden dessen

bewusst, kann dies durchaus einen negativen Ein�uss auf ihre Zahlungsmoral haben.

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen sowie der Erfahrungswerte aus dem KMU-

Bereich handelt es sich bei dem in Abbildung 17 angenommenen Wertebereich der

Kreditausfälle von 1.80% bis 2.30% des Gesamtumsatzes sowie dem als Schätzung

verwendeten Mittelwert von 2.05% eher um eine konservative Approximation für die

tatsächlichen Kreditausfallkosten eines einzelnen Händlers.

Berechnung von cA � Kosten und Marge der Acquirer

Für die Berechnung von cA konnte auf empirische Werte aus dem Jahr 2010 zurückge-

gri�en werden. Von drei der in der Schweiz tätigen Acquirer wurden dazu im Rahmen

dieser Studie (transaktionsabhängige) Kosten- und Ertragsdaten erhoben.

Die empirischen Daten beziehen sich auf das Kreditkarten-Acquiring-Geschäft im In-

land und beschränken sich auf Visa- und MasterCard-Transaktionen (ohne ATM-

Transaktionen). cA wurde schliesslich basierend auf den erhobenen Daten berechnet.
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5.3.3 Resultate

Basierend auf den in Abschnitt 5.3.2 geschätzten Parametern wurde die erweiterte

Tourist-Test Interchange Fee berechnet. Die folgende Abbildung 18 veranschaulicht

deren Berechnung anhand der in Abschnitt 5.2 hergeleiteten Formel 6. Mit Hilfe der

empirisch geschätzten Parameter resultiert eine auf dem erweiterten Tourist-Test ba-

sierende Interchange Fee in der Höhe von 1.40%. Dies ist die Interchange Fee, welche

unter den Annahmen des erweiterten Tourist-Tests (vgl. Abschnitt 5.2.1) die Nutzer-

rente maximiert.

Abbildung 18: Berechnung der erweiterten Tourist-Test Interchange Fee

Quelle: eigene Berechnung basierend auf den empirisch geschätzten Parametern

Tabelle 7 fasst die in Abschnitt 5.3.2 gemachten Schätzungen für die einzelnen Para-

meter und die entsprechenden Kon�denz-Bounds zusammen und zeigt die daraus

resultierenden Interchange Fees. Für die Berechnung des unteren und des oberen

Kon�denz-Bounds wurde jeweils jener Wert aus dem Paramter-Wertebereich verwen-

det, der zu einer möglichst tiefen bzw. möglichst hohen Interchange Fee führt. Folglich

können die dazugehörigen Interchange Fees innerhalb der Wertebereiche der Para-

meterschätzungen (vgl. Abschnitt 5.3.2) als Höchst- bzw. Tiefstgrenzen angesehen

werden.
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Tabelle 7: Schätzung der erweiterten Tourist-Test Interchange Fee

Parameter Schätzung unterer Kon�denz-Bound oberer Kon�denz-Bound

cBE 1.30% 0.94% 1.59%

cLE 3.44% 2.98% 3.92%

cA 0.50% 0.50% 0.50%

bL CHF 900 CHF 1'400 CHF 400

δLE 28.2% 19.7% 45.5%

δBE 71.8% 80.3% 54.5%

IF eTT 1.40% 0.84% 2.15%
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Im Kreditkartenmarkt zeichnete sich bereits früh ein Trend in Richtung einer Spezia-

lisierung ab. Dies führte zu einer Aufspaltung der Kreditkartenunternehmen in zwei

separate Geschäftsbereiche, welche sich jeweils auf eine Marktseite des zweiseitigen

Kreditkartenmarktes (Issuing bzw. Acquiring) spezialisieren. Zwischen diesen beiden

Bereichen �ndet � wie in zweiseitigen Märkten durchaus üblich � ein Transfer statt,

der in Form einer Interchange Fee von der Acquiring-Seite des Marktes an die Issuing-

Seite �iesst.

Die Höhe der Interchange Fee wurde in den Vier-Parteien-Systemen traditionellerweise

von den Issuern und den Acquirern multilateral festgelegt. Obwohl diese Art der

Festlegung aus E�zienzgründen gerechtfertigt werden kann, wird die Legitimierung

dieser Ausgleichszahlung bisweilen in Frage gestellt. Vor einigen Jahren wurde auch

die Schweizer Wettbewerbsbehörde (Weko) auf die Domestic Multilateral Interchange

Fees (DMIF) in der Schweiz aufmerksam.

Im Rahmen ihrer Untersuchung wurde die gemeinsame Festlegung der DMIF durch

die beiden Gremien Issuer/Acquirer Forum Visa und Card Committee MasterCard

von der Wettbewerbskommission (2005) als eine horizontale Preisabrede quali-

�ziert. In ihren Erwägungen anerkennt die Weko allerdings durchaus die E�zienz-

nachteile und die Schwierigkeiten der alternativen Festlegung, nämlich der bilateralen

Verhandlungen zwischen den einzelnen Issuern und Acquirern (vgl. Abschnitt 3.2.4).

Infolgedessen wurde beschlossen, die Festlegung der DMIF inskünftig � ähnlich wie in

einem einseitigen Markt � in einer objektiven und transparenten Weise an die Kosten

der Issuer zu knüpfen, um �die negativen Auswirkungen des multilateralen Verhan-

delns zu beseitigen und gleichzeitig die E�zienzvorteile des multilateralen Systems zu

bewahren� (Wettbewerbskommission, 2005, S. 93).

Auf der Basis einer (Issuer-)kostenbasierten Berechnungsformel wurde die DMIF ge-

senkt, wobei von der Wettbewerbskommission (2005) im Rahmen einer einver-

nehmlichen Regelung ein Maximalwert von 1.30% bis 1.35% festgelegt wurde. Im Jahr

2010 erfolgte ein weiterer Eingri� durch die Weko. Die neue provisorische Regelung der

Wettbewerbskommission (2010b), welche wiederum in Form einer einvernehmli-

chen Regelung erlassen wurde, sieht eine stärkere Orientierung an den kostene�zien-

testen Marktteilnehmern vor als bisher, um so mittelfristig die kostendisziplinierende
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Dynamik im Kreditkartenmarkt zu verstärken (sogenannte �Yardstick-Competition�).

Dazu werden in der neuen Berechnungsformel die Issuer mit den tiefen Kosten stärker

gewichtet. Für das Jahr 2010 wurde eine weitere Absenkung der DMIF vorgesehen

(von 1.282% auf 1.058%), womit sich diese dem europäischen Durchschnitt anglich.

Im Rahmen der vorliegenden Studie wurde deutlich, dass die heutige Praxis der Weko

der besonderen Struktur des zweiseitigen Marktes nicht gerecht wird. Bei der multi-

lateralen Festlegung der DMIF wird zwar ein wesentlicher Preisbestandteil der Mer-

chant Service Charge (MSC) festgelegt, welche die Händler an die Acquirer zu ent-

richten haben. DieWettbewerbskommission (2005) stellt aber auf der Acquiring-

Seite des Marktes einen wirksamen Wettbewerb fest (siehe Abschnitt 4.3). Die beiden

Marktseiten, d.h. das Acquiring und das Issuing voneinander abzugrenzen, ist jedoch

problematisch, da die Teilmärkte in einem zweiseitigen Markt interdependent sind.

Wie in Kapitel 2 gezeigt wurde, haben im Kreditkartenmarkt die Eigenschaften sämt-

licher Marktteilnehmer einen Ein�uss auf das Marktergebnis und entsprechend auch

auf die optimale Interchange Fee. Die Theorie über Kreditkartenmärkte liefert keine

konklusive Evidenz, dass eine generelle, systematische Diskrepanz zwischen der privat

festgelegten und der sozial optimalen Interchange Fee besteht.

Aus industrieökonomischer Sicht ist eine Regulierung der DMIF nicht notwendig.

Bislang konnte nämlich weder empirisch noch theoretisch eindeutig gezeigt werden,

dass die privat fest gesetzte Interchange Fee höher als die sozial optimale Interchange

Fee ist (vgl. Kapitel 2). Die prioritäre Handlungsempfehlung ist deshalb, dass die

Wettbewerbskommission die DMIF nicht reguliert.

Wie in Abschnitt 3.5.2 gezeigt wurde, hat dieWettbewerbskommission (2005) die

Marktabgrenzung zu anderen Zahlungsmitteln � analog zu den Wettbewerbsbehörden

in anderen Ländern � zu eng vorgenommen. Die mangelnde Substituierbarkeit der

Kreditkarte sollte sich jedoch vielmehr auf die Preisreagibilität beziehen. Konkret

besteht die Gefahr, dass die Kreditkartenakzeptanz der Händler primär aufgrund

von strategischen Überlegungen statt�ndet (sogenanntes �must take cards�-Argument;

vgl. dazu u.a. die Abschnitte 2.2.3 und 5.1.1). Zur Vermeidung von ine�zient hohen

Interchange Fees, die daraus resultieren können, wurde von Rochet und Tirole

(2007) das Konzept des �Tourist-Tests� vorgeschlagen.

Der einfache Tourist-Test, wie er bereits in Europa angewendet wird, weist allerdings
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einige erhebliche theoretische und praktische Schwächen auf (siehe Abschnitt 5.1).

Aus diesem Grund ist der einfache Tourist-Test aus industrieökonomischer Sicht kein

taugliches Instrument zur Regulierung der DMIF. Basierend auf den Modellen von

Rochet und Tirole (2007) sowie Rochet undWright (2010) wurde in Abschnitt

5.2 ein erweiterter Tourist-Test entwickelt. Die Operationalisierung des erweiterten

Modells erfordert die Annahme, dass Kreditkarten insbesondere bei grösseren Trans-

aktionsbeträgen für den Handel � aber auch für den Karteninhaber � nützlich sind.

Bei hohen Transaktionsbeträgen wird � wie in Abschnitt 5.2.1 dargelegt � häu�g die

bei der Kreditkarte implizit verfügbare Liquiditätsfunktion in Anspruch genommen.

Solche Käufe kommen annahmegemäss nur zustande, falls dem Käufer unmittelbar

Liquidität zur Verfügung gestellt wird, wobei je nach Kunde eine kurz- oder länger-

fristige Zurverfügungstellung von Liquidität notwendig ist. Akzeptiert der Händler

Kreditkarten, so kann der Kunde die Liquiditätsfunktion der Kreditkarte nutzen und

der Kauf kommt zustande.

Alternativ dazu könnte der Handel auch ein Kreditkarten-Ersatzsystem bereitstellen

und den Kunden selbst Liquidität zur Verfügung stellen (Abbildung 9 veranschaulicht

die Ersatzsysteme graphisch). Dies dürfte dem Handel jedoch Mehrkosten verursachen

im Vergleich zur Kreditkartenakzeptanz. Die eigene Zurverfügungstellung von (kurz-

oder mittelfristiger) Liquidität ist nämlich mit Administrations-, Re�nanzierungs- und

Ausfallkosten verbunden (vgl. dazu Abschnitt 5.3.2 und insbesondere Abbildung 17).

Kleinere Beträge, die keine zusätzliche Liquidität erfordern, lassen sich allerdings im

Gegensatz zu hohen Transaktionsbeträgen auch gut bar anstatt mit Kreditkarte ab-

wickeln. Bei Bargeldtransaktionen entstehen dem Handel jedoch ebenfalls (Mehr-)

Kosten im Vergleich zu einer Kreditkartentransaktion (abzüglich der MSC; siehe Ta-

belle 5 in Abschnitt 5.3.2). Die Vernachlässigung der MSC begründet sich in diesem

Zusammenhang damit, dass im Rahmen des erweiterten Tourist-Test Modells eine

Interchange Fee berechnet wird, die auf den Kosten beruht, welche der Handel bei der

Kreditkartenakzeptanz vermeidet. Die vermiedenen Kosten entsprechen denjenigen,

die dem Handel durch ein Kreditkarten-Ersatzsystem entstehen würden.

Beim erweiterten Tourist-Test � wie er in Abschnitt 5.2.1 hergeleitet wurde � wird

der Preis des Handels für das Kreditkartensystem (sprich die MSC) gleich dem Preis

der Kreditkarten-Ersatzsysteme gesetzt. Daraus ergibt sich ein operationalisierbares

Modell, mit dem die erweiterte Tourist-Test Interchange Fee berechnet werden kann
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6 Schlussfolgerungen und Zusammenfassung

(siehe Abschnitt 5.3.1). Die dazu erforderlichen Parameter wurden in Abschnitt 5.3.2

mit Hilfe von empirischen Daten geschätzt. Basierend auf dem erweiterten Tourist-

Test konnte eine IF zwischen 0.84% und 2.15% ermittelt werden. Ausgehend von den

konservativen Annahmen bei diesen Schätzungen konnte eine erweiterte Tourist-Test

Interchange Fee in der Höhe von 1.4% ausgemacht werden (siehe Abschnitt 5.3.3).

Wie die Ausführungen im Rahmen dieser Studie gezeigt haben, ist aus ökonomischen

Gründen ein Eingri� in den Kreditkartenmarkt nicht notwendig . Weder liefert die

Theorie eindeutige Hinweise darauf, dass die privat (multilateral) festgesetzten In-

terchange Fees stets über der sozial optimalen Interchange Fees liegen, noch liegt

empirische Evidenz dafür vor, dass die DMIF zu hoch ist bzw. dass eine Übernutzung

von Kreditkarten statt�ndet.

Erfolgt trotz dieser Einwände ein Eingri� durch die Wettbewerbsbehörde, so wird

als subsidiäre Handlungsempfehlung die Festlegung der Interchange Fee gemäss des

erweiterten Tourist-Tests empfohlen, wie er in Abschnitt 5.2 hergeleitet wurde. Dieser

berücksichtigt nicht nur ein zentrales Problem in der Praxis (das sogenannte �must

take cards�-Argument), sondern ist zudem theoretisch fundiert und orientiert sich an

der Nutzerrente. Ausgehend von den konservativen Annahmen über die Höhe der

Parameter ist die Interchange Fee auf einer Höhe von rund 1.4% festzusetzen.

Im Gegensatz zur (Issuer-)kostenbasierten �Preis�-Festsetzung, welcher in einem zwei-

seitigen Markt wie dem Kreditkartenmarkt in der Literatur im Allgemeinen die Op-

timalität abgesprochen wird, handelt es sich bei der (erweiterten) Tourist-Test Inter-

change Fee um ein Konzept, das auf der Nutzerrente beruht. Das heisst, dass mit

dieser Interchange Fee der gemeinsame Nutzen der Karteninhaber und der Händler

maximiert wird.

Ein weiterer Vorteil des erweiterten Tourist-Tests liegt darin, dass die Interchange

Fee relativ leicht mit Hilfe von einigen wenigen Parametern berechnet werden kann.

Relevante Entwicklungen im Zahlungsmittelmarkt (z.B. Veränderungen der Bargeld-

kosten), welche die erweiterte Tourist-Test Interchange Fee beein�ussen, können somit

von der Wettbewerbsbehörde jederzeit problemlos in die Berechnung aufgenommen

werden. Dadurch lässt sich die Interchange Fee stets an die aktuelle Marktsituation

anpassen und auf eine transparente Weise empirisch festsetzen.
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